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Liebe Leserinnen und Leser,

nach der Wahl ist vor der Wahl....

Die Bundestagswahl 2009 ist vorbei. Die aktuelle Krise taugte im Wahlkampf nur als
Bühnenhintergrund. Statt unbequeme Wahrheiten jetzt zu formulieren und gemein-
sam ein Suchen nach nachhaltigen Lösungen zu beginnen, verharrten die Parteien in
alten Wahlkampfritualen. Der Streit um die Nutzung von Dienstwagen beherrschte
vielfach die Schlagzeilen. 
Ist die nationale Politik an ihre Grenzen geraten? Trauen die WählerInnen den Partei-
en ein verlässliches Konzept zur langfristigen Bewältigung der Krise noch zu? Das
Superwahljahr 2009 lässt eine deutliche Tendenz erkennen. Die Wahlbeteiligung
sinkt, auch unter aktuell krisenhaften Bedingungen. Beispiel Hessen: dort sinkt sie
auf 61%. Beispiel Europa: an der Wahl beteiligen sich – trotz oder wegen der Verfas-
sungskrise – 43% der Wahlberechtigen. Die Nichtwähler stellen die Mehrheit. Man-
che sprechen von einer Zuschauerdemokratie. Angesichts zunehmender Wahlenthal-
tung sehen Politologen das demokratische System selbst in Gefahr, weil die Legiti-
mation der Gewählten abnehme. Gibt es einen Grenzwert demokratischer Legitima-
tion? Und was wäre, wenn die Parlamente unter einem latenten Demokratie- und
Legitimationsdefizit litten? 

Angesichts der Wirtschafts- und Finanzkrise-Krise, so könnte man einwenden, wird
die Bedeutung der Legitimation durch Wahl erheblich überschätzt. Das Parlament
hat über einen Bundeshaushalt von etwa 300 Mrd. € zu entscheiden. SoFFin – der
Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung – verfügt über ein Finanzierungsvolumen
von 100 Mrd. € und kann Garantien bis zur Höhe von 400 Mrd. € gewähren. Alles
Wesentliche läuft über die Exekutive, ohne Wahl und nur begrenzt kontrollierbar.

Wie immer man die Situation deutlich sinkender Wahlbeteiligung bewertet – ob die
Demokratie sich nur einen Erholungsschlaf nimmt oder ins Koma gefallen ist –
solange entsprechend den verfassungsrechtlichen Wahlgrundsätzen gewählt werden
kann, ist dem repräsentativen System der Demokratie Genüge getan. Es entsteht
Legitimation durch Verfahren. Der Wahlakt sichert die Möglichkeit der Teilhabe am
politischen Entscheidungsprozess. Solange es keine Wahlpflicht gibt, ist das Nicht-
wählen eine zulässige Verhaltensweise. Auch wenn auf den 1. Blick viel dafür spre-
chen könnte, die Sorge um die Krisenfestigkeit der Demokratie durch Wahlpflicht zu
beenden und auf den 2. Blick befördert die Erinnerung an 90 Jahre Frauenwahlrecht
Unverständnis für das Nichtwählen. Noch bleibt uns auch in der Krise die Wahl zwi-
schen wählen und nicht wählen.

Und diese Alternative gilt auch für die anstehende Landtagswahl in NRW im Mai
2010. Ein bisschen können wir WählerInnen uns auf den kommenden Wahlkampf
freuen. Das obligatorische Dienstwagen-Thema ist bereits abgearbeitet. Das VG Düs-
seldorf (Az:26 K 5707/08) hat der Klage der Deutschen Umwelthilfe gegen den Mini-
sterpräsidenten des Landes NRW stattgegeben. Die Kläger stützten sich auf Vorschrif-
ten des Umweltinformationsgesetzes und des Informationsfreiheitsgesetzes, um Aus-
kunft über den Modelltyp, die Höchstgeschwindigkeit und die CO2-Emissionswerte
des emissionsträchtigsten Dienstwagens der Landesregierung zu erhalten. Die Lan-
desregierung hatte diese Informationen aus Sicherheitsgründen verweigert. Sie fürch-
tete, dass damit Rückschlüsse auf eine bestimmte Sicherheitsausrüstung des betref-
fenden Fahrzeuges möglich seien. Das VG meinte, dass diese Daten auch bei Händ-
lern und Herstellen abgefragt werden könnten und deshalb so allgemein seien, dass
eine wie auch immer geartete Gefährdung des Ministerpräsidenten auszuschließen
sei. Allerdings: Gegen das Urteil ist Berufung möglich.

Regierungsdirektor Dr. Werner Glenewinkel
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Es waren und sind die soziale Marktwirtschaft und mit ihr auch die
Sozialstaatlichkeit, die der Bundesrepublik Deutschland über Jahr-
zehnte und bis zum heutigen Tag ein hohes Maß an Wohlstand für
breite Kreise der Bevölkerung und sozialen Frieden gebracht haben.
Der deutsche Sozialstaat kann dabei – von seinen Anfängen in der
Bismarck’schen Sozialgesetzgebung, über Weltkriege, staatliche und
wirtschaftliche Zusammenbrüche und Währungsreformen hinweg –
auf eine nahezu ungebrochene Kontinuität bis in das ausgehende 19.
Jahrhundert zurückblicken. Ohne Übertreibung lässt sich deshalb
feststellen, dass der Sozialstaat einen nicht unwesentlichen Teil der
nationalen Identität Deutschlands ausmacht. Für den sozialen
Zusammenhalt und für die innere Einheit Deutschlands ist er von
nicht minder großer Bedeutung. 

Unübersehbar ist allerdings auch, dass sich Deutschland und der
deutsche Sozialstaat in einer Zeit des Umbruchs befinden. Der größ-
te und wichtigste Teil der in Deutschland in letzter Zeit angegangenen
und der noch anstehenden Reformaufgaben betrifft dabei zentrale
Fragen der Sozialpolitik und der sozialstaatlichen Gesetzgebung. Es
geht noch immer um die Bekämpfung der hohen Arbeitslosigkeit; es
geht um die Anpassung der Altersversorgungssysteme an veränderte
Erwerbsbiographien und an die demographische Entwicklung; und
es geht um Effizienz- und Finanzierungsprobleme in fast allen Zwei-
gen der Sozialversicherung und im gesamten Bereich des Gesund-
heitswesens. Die ersten Reformschritte sind unternommen, aber ein
großer Teil des Weges steht offenbar noch bevor. 

Nachfolgend werde ich zunächst (I.) etwas näher auf den verfas-
sungsrechtlichen Ausgangspunkt der Sozialstaatlichkeit, aber auch
(II.) auf die Grenzen der sozialstaatlichen Leistungsfähigkeit einge-
hen. Das wird mich (III.) zum schwierigen Thema der „Generatio-
nengerechtigkeit“ führen. In einem weiteren Schritt (IV.) werde ich
der Frage nachgehen, inwieweit die Verfassung den von ihr dem
Gesetzgeber grundsätzlich eingeräumten weiten Gestaltungsspiel-
raum an einigen Stellen einengt. Abschließend werde ich das Verhält-
nis der Sozialstaatlichkeit einerseits zum Föderalismus (V.) und
andererseits zur zunehmend internationalen Dimension des Sozial-
staatsprinzips (VI.) behandeln.

I. Soziales Staatsziel – politischer Gestaltungsauftrag mit frei-
heitlicher Dimension

Ich will Ihre Aufmerksamkeit zunächst auf den Begriff des „Sozi-
alstaats“ lenken. Zweierlei ist hier erwähnenswert:

1. Zum einen: Das Grundgesetz selbst verwendet an keiner Stelle
die – ansonsten ja allgemein gebräuchliche – Wortverbindung „Sozi-
alstaat“. Das Adjektiv „sozial“ tritt vielmehr nur in Verbindung mit
anderen Staatsstrukturprinzipien auf. So definiert Art. 20 Abs. 1 GG
die Bundesrepublik Deutschland als einen „demokratischen und
sozialen Bundesstaat“. Eine andere Bestimmung – Art. 28 Abs. 1 Satz
1 GG – spricht von den „Grundsätzen des republikanischen, demo-
kratischen und sozialen Rechtsstaates“. Der Europa-Artikel 23 des
Grundgesetzes schließlich ermächtigt die Bundesrepublik dazu, an
der Entwicklung der Europäischen Union mitzuwirken, die (unter

anderem) „demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderati-
ven Grundsätzen“ verpflichtet ist. Dieser Zusammenhang zwischen
dem sozialen Staatsziel und den übrigen Grundprinzipien ist kein
Zufall. Er macht deutlich, dass das Sozialstaatsprinzip eingebunden
ist in das System der repräsentativen, parlamentarischen Demokratie,
in die bundesstaatliche Verteilung der Aufgaben und Befugnisse und in
die Formen und Verfahren der Rechtsstaatlichkeit. Das Sozialstaats-
prinzip ist hierbei ein Prinzip, das in besonderer Weise auf eine politi-
sche Realisation und Umsetzung angewiesen ist; und es ist auch nicht
der “totale Sozialstaat”, sondern die soziale Demokratie in den Formen
des Rechtsstaats, die der grundgesetzlichen Ordnung entspricht.

2. Bestätigt und ergänzt wird dies durch einen zweiten Punkt: Das
Grundgesetz verzichtet auf eine ausdrückliche nähere Präzisierung des
Begriffs „sozial“. Das Grundgesetz enthält – anders als noch die Wei-
marer Reichsverfassung von 1919 – kein ausdrückliches soziales Pro-
gramm, keine materielle Sozialverfassung. Das Sozialstaatsprinzip des
Grundgesetzes zeichnet sich vielmehr durch eine relative inhaltliche
Unbestimmtheit und Offenheit aus. Es ist gerichtet – wie es in verschie-
denen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts heißt – auf eine
gerechte Sozialordnung, auf soziale Sicherheit, auf die Herstellung
menschenwürdiger und erträglicher Lebensbedingungen für alle, auf
einen Ausgleich der sozialen Gegensätze, auf eine gerechte Verteilung
der Lasten. Das alles sind Ziele und Handlungsaufträge, denen ein
hoher Konkretisierungsbedarf eigen ist. Ihm nachzukommen ist in
erster Linie Sache des parlamentarischen Gesetzgebers. Der Gesetzge-
ber verfügt dabei, wie das Bundesverfassungsgericht stets betont hat,
über einen weiten Spielraum der Gestaltung und Abwägung.

3. Für das verfassungsrechtlich mögliche Maß politischer Refor-
mansätze ist dabei von großer Bedeutung, dass das Prinzip der Sozi-
alstaatlichkeit eine „freiheitliche Dimension“ hat. Das Grundgesetz
hat seine Basis im Prinzip der Freiheit und der Eigenverantwortung
der Bürger, mit allen Chancen und natürlich auch mit den entspre-
chenden Risiken. Und es ergänzt diese freiheitlichen Grundlagen
durch den sozialstaatlichen Auftrag an die Politik, die Entfaltung-
schancen der Bürgerinnen und Bürger zu sichern und ihnen diejeni-
gen elementaren Risiken abzunehmen, die sie selber nicht tragen
können. So soll Sorge dafür getragen werden, dass die Bürgerinnen
und Bürger von den ihnen verliehenen Freiheiten auch aktiv
Gebrauch machen und ihr Leben selbst in die Hand nehmen können.
Nur auf dieser Basis kann nämlich auch davon ausgegangen werden,
dass in der Gesellschaft die nötige Eigenverantwortung übernommen
wird, ohne die eine freiheitliche Gesellschaft zum Scheitern verur-
teilte wäre. Es geht bei der Sozialstaatlichkeit also auch darum, eine
vom Staat unabhängige Zivilgesellschaft zu ermöglichen, damit der
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Staat nicht in scheinbarer Fürsorglichkeit weite Teile des menschli-
chen Lebens wieder an sich ziehen und so die im Ausgangspunkt
bestehende Freiheitlichkeit wieder in Frage stellen muss. Das Verfas-
sungsprinzip des Sozialstaats als solches ist vor diesem Hintergrund
grundsätzlich kein Hemmschuh für notwendige Reformen, die auf
eine stärkere Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger setzen.

4. Das Grundgesetz enthält auch keine sozialen Grundrechte im
Sinne von unmittelbar durch die Verfassung begründeten, für den Ein-
zelnen einklagbaren Ansprüchen auf bestimmte staatliche Leistun-
gen, in einer bestimmten Höhe oder in einem bestimmten Umfang.
Das gilt letztlich auch für das dem Grunde nach, aus Art. 1 Abs. 1 GG
in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip folgende Grundrecht auf
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums. 

Es gibt auch kein Grundrecht auf Arbeit in dem Sinne, dass der Staat
zur Bereitstellung eines angemessenen Arbeitsplatzes – oder überhaupt
eines Arbeitsplatzes – für jeden Bürger verpflichtet wäre. Womöglich
mag man angesichts der hohen Arbeitslosigkeit versucht sein, darin
einen Mangel zu sehen. Man muss sich aber die Konsequenzen eines
solchen Verfassungsanspruchs auf Arbeit vor Augen führen. Denn wer
soziale Grundrechte fordert, muss dem Staat zugleich die Eingriffsmög-
lichkeiten und letztlich die Zwangsmittel geben, um möglicherweise
millionenfach geltend gemachte Ansprüche befriedigen zu können. Das
Grundmodell eines solchen Systems lässt sich in der Verfassung der
ehemaligen DDR nachlesen. Diese räumte jedem Bürger, jedenfalls auf
dem Papier, ein Recht auf Arbeit ein, bestimmte jedoch – man kann
schon sagen folgerichtig – in demselben Artikel, dass dieses Recht
(unter anderem) gewährleistet wird durch das sozialistische Eigentum
an den Produktionsmitteln und durch die sozialistische Leitung und Pla-
nung des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses. Es ist dann übri-
gens nur noch ein kleiner Schritt zu dem ebenfalls in dieser Bestimmung
enthaltenen Satz, dass eine gesellschaftlich nützliche Tätigkeit eine
ehrenvolle Pflicht für jeden arbeitsfähigen Bürger ist und dass das Recht
auf Arbeit und die Pflicht zur Arbeit eine Einheit bilden.

Die rechtliche Konstruktion sozialer Grundrechte ginge also letzt-
lich nur auf in einem – etwa sozialistischen – Gesellschaftsmodell mit
einer Zentralverwaltungswirtschaft unter gleichzeitiger Hintanstel-
lung individueller Freiheitsrechte, das sich das Grundgesetz gerade
nicht zu eigen gemacht hat.

5. Zusammenfassend ausgedrückt ist der Sozialstaat, so wie wir
ihn in Deutschland kennen, nicht die Verwirklichung eines in der Ver-
fassung vorgegebenen oder vorgeschriebenen Modells, sondern er ist
das Resultat politischer Gestaltung und Rechtsetzung. Auf demsel-
ben Weg, auf dem er entstanden und gewachsen ist, kann der Sozial-
staat fortentwickelt, geändert, angepasst und grundsätzlich auch in
Maßen wieder zurückgebaut werden. Dies gilt auch für Veränderun-
gen bei den sozialen Sicherungssystemen. Das Sozialstaatsprinzip
als solches garantiert zum Beispiel weder eine bestimmte Rentenfor-
mel noch eine bestimmte Rentenhöhe; es legt auch nicht die Zeit-
punkte und Modalitäten von Rentenanpassungen fest. 

II. Grenzen sozialstaatlicher Leistungsfähigkeit

1. Wenn von einer „Kultur der Eigenverantwortung“ gesprochen
wird, wenn manchmal sogar von einem neuen Gesellschaftsvertrag
die Rede ist, der die Staatsverantwortung in moderater Weise zurück-
führt, dann basiert das regelmäßig auf einer Einschätzung der staatli-
chen Leistungsfähigkeit, die man im gegenwärtigen Zeitpunkt im
besten Fall als äußerst prekär bezeichnen kann und nach der für man-
chen die Forderung einer Reduktion von Staatsverantwortung nicht
etwa nur als sinnvoll, sondern vielmehr als unabdingbar erscheint. 

2. Die wesentliche Ursache dieser Entwicklung ist darin zu
sehen, dass der Staat seit Jahrzehnten mit einem massiven Anwach-
sen von Aufgaben in den meisten Politikfeldern zu kämpfen hat. Mit
dem technologischen und sozialen Fortschritt hat er über Jahrzehnte
hinweg immer mehr Aufgaben an sich gezogen, bisweilen auch poli-
tisch alternativlos übernehmen müssen, ohne die damit gleichzeitig
eintretenden häufig sehr langfristigen Belastungen ausreichend zu
berücksichtigen. 

Rechtlicherseits gilt dabei das Prinzip der „offenen Staatsaufga-
ben“. Die vom Staat wahrgenommenen Aufgaben müssen sich also
von Verfassungs wegen nicht auf den Bereich klassischer Staatsfunk-
tionen oder auf einen abgeschlossenen Kanon von Aufgaben
beschränken. Auch in tatsächlicher Hinsicht haben die vom Staat
übernommenen Aufgaben in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich
zugenommen. Die Folge war in den letzten 30 Jahren ein Anstieg der
Staatsquote auf über 40 % und zeitweise beinahe 50 %1; mit anderen
Worten belaufen sich die Gesamtausgaben des Staates auf beinahe die
Hälfte des Bruttoinlandsproduktes. Die immense Staatsverschuldung
ist also auch Ausfluss einer Aufgabenexpansion beim Staat. 

3. Diese Entwicklung dürfte sich angesichts der Auswirkungen
der Finanzmarktkrise und der notwendigen staatlichen Reaktionen
hierauf noch verstärken. So wurde kürzlich von einer Prognose der
EU-Kommission berichtet2, wonach unter der Annahme unverän-
derter Politik die Staatsschuld in Deutschland von rund 66 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) im vergangenen Jahr auf etwas
über 100 Prozent im Jahr 2030 und auf rund 320 Prozent des BIP im
Jahr 2060 steigen würde. Es sei dabei darauf hingewiesen, dass der
im EG-Vertrag festgelegte Referenzwert für die Staatsschuld 60 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts beträgt. Gerade der Bereich des
Sozialstaates spielt dabei eine zentrale Rolle. Denn nach der Schät-
zung des Sozialberichts 2009 der Bundesregierung soll allein die
Sozialleistungsquote – also der Anteil der Sozialleistungen am Brut-
toinlandsprodukt – im Jahr 2009 bei 31,9 liegen. 3 Dabei ist zu
bedenken, dass in diesem Sozialbudget die Zuschüsse aus dem
Staatshaushalt im Jahr 2009 auf 37,9 % geschätzt werden4.

4. Die notwendige Kehrseite einer hohen Staatsquote ist eine
hohe Staatsverschuldung – jedenfalls dann, wenn man entsprechend
deutliche Erhöhungen der Steuerlast nicht beschließen will. Eine
übermäßige Staatsverschuldung und die damit verbundene wach-
sende Zinslast hemmen das langfristige Wachstum der Wirtschaft,
verengen die aktuellen Handlungsspielräume des Staates und verla-
gern Finanzierungslasten in die Zukunft auf künftige Generationen.
Sie bergen die Gefahr einer Erosion gegenwärtiger und künftiger
Leistungsfähigkeit des demokratischen Rechts- und Sozialstaats.5

Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang die in diesem Jahr im
Rahmen der Föderalismusreform II6 beschlossenen Verfassungsän-
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1 Vgl. BMF „Entwicklung der Staatsquote“, Stand: 06.07.2009, abrufbar unter:
http://www.bundesfinanzministerium.de/nn_39848/DE/BMF__Startseite/Ser-
vice/Downloads/Abt__I/Entwicklung__der__Staatsquote__250209,templateId=r
aw,property=publicationFile.pdf .

2 Vgl. FAZ vom 15.10.2009 (Schulden ohne Ende – EU-Behörde projiziert 320 Pro-
zent Defizit ohne Reformen).

3 Sozialbericht 2009, Unterrichtung durch die Bundesregierung, BT-Drs. 16/13830
vom 20.07.2009, Anhang, Tabelle I-1 (S. 209).

4 Sozialbericht 2009, a.a.O., Tabelle II (S. 215).
5 Vgl. BVerfGE 119, 96 (142) vom 09.07.2007 – Bundeshaushalt 2004.
6 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Art. 91c, 91d, 104b, 109, 109a, 115,

143d) vom 29. Juli 2009, BGBl. I S. 2248, vgl. auch BR-Drs. 262/09 vom
24.03.2009; BT-Drs. 16/12410 vom 24.03.2009; Gesetzesbeschluss des Bundesta-
ges vom 29.05.2009, BR-Drs. 510/09; Zustimmungsbeschluss des Bundesrates
vom 12.06.2009, BR-Drs. 510/09.
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derungen, wonach die Haushalte von Bund und Ländern grundsätz-
lich ohne Einnahmen aus Krediten ausgeglichen werden müssen7.
Die Neuregelung ist aber erst für das Haushaltsjahr 2011 anzuwen-
den und zusätzlich werden dem Bund bis zum Jahr 20158 und den
Ländern bis Ende 20199 gewisse Abweichungsmöglichkeiten ein-
geräumt. Hinzu kommt, dass Einnahmen aus Krediten bei Naturka-
tastrophen oder außergewöhnlichen, vom Staat nicht kontrollierten
und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigenden Notsi-
tuationen möglich bleiben10 und der Bund auch unabhängig davon
0,35% des Bruttoinlandsprodukts an Krediten aufnehmen darf.11

Hier wird die tatsächliche Entwicklung abgewartet werden müssen.
Eine Bewertung dieser sogenannten Schuldenbremse möchte schon
aus diesem Grund an dieser Stelle nicht vornehmen und auch auf die
Darstellung von Details verzichten.

Wichtiger erscheint mir der Umstand, dass sich wirkliche Eins-
parungen nicht allein über verfassungsrechtliche „Schuldenbrem-
sen“ erzielen lassen, sondern nur durch eine Reduzierung der
Schuldenfaktoren, also vor allem durch eine Begrenzung und ggf.
auch eine Rückführung staatlicher Aufgaben. Denn ihr über Jahr-
zehnte ständig gewachsener Umfang ist ja – wie gezeigt – eine
wesentliche Ursache für die hohe Staatsverschuldung. Eine Haupt-
aufgabe der staatlichen Politik der Schuldenbegrenzung und des
Schuldenabbaus – eine zwingende Forderung des Verfassungs-
rechts – besteht also darin, staatliche Aufgabenwahrnehmungen auf
den kritischen Prüfstand zu heben und dabei nicht nach dem Krite-
rium des Wünschbaren, sondern nach dem des unbedingt Notwen-
digen zu entscheiden. 

Ein wichtiges Reformthema im Bereich der Sozialstaatlichkeit
wird dabei in Zukunft das Problem der Generationengerechtigkeit
sein, auf das ich nachfolgend etwas näher eingehen möchte.

III. Sozialstaatsprinzip und Generationengerechtigkeit

1. Bislang wurde soziale Gerechtigkeit vor allem als Frage des
sozialen Ausgleichs innerhalb der Gesellschaft der Gegenwart
gesehen. Damit einher ging ein gewaltiger Ausbau des Sozialstaats.
Unsere Gesellschaft und mit ihr der Sozialstaat haben dabei – wie
gezeigt – jedoch schon seit längerem über ihre Verhältnisse gelebt.
Hinzu kommt das statistische Phänomen des sog. “doppelten Alte-
rungsprozesses”, also der Umstand, dass seit gut 40 Jahren die
Geburtenrate pro Frau unter 2 liegt und dass gleichzeitig die Leben-
serwartung immer weiter steigt. 

Wenn deshalb heute die Erhaltung und die Finanzierung der
sozialen Sicherungssysteme zu einer erheblichen Last für unser
Gemeinwesen geworden sind, so ist das nur die eine Seite des Pro-
blems. Die andere Seite ist, dass diese Last zunehmend den jünge-
ren Menschen aufgebürdet oder auf nachkommende Generationen
verschoben wird. Zwar hat es schon einige Anpassungsmaßnahmen
gegeben – Stichwort: modifizierte Bruttolohnanpassung, Nachhal-
tigkeitsfaktor, Rente mit 67. Diese Maßnahmen waren und sind
Ausdruck eines politischen Bemühens um intergenerationelle
soziale Nachhaltigkeit. Der Sozialstaat wird sich aber angesichts
der dargestellten Schuldenlast weiter reformieren und sich künftig
nicht mehr nur um einen sozialen Ausgleich in der Gegenwart küm-
mern müssen, sondern auch eine angemessene Lastenverteilung
zwischen den Generationen und mit Blick in die Zukunft anzustre-
ben haben. Zur bisweilen so bezeichneten “Generation der Erben”
zu gehören, wird andernfalls zu einer schwer zu schulternden Bela-
stung. Die relative Offenheit des Sozialstaatsprinzips, die ich
geschildert habe, vermeidet dabei die Fixierung auf starre Sozialm-
odelle und sie erleichtert die Anpassung an sich wandelnde Heraus-
forderungen und Prioritäten. Sie ermöglicht, ja verlangt auch die

Berücksichtigung generationenübergreifender Gerechtigkeitsüber-
legungen.

2. Verfassungsrechtlicher Ausgangspunkt für intergenerationel-
le Ansätze ist also gerade das Sozialstaatsprinzip, das auch eine
„zeitliche Dimension“ hat. Insbesondere im Bereich der Sozialver-
sicherung wird vom Bundesverfassungsgericht die “Erhaltung der
Funktions- und Leistungsfähigkeit der Sozialversicherungssyste-
me” regelmäßig als rechtfertigendes Argument für Veränderungen
bestehender Standards aufgeführt12. Es liegt nahe, diese eher tech-
nische Figur als Ausdruck generationenübergreifender Erwägun-
gen zu sehen. Denn das Erhaltungsziel ist untrennbar verbunden mit
der Zukunftsorientierung. Jedenfalls im Bereich der Sozialversi-
cherung wird generationenübergreifende Gerechtigkeit über das
Sozialstaatsprinzip also zu einem essentiellen Staatsziel.

Die Wahl der Mittel obliegt allerdings weitgehend dem Gesetz-
geber13. Diesem macht die Verfassung auch bei der generationenü-
bergreifenden Gerechtigkeit weniger hinsichtlich der konkreten
Gestalt der jeweiligen Einzelmaßnahmen, sondern eher hinsicht-
lich des verfolgten Ziels Vorgaben. Dabei verliert der öffentliche
Belang der Erhaltung der Funktions- und Leistungsfähigkeit der
Sozialversicherungssysteme “nicht an Gewicht, wenn er sich nur
durch eine Vielzahl kleiner Schritte verwirklichen lässt”14.

3. Auch das Demokratieprinzip schränkt diesen im Rahmen des
Sozialstaatsprinzips bestehenden Spielraum des Gesetzgebers im
Hinblick auf eine generationengerechte Gesetzgebung nicht ein.
Das Bundesverfassungsgericht hat dazu bereits im Jahr 198915 Fol-
gendes festgehalten: 

“Zwar entspricht der Demokratie der Gedanke der Herrschaft
auf Zeit und die Achtung der Entscheidungsfreiheit auch künftiger
Generationen. Es gehört aber ebenso zu den Aufgaben des demo-
kratischen Gesetzgebers, über die Amtsperioden hinauszusehen,
Vorsorge für die dauerhafte Befriedigung von Gemeinschaftsinter-
essen zu treffen und damit auch die Entscheidungsgrundlagen
nachfolgender Amtsträger inhaltlich vorauszubestimmen.”

4. Schließlich wird der gesetzgeberische Spielraum auch nicht
durch den allgemeinen Gleichheitssatz eingeschränkt: Zwar wird
zwischenzeitlich diskutiert, ob in der sich abzeichnenden Verände-
rung des Lasten- und Renditeverhältnisses bei der zukünftigen
Generation eine rechtfertigungsbedürftige Ungleichbehandlung16

liegt. Und es wird im Bereich der Sozialversicherung die Frage der
sog. Systemgerechtigkeit aufgeworfen: Weil das Sozialversiche-
rungsrecht selbst die verschiedenen Generationen über den Genera-
tionenvertrag und das Umlageverfahren miteinander verklammere,
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7 Vgl. Art. 109 Abs. 3 Satz 1 GG n.F. (für den Bund auch Art. 115 Abs. 2 Satz
1 GG).

8 Vgl. Art. 143d Abs. 1 Satz 5 GG.
9 Vgl. Art. 143d Abs. 1 Sätze 3 und 4 GG.
10 Vgl. Art. 109 Abs. 3 Satz 2 Alternative 2 GG n.F.
11 Vgl. Art. 109 Abs. 3 Satz 4 i.V.m. Art. 115 Abs. 2 Satz 2 GG (dagegen gemäß

Art. 109 Abs. 3 Satz 5 GG keine entsprechend pauschale Ausnahme vom Kre-
ditverbot für die Länder).

12 Bspw. BVerfGE 100, 1 (52) vom 28.04.1999 – DDR-Rentenanwartschaften;
BVerfGE 103, 172 (192 / 193) vom 20.03.2001 – Altersgrenze für Kassenärzte.

13 BVerfGE 103, 172 (189) vom 20.03.2001 – Altersgrenze für Kassenärzte.
14 BVerfGE 103, 172 (193) vom 20.03.2001 – Altersgrenze für Kassenärzte.
15 BVerfGE 79, 311 (343) vom 18.04.1989 – Staatsverschuldung.
16 Bspw. H. D. Jarass, Sicherung der Rentenfinanzierung und Verfassungsrecht,

NZS 1997, 545 (551) mit Hinweis auf Wendt, in Sachs (Hrsg.), GG, 1996, Art.
14 Rn. 119 f. .
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müsse es sich daran auch im Hinblick auf die Beitrags- und Lei-
stungsrendite verfassungsrechtlich festhalten lassen17.

Gegen diese Überlegungen spricht allerdings, dass Art. 3 Abs.
1 GG Gleichheit nur beim Erlass und bei der Anwendung ein und des-
selben Gesetzes gewährleisten, nicht aber zusichern kann, dass die in
der Zeit sich ablösenden Gesetze gleiche Lasten oder Renditen ver-
mitteln. Günter Dürig18 hat deshalb von der Zeit als “offener Flanke
des Gleichheitssatzes” gesprochen. Diese Ansicht stützt sich auf den
Gedanken immer wieder erneuerter demokratischer Legitimation
und wohl auch auf das Sozialstaatsprinzip selbst, das gegen eine star-
re Fixierung eines (zufälligen) status quo und für Erhaltung flexibler
Reaktionsfähigkeiten bei sich wandelnden Problemstellungen
spricht19. Diese Auffassung wird in der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts zur grundsätzlichen Zulässigkeit von Stichtags-
regelungen indirekt bestätigt. So war es dem Gesetzgeber beispiels-
weise im Jahr 1985 möglich, Rentenleistungen für die Kindererzie-
hungsleistung der sogenannten Trümmerfrauenjahrgänge aus Grün-
den der Finanzierbarkeit nur für diejenigen vorzusehen, die damals
noch nicht im Rentenalter waren (das waren damals die Jahrgänge ab
1921). Trotz der hierin liegenden Härte – historisch waren die Erzie-
hungsleistungen ja auch von den Jahrgängen vor 1921 bereits
erbracht und der Gesellschaft sowie speziell der Solidargemeinschaft
zugute gekommen – steht der Gleichheitssatz also sachlich begründe-
ten, zeitlichen Abstufungen im Ausgangspunkt nicht entgegen.20

Hinsichtlich der Generationengerechtigkeit dürfte entscheidend
sein, dass die Prognose ganzer generationenübergreifender Bevölke-
rungs- und Vermögensentwicklungen auch einen wertenden Akt
beinhaltet, der zuvörderst dem Gesetzgeber obliegt. So bleiben trotz
der statistisch gesicherten demographischen Zahlen wichtige Fragen
der Schätzung und Prognose vorbehalten, bspw. mit welcher Inflati-
on gerechnet wird, wie sich die Produktivität der Gesamtwirtschaft
darstellen und wie sich der Lebensstandard der Leistungsempfänger
in der Zukunft im Vergleich zum Lebensstandard der zukünftigen
Beitragszahler entwickeln wird21. Gerade diese Bewertung wäre aber
der Vergleichsmaßstab, auf dessen Basis der allgemeine Gleichheits-
satz allein wirken könnte. Das spricht wiederum gegen eine Anwend-
barkeit des allgemeinen Gleichheitssatzes in der Zeit, auch unter dem
Gesichtspunkt der generationenvertraglichen Systemgerechtigkeit.
Auch hier bleibt das Thema weitgehend eine Domäne des Gesetzge-
bers und der politischen Gestaltung.

5. Zusammenfassend gesagt erlaubt und gebietet es das Sozial-
staatsprinzip dem Gesetzgeber (selbstverständlich), in seine Ent-
scheidungsfindung zukunftsorientierte Gedanken generationenüber-
greifender sozialer Gerechtigkeit einfließen zu lassen, überlässt ihm
aber weitgehend die Wahl der Mittel.

IV. Grenzen des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums im
Bereich des Sozialstaats

1. Das Sozialstaatsprinzip belässt dem Gesetzgeber mithin
sowohl bei der Herstellung sozialer Gerechtigkeit in der Gegenwart
als auch bei zukunftsorientierten Reformfragen, insbesondere im
Zusammenhang mit der Frage intergenerationeller sozialer Nach-
haltigkeit, erhebliche Gestaltungsspielräume. Zwar stehen auch die
Verfassungsvorgaben für die Begrenzung der Staatsverschuldung
mit dem Verfassungsprinzip der Generationengerechtigkeit und
Sozialstaatlichkeit in direktem Zusammenhang und es war ein
wesentliches Ziel der bereits erwähnten Föderalismusreform II22,
mit den darin enthaltenen Verfassungsänderungen strengere Regeln
zur Begrenzung der Staatsverschuldung zu schaffen. Der in Jahr-
zehnten angehäufte Schuldensockel und die in jüngster Zeit durch

die Finanzmarktkrise verursachten zusätzlichen Verbindlichkeiten
belasten das gesamte staatliche System und damit auch die Wirk-
samkeit der Sozial- wie der Bundesstaatlichkeit. Selbst wenn mit
dieser (derzeit – wie gezeigt – noch nicht anwendbaren) Neurege-
lung in Zukunft ein höheres Maß an haushalterischer Strenge und
Justiziabilität verbunden sein sollte, würden sich daraus aber kaum
konkrete Grenzen für einzelne sozialgesetzgeberische Projekte
ergeben. Vielmehr ist die Zielrichtung dieser Neuregelung auf die
Staatshaushalte in ihrer Gesamtheit gerichtet. 

Gleichwohl lassen sich aus einzelnen Grundrechten punktuelle
Vorgaben der Verfassung ableiten, die bei der Ausfüllung dieser
Spielräume zu beachten sind. Nur einige wenige Aspekte können in
diesem Zusammenhang angesprochen werden.

2. Wichtig ist zunächst die Frage, inwieweit bei Reformen, insbe-
sondere solchen im Interesse nachfolgender Generationen, grund-
rechtlich geschützte Sozialleistungsansprüche und Anwartschafts-
rechte jetziger Rechteinhaber reduziert werden können, also wie weit
etwa der Schutz der Eigentumsgarantie (Art. 14 Abs. 1 GG) in
Bezug auf bereits erworbene Versichertenrenten in der gesetzlichen
Rentenversicherung und Anwartschaften auf solche Renten reicht.
Insoweit ist das Sozialstaatsprinzip letztlich eine Grundlage auch für
Rechtfertigungen von Grundrechtseingriffen im Interesse generatio-
nenübergreifender sozialer Gerechtigkeit. Seit langem stellt die –
bereits erwähnte – Formel von der „Erhaltung der Finanzierbarkeit
der Sozialversicherung“ einen in der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts23 anerkannten Grund für die Umgestaltung und
Beschränkung auch der eigentumsrechtlich geschützten Rentenposi-
tionen dar.

Gleichwohl wird sich auch mit dem Argument der Erhaltung der
Finanzierbarkeit der Sozialversicherung die Eigentumsposition der
Rentenberechtigten nicht aushebeln lassen. Ein grundlegender
Systemwechsel etwa, hin beispielsweise zu einer steuerfinanzierten
Grundversorgung der Bevölkerung, ließe sich ohne größere verfas-
sungsrechtliche Probleme wohl nur für künftige Generationen von
Beitragszahlern bewerkstelligen, die noch keine oder keine erhebli-
chen Beiträge in die Rentenversicherung eingezahlt und folglich
keine Anwartschaften aufgebaut haben. Die jetzt Erwerbstätigen und
Beitragspflichtigen dürften m.E. nicht zur längerfristigen Finanzie-
rung eines auslaufenden, selbst noch an der Lohnersatzfunktion aus-
gerichteten Rentenmodells gezwungen werden, an dem sie selber
dann aber gar nicht mehr teilhaben werden. Für einen solchen radika-
len Umbau des Rentenversicherungssystems müssten wohl allgemei-
ne Steuermittel verwendet werden.

Hans-Jürgen Papier Die Zukunft des Sozialstaates in Deutschland und Europa

17 Hebeler, Generationengerechtigkeit als verfassungsrechtliches Gebot in der sozia-
len Rentenversicherung, 2001; ders.: Der Gleichheitssatz des Art. 3 I GG als
Schlüssel für die Pflicht einer generationengerechten Ausgestaltung des Rechts der
gesetzlichen Altersrenten, S. 270 ff., DRV 2002, 270; zuvor im Grundsatz bereits
angelegt bei Görg Haverkate, Verfassungslehre, 1992, S. 251 f. .

18 Dürig in: Maunz / Dürig (Hrsg.), GG, Stand: Dezember 2007, Art. 3, Rn. 194.
19 Bspw. W. Heun in: Dreier (Hrsg.), GG, 2. Auflage, 2006, Art. 3, Rn. 40; P. Kirch-

hof, HStR V, 2. Auflage, 2000, § 124, Rn. 50, 139; Anne Lenze, Gleichheitssatz
und Generationengerechtigkeit, Der Staat, 2007, 89 (99 m.w.N.).

20 Bspw. BVerfGE 87, 1 (43-45) vom 07.07.1992 – Trümmerfrauen (Erziehungszei-
ten).

21 Vgl. Anne Lenze, Rentenreform zwischen Eigentumsschutz und Gleichheitssatz,
NZS 2003, 505 (511).

22 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Art. 91c, 91d, 104b, 109, 109a, 115,
143d) vom 29. Juli 2009, BGBl. I S. 2248, vgl. auch BR-Drs. 262/09 vom
24.03.2009; BT-Drs. 16/12410 vom 24.03.2009; Gesetzesbeschluss des Bundesta-
ges vom 29.05.2009, BR-Drs. 510/09; Zustimmungsbeschluss des Bundesrates
vom 12.06.2009, BR-Drs. 510/09.

23 Bspw. BVerfGE 100, 1 (52) vom 28.04.1999 – DDR-Rentenanwartschaften;
BVerfGE 103, 172 (192 / 193) vom 20.03.2001 – Altersgrenze für Kassenärzte.
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3. Eine weitere Vorgabe für den Gesetzgeber findet sich im Hin-
blick auf die Behandlung von Familien mit Kindern. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in einer ganzen Reihe von Entscheidungen24 den
“generativen” Beitrag der Familie für das umlagebasierte Sozialver-
sicherungssystem betont. Um mit Udo Steiner zu sprechen: “Die
sozialen Sicherungssysteme substituieren zwar das Kind als Unter-
haltsverpflichteten, nicht aber als Beitragszahler”25. Bereit zu sein,
unseren Wohlstand mit Kindern zu teilen26, dürfte eine Vorausset-
zung dafür sein, auch in Zukunft in Wohlstand zu leben. Betont wird
dabei bewusst die Familie – also die umfassende Gemeinschaft von
Eltern und Kind – mehr als die Ehe. 

Dieser Gedanke hat Bedeutung bei jeder staatlichen Maßnahme
zur Erleichterung einer Entscheidung für Familie, sei es im Steuer-,
Sozialversicherungs- oder Familienrecht. 

Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass der Kern der verfassungs-
gerichtlichen Argumentation sich auf den allgemeinen Gleichheits-
satz (Art. 3 Abs. 1 GG), weniger auf den Schutz von “Ehe und Fami-
lie” nach Art. 6 Abs. 1 GG stützt. Es geht nicht um eine Art “Famili-
en-Incentive”, sondern um den Ausgleich von asymmetrischen Vor-
und Nachteilen: Die kinderlosen Versicherten haben im Versiche-
rungsfall einen Vorteil aus der vorherigen Erziehungsleistung der
anderen, die wegen der Erziehung zu ihrem Nachteil auf Konsum und
Vermögensbildung verzichten. Dieser Vorteil muss nach Ansicht des
Gerichts im Bereich der Pflegeversicherung sogar auf der Beitrags-
seite ausgeglichen werden und verbietet gleich hohe Beitragszahlla-
sten27. Der Förderauftrag des Art. 6 Abs. 1 GG zugunsten der Fami-
lien hätte dagegen auch in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip
nicht unbedingt zu diesem Ergebnis geführt, weil er dem Gesetzgeber
die konkrete Ausgestaltung überließe und deshalb nicht zu konkreten
Leistungsvorgaben führen könnte28. 

4. Schließlich hat das Bundesverfassungsgericht für das Steuer-
recht den Grundsatz der Steuerfreiheit des Existenzminimums her-
ausgearbeitet29. Aus dem Sozialstaatsprinzip und Art. 1 Abs. 1 GG
folgt, dass ein Betrag in Höhe des Existenzminimums der Familie
steuerfrei bleiben muss. Dieser Gedanke lässt sich auf das Sozialver-
sicherungsrecht übertragen.30 So wäre bei einer Erhöhung von Sozi-
alversicherungsbeiträgen – beispielsweise im Interesse intergenera-
tioneller sozialer Nachhaltigkeit – als absolute Schranke zu gewähr-
leisten, dass die Gesamtbelastung das Existenzminimum insbeson-
dere der Familien unangetastet lässt. Freilich gilt auch insoweit, dass
es bei der Ermittlung des Existenzminimums nicht allein auf die all-
gemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse, sondern auch auf die sich
von Generation zu Generation wandelnden Anschauungen über den
Mindestbedarf ankommt – dem Gesetzgeber ist nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts auch insoweit ein gewisser
Einschätzungsspielraum zuzubilligen31. 

V. Sozialstaatlichkeit und Föderalismus

1. Wird von Sozialstaatlichkeit gesprochen, so darf nicht außer
Acht gelassen werden, dass die Realisierung dieses Prinzips in
Deutschland eingebettet ist in den föderalen staatlichen Aufbau unse-
res Landes. Zwar hat der Bund die Gesetzgebungskompetenz für die
„klassischen“ sozialrechtlichen Gebiete, insbesondere die Sozialver-
sicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung32, die öffentli-
che Fürsorge33 einschließlich insbesondere der Sozialhilfe und des
Schwerbehindertenrechts34, sowie das Arbeitsrecht35 einschließlich
beispielsweise des Kündigungsschutzes. Das ändert aber nichts
daran, dass den Ländern ein ganz erheblicher Teil sozialpolitischer
Gesetzgebungskompetenzen verbleibt. Dabei geht es keineswegs nur
um die Mitwirkung der Länder an der Bundesgesetzgebung über den

Bundesrat oder um die Art und Weise der Ausführung bundesrechtli-
cher Sozialgesetze, sondern auch um ganz originäre Aufgaben. Das
zeigt sich nicht erst an der ausdrücklich den Ländern zugewiesenen
Kompetenz für das Heimrecht36. Vor allem die staatliche Schul- und
Bildungspolitik muss – insbesondere wegen ihres Zieles, die soziale
Chancengleichheit von Generation zu Generation zu ermöglichen
und zu erhalten – als zentraler Aspekt staatlicher Sozialpolitik und als
eine Voraussetzung für Generationengerechtigkeit verstanden wer-
den. Und nicht zuletzt über den in vielen Bereichen vorgesehenen
Vollzug der Sozialgesetze des Bundes durch die Länder oder Kom-
munen können diese einen nicht unbedeutenden Einfluss auf die kon-
krete Art und Weise der sozialen Verhältnisse nehmen.

2. Doch diese Einbettung des Sozialrechts in die föderale Struktur
hat eine nicht unbeachtliche Kehrseite. Bei einer Gesamtbetrachtung
der öffentlichen Sozialleistungen können sich aus der Perspektive der
Leistungsempfänger Unterschiede von Land zu Land ergeben.

a) Damit ist zum einen das – mehr rechtspolitische – Problem
angesprochen, dass unterschiedliche Länderregelungen, wie sie ein
föderalistisches System zwangsläufig mit sich bringt, in öffentlichen
und medialen Debatten häufig wenig Anklang finden. Im Vorder-
grund steht offenkundig das Bedürfnis der deutschen Bevölkerung
nach überregional einheitlichen Lebensverhältnissen in ganz
Deutschland, wie es sich beispielsweise zuletzt bei den Diskussionen
über die von Land zu Land unterschiedlich geregelten Rauchverbote
gezeigt hat, wo sehr schnell von einem „Flickenteppich“ und von
„Kleinstaatlichkeit“ die Rede war. Vor diesem Hintergrund hat der
Föderalismus, früher lange Zeit als eine zwar aufwändige, aber
gleichwohl effektive Organisationsform verstanden und gefeiert, in
den letzten Jahren einen bedenklichen Vertrauensverlust in der
Bevölkerung erlitten, obwohl er als Prinzip staatlicher Einheitsbil-
dung von der Bismarck´schen Reichsgründung über den Wiederauf-
bau deutscher Staatlichkeit nach 1945 bis hin zur Wiedervereinigung
Deutschlands unschätzbare Dienste geleistet hat und immer noch lei-
stet. Zu diesem Problem gäbe es viel zu sagen. Weil die Problematik
aber weit über das Feld der Sozialstaatlichkeit hinausreicht, werde
ich diesen Punkt hier nicht weiter vertiefen. Ganz allgemein lässt sich
allerdings festhalten, dass auch der Sozialstaat davon profitieren
könnte, eine möglichst klare Verteilung der Gesetzgebungs-, Voll-
zugs- und Finanzierungskompetenzen zwischen Bund und Ländern
vorzunehmen und das zum Teil undurchschaubare Netz des Verbund-
föderalismus weiter zu entflechten.
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24 Zur Rentenversicherung BVerfGE 87, 1 vom 07.07.1992 – Trümmerfrauen (Erzie-
hungszeiten); zur Pflegeversicherung BVerfGE 103, 242 (263 ff.) vom 03.04.2001
– Pflegeversicherung III.

25 Udo Steiner, Generationenfolge und Grundgesetz, NZS 2004, 505 (506); vgl. auch
BVerfGE 107, 205 vom 12.02.2003 – beitragsfreie Familienversicherung.

26 Vgl. insoweit Udo Steiner, Generationenfolge und Grundgesetz, NZS 2004, 505
(506).

27 BVerfGE 103, 242 (264) vom 03.04.2001 – Pflegeversicherung III.
28 BVerfGE 87, 1 (35 / 36) vom 07.07.1992 – Trümmerfrauen (Erziehungszeiten).
29 BVerfGE 82, 60 (85) vom 29.05.1990 – Kindergeldkürzung.
30 Allgemein zur Existenzsicherung des Einzelnen als auf Art. 1 Abs. 1 GG gegrün-

dete Staatsaufgabe Vgl. hierzu BVerfG, U.v. 30.06.2009, Az. 2 BvE 2/08 u.a. – Ver-
trag von Lissabon, Rn. 259, NJW 2009, 2267 (2275).

31 Vgl. BVerfGE 91, 93 (111, 114 f.) vom 14.06.1994 – Kindergeldkürzung für Bes-
serverdienende.

32 Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG.
33 Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG.
34 Vgl. hierzu BVerfGE 57, 139 (159) – Schwerbehindertenabgabe.
35 Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG.
36 Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 (Klammerzusatz) GG.
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b) Ein zweites, mehr verfassungsrechtliches Problem liegt – gera-
de wenn es um die Sicherung des Existenzminimums geht – in der
Frage, ob die bundesgesetzlichen Leistungen isoliert zu betrachten
sind oder ob eine Art Gesamtbetrachtung stattzufinden hat, bei der die
Leistungen des jeweiligen Landes einschließlich der Kommunen und
die des Bundes im Zusammenhang betrachtet werden. 

Dieses Problem könnte sich im Zusammenhang mit den vor kur-
zen vor dem Bundesverfassungsgericht verhandelten Verfahren37

stellen, die die Regelungen im neuen (auch als „Hartz IV“ bezeich-
neten) SGB II und speziell die Regelleistung bei der Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende und für Kinder bis zur Vollendung des 14.
Lebensjahres bzw. Familien mit Kindern in diesem Alter betreffen.
Ich bitte deshalb um Verständnis, dass ich zum jetzigen Zeitpunkt
aus Gründen richterlicher Zurückhaltung hierzu nicht Stellung neh-
men möchte. 

Es sei deshalb nur ganz allgemein und losgelöst von der konkret
anhängigen Hartz IV-Gesetzgebung festgestellt, dass im Falle einer
Berücksichtigung der differierenden Länderregelungen meines
Erachtens zu fragen wäre, inwieweit der Bundesgesetzgeber sich
unter Berufung auf Zuständigkeiten der Länder entlasten könnte oder
ob er das nur dürfte, wenn und soweit Länder oder Kommunen ver-
bindliche Ansprüche einräumen. 

VI. Die internationale Dimension des Sozialstaatsprinzips

1. Lassen Sie mich zum Abschluss ein Problemfeld der Zukunft
des Sozialstaats behandeln, das man als die internationale Dimension
des Sozialstaatsprinzips bezeichnen könnte. Die zunehmende Öko-
nomisierung des Lebens und die gleichzeitige Globalisierung der
wirtschaftlichen Beziehungen haben in wenigen Jahrzehnten die
Welt verändert, und zwar auf allen Ebenen. Es ist unbestreitbar, dass
die grenzüberschreitende Freiheit der Wirtschaft und des Handels
große Vorteile, gerade auch für die Bürger unseres Landes, gebracht
hat und immer noch bringt. Aber auch die Schattenseiten dieser Ent-
wicklung sind deutlich geworden. So gehört es zu einer mittlerweile
alltäglichen Erfahrung, dass der Fortbestand eines Arbeitsplatzes im
Inland davon abhängt, ob dasselbe Wirtschaftsgut dreihundert oder
dreitausend Kilometer entfernt für die Hälfte oder für ein Zehntel der
Lohnkosten produziert werden kann. Gleichzeitig werden eine parti-
elle Entmachtung oder jedenfalls nicht unerhebliche Machteinbußen
der Staaten beobachtet, die mit ihren beschränkten Handlungs- und
Steuerungsmöglichkeiten einer international agierenden Wirt-
schafts- und Finanzwelt gegenüberstehen. 

Diese Einbußen an Steuerungskraft treffen den Staat vor allem als
Sozialstaat. Denn während die Staaten einerseits auf der Ebene der
Wirtschaft immer weiter „entgrenzt“ werden und immer mehr
Zuständigkeiten und Einflussmöglichkeiten an supra- und internatio-
nale Organisationen abgeben, sind sie auf der anderen Seite weitge-
hend auf sich gestellt, wenn es um die soziale Sicherung ihrer Bürger
geht. Der Sozialstaat läuft vor diesem Hintergrund zunehmend
Gefahr, von einer aktiven und gestalterischen Rolle in eine defensive,
reagierende Rolle gedrängt zu werden, in der er die sozialpolitischen
„Kolateralschäden“ der Ökonomisierung und Globalisierung verwal-
ten und halbwegs abmildern soll. Der Sozialstaat muss jedoch mehr
sein als ein „Auffangbecken“ für diejenigen, die unter die Räder
gekommen sind. Er muss die Werte, die Leitideen und den Zusam-
menhalt einer ganzen Gesellschaft verkörpern und zu verwirklichen
suchen; denn nicht zuletzt im Sozialstaat bildet sich im Guten wie im
Schlechten der Zustand unseres Gemeinwesens ab. 

2. Die Lösungsansätze für dieses schwierige Problem wird die
deutsche Sozialpolitik selbst finden müssen – insbesondere die

Europäische Union wird ihr diese Last nicht abnehmen können.
Allerdings hat die Europäische Union in diesem Zusammenhang
sozialpolitisch durchaus Kompetenzen und nutzt diese auch.38 Der
Vertrag von Lissabon erweitert diesen sozialen Ansatz und sieht eine
Reihe weiterer zusätzlicher sozialrechtlicher Aussagen vor39; er for-
muliert unter anderem das Ziel eines „angemessenen sozialen
Schutzes“ und eines „hohen Bildungsniveaus“ in allen Politiken und
Maßnahmen der Union40 sowie das ausdrückliche Ziel einer „sozia-
len Marktwirtschaft“ 41 anstelle des nur noch in einem Zusatzproto-
koll zu findenden Ziels eines „freien und unverfälschten Wettbe-
werbs“42. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom
30. Juni 2009 zur Verfassungsmäßigkeit des Lissabon-Vertrages fest-
gestellt, dass nichts dafür ersichtlich ist, dass den Mitgliedstaaten das
Recht und die praktischen Handlungsmöglichkeiten genommen
wären, für soziale Sicherungssysteme und andere Maßnahmen der
Sozial- und Arbeitsmarktpolitik konzeptionelle Entscheidungen in
ihren demokratischen Primärräumen zu treffen.43 Es hat dabei klar-
gestellt, dass sozialpolitisch wesentliche Entscheidungen in eigener
Verantwortung der deutschen Gesetzgebungsorgane getroffen wer-
den müssen. Namentlich die Existenzsicherung des Einzelnen müsse
weiterhin primäre Aufgabe der Mitgliedstaaten bleiben.44 Nach
Ansicht des Bundesverfassungsgerichts gilt unter anderem auch die
„sozialstaatliche Gestaltung von Lebensverhältnissen“ als „beson-
ders sensibel für die demokratische Selbstgestaltungsfähigkeit eines
Verfassungsstaates“;45 sie unterliegt nach der Lissabon-Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts engen Integrationsschranken.

Ohne auf Details einzugehen lässt sich daraus meines Erachtens
der Schluss entnehmen, dass die Zukunft des Sozialstaates trotz und
gerade wegen der verfassungsrechtlichen Regeln der europäischen
Integration weiterhin ganz maßgeblich durch den nationalen Gesetz-
geber geschrieben werden wird. Hierbei wird allerdings den Fragen
der Finanzierung und der unter Umständen gemeinschaftsrechtlich
gebotenen Einbeziehung von Angehörigen anderer Mitgliedstaaten
ein nicht unerhebliches Gewicht zukommen. Das lässt sich an den
diversen Judikaten des EuGH zu sozialen Teilhabeansprüchen auf-
grund der Unionsbürgerschaft klar ablesen.46 Und auch das jüngste
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37 Vgl. BVerfG, Pressemitteilung Nr. 96/2009 vom 19. August 2009, abrufbar unter:
http://www.bundesverfassungsgericht.de/pressemitteilungen/bvg09-096 .

38 Insbesondere Art. 13 (Anti-Diskriminierungsrichtlinien), Art. 39 (Arbeitnehmer-
freizügigkeit), Art. 136 – 150 EG-Vertrag (Zuständigkeiten für Arbeitsrecht,
soziale Sicherung, Aus- und Fortbiludng, Mitbestimmung, Dialog mit den Sozial-
partnern sowie Arbeitsbedingungen) und Art. 27-38 der EU-Grundrechtecharta
(Titel IV – Solidarität) – hierzu BVerfG, U.v. 30.06.2009, Az. 2 BvE 2/08 u.a. –
Vertrag von Lissabon, Rn. 393 – 395, NJW 2009, 2267 (2292). 

39 Insbesondere Art. 5 Abs. 3 AEUV (Koordinierung mitgliedstaatlicher Sozialpoli-
tik), Art. 9 AEUV (Querschnittsklausel für das Ziel eines hohen Beschäftigungsni-
veaus, der Gewährleistung eines angemessenen sozialen Schutzes, der Bekämpfung
der sozialen Ausgrenzung, einem hohen Bildungsniveau und dem Gesundheits-
schutz), Art. 21 Abs. 3 AEUV (Unionsbürgerschaft und soziale Sicherheit), Art.
152 AEUV (Rolle der Sozialpartner), Art. 165 Abs. 2 AEUV (soziale Funktion des
Sports) – hierzu BVerfG, U.v. 30.06.2009, Az. 2 BvE 2/08 u.a. – Vertrag von Lis-
sabon, Rn. 396, NJW 2009, 2267 (2293).

40 Vgl. Art. 9 AEUV (Querschnittsklausel) – BVerfG, U.v. 30.06.2009, Az. 2 BvE
2/08 u.a. – Vertrag von Lissabon, Rn. 396, NJW 2009, 2267 (2293).

41 Art. 3 Abs. 3 UA 1 EUV-Lissabon.
42 Vgl. hierzu BVerfG, U.v. 30.06.2009, Az. 2 BvE 2/08 u.a. – Vertrag von Lissabon,

Rn. 396, NJW 2009, 2267 (2293).
43 BVerfG, U.v. 30.06.2009, Az. 2 BvE 2/08 u.a. – Vertrag von Lissabon, Rn. 399,

NJW 2009, 2267 (2293).
44 BVerfG, U.v. 30.06.2009, Az. 2 BvE 2/08 u.a. – Vertrag von Lissabon, Rn. 259,

NJW 2009, 2267 (2275).
45 BVerfG, U.v. 30.06.2009, Az. 2 BvE 2/08 u.a. – Vertrag von Lissabon, Rn. 252,

NJW 2009, 2267 (2274).
46 BVerfG, U.v. 30.06.2009, Az. 2 BvE 2/08 u.a. – Vertrag von Lissabon, Rn. 395

m.w.N., NJW 2009, 2267 (2293).

DVP_02_2010  20.01.2010  12:04 Uhr  Seite 51



A. Einführung

Neben der Katze (sehr instruktiv hierzu Borrmann/Greck, ZMR
1993, S. 51.) zählt der Hund zu den beliebtesten Haustieren mit einer
Jahrtausende alten Tradition. In bundesdeutschen Haushalten
haben rd. 5 Mio. Hunde ihren Platz gefunden (freilich nur auf Rang
zwei nach den mit 7,2 Mio. vertretenen Katzen: ZEIT- Beilage Nr.
9/04, S. 43). Hunde haben die Gerichte seit jeher intensiv beschäf-
tigt, weil sie ein Gefährdungspotenzial haben, das leicht Streitigkei-
ten mit anderen Mitbürgern auslöst. Vor allem Hundegebell, aber
auch die Gefahren durch aggressive Tiere stehen auf der Konfliktli-
ste ganz oben. Darüber hinaus haben sich die Verwaltungsgerichte
mit der Kontrolle von kommunalen Steuersatzungen beschäftigt, die
für Hunde bestimmter Rasse deutlich erhöhte Steuersätze festlegen.
Der besonderen emotionalen Bindung vieler Menschen zu Tieren hat
schließlich auch der deutsche Gesetzgeber zumindest symbolhaft
Rechnung getragen; die ursprüngliche Einordnung von Tieren als
“Sachen” im bürgerlichen Recht ist zugunsten der “Mitgeschöpf”-
Regelung in § 90a BGB aufgegeben worden. Tiere sind hiernach aus-
drücklich aus dem Sachenbegriff ausgeklammert worden. Allerdings
sind auf sie die für Sachen geltenden Vorschriften entsprechend
anwendbar. Diese Anwendung ist allerdings auch unabdingbar;
andernfalls wäre ein rechtsgeschäftlicher Erwerb von Tieren
unmöglich. Möglich ist auch ein Miteigentumserwerb an ein einem
Hund, wobei die Auflösung der Miteigentumsgemeinschaft natur-
gemäß nicht zu einer Realteilung des Tieres, sondern nur zur Zuwei-
sung an einen Beteiligten – gegen Zahlung einer angemessenen Aus-
gleichsentschädigung – führen kann (s. AG Walsrode, NJW-RR
2004, S. 365: Herausgabe eines Rottweilers bei nichtehelicher
Lebensgemeinschaft). Zuweilen treibt die emotionale Bindung zum
Hund kuriose juristische Blüten, wenn z. B. das AG Bad Mergent-
heim einen Pudel in das Hausratsverteilungsverfahren bei einer
Scheidung einbezieht und zugunsten einer Partei eine “Umgangsre-
gelung” für den Hund trifft und diese dem Umgangsrecht für Kinder
nachbildet (NJW 1997, S. 3033; abl. jedoch OLG Schleswig, NJW
1998, S. 3127). Und (fast) ebenso aufschlussreich ist die – im Ergeb-
nis erfolglose – (Reisepreisminderungs-)Klage einer Hundehalte-
rin, die darauf gestützt war, dass ihr Zwergpudel ein Zutrittsverbot
zum Speisesaal des Urlaubshotels erhielt und (gegen Aufpreis) sepa-

rat gefüttert werden musste (LG Frankfurt/M., NJW-RR 2000, S.
1082). Spektakuläre Medienberichte über Angriffe von Hunden auf
Menschen haben zum Erlass besonderer Vorschriften über die Hal-
tung als generell gefährlich geltender Hunde geführt. Aufs Ganze
gesehen ist das Regelungsnetz ständig dichter geworden, wozu nicht
zuletzt weitere Bestimmungen auf kommunaler Ebene beitragen. 

B. Einzelfragen

I. Hunde in Miet- und Eigentumswohnungen

Es liegt auf der Hand, dass die Haltung von Hunden in Wohnungen
negative Begleiterscheinungen mit sich bringt. Je nach Größe und Art
des Hundes können Verschmutzungen auftreten, auch kommt es häu-
fig zu Beschwerden über Geräuschbeläsigungen. Auch fürchten sich
manche Menschen vor – zumindest großen – Hunden und werden
damit bei zwangsläufiger Konfrontation mit ihnen in einem Miets-
haus oder einer Wohnungseigentumsanlage psychisch beeinträchtigt.

1. Mietwohnungen

Das Halten von Hunden ist grundsätzlich zu einem ordnungs-
gemäßen Mietgebrauch zu rechnen (Drasdo, NJW-Spezial 6/2006, S.
241). Dennoch wird die Hundehaltung in Mietwohnungen vielfach
vertraglich näher geregelt allgemein. Im Rahmen der Privatautono-
mie steht dem Vermieter grundsätzlich ein weites Ermessen zu. Dem-
gemäß darf ein Vermieter von vornherein auch die Hundehaltung ein-
schränken oder gar – zumindest durch Individualabrede (also nicht
per Formularvertrag) – völlig verbieten (Blank, NZM 1998, S. 5).
Zulässig ist als Minus folglich auch ein Genehmigungsvorbehalt
nach dem sog. Mustermietvertrag (LG Karlsruhe, NJW-RR 2002, S.
585). Die Genehmigung darf dann nur aus sachlichen Gründen ver-
weigert werden. Rechtsmissbräuchlich wäre die Verweigerung der
Erlaubnis der Hundehaltung etwa bei einem Blindenhund, auf den
der Mieter dringend angewiesen ist. Andererseits soll bereits die
Qualifizierung eines Hundes als sog. Kampfhund wegen der mögli-
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EuGH-Urteil47 zur Gemeinschaftsrechtswidrigkeit der Versagung
steuerlicher Absetzbarkeiten von Riester-Renten für ausländische
Grenzgänger geht in diese Richtung. Die Nationalstaaten behalten
also wesentliche sozialpolitische Steuerungsmöglichkeiten, sind bei
deren Ausübung aber beispielsweise gehalten, auch mögliche
Ansprüche ausländischer Unionsbürger zu beachten.

VII.Schluss

Ich komme damit zum Schluss. Man hat einmal formuliert, der
Sozialstaat mit seinem Kern, der Sozialversicherung, sei ein
„Geschenk des deutschen Volkes an die Welt“. Mit einem solchen
„Geschenk“ heißt es, sorgsam umzugehen, das gilt in diesem Fall
auch für den „Schenker“. Heute steht der deutsche Sozialstaat vor sei-

ner vielleicht größten Belastungs- und Bewährungsprobe. Die Werte
des Sozialstaates können wohl nur durch die Bereitschaft zur Verän-
derung gegebenenfalls durch eine Neujustierung des Verhältnisses
von Solidarität einerseits und Subsidiarität und Eigenverantwortung
andererseits bewahrt werden. Die maßgeblichen Innovationen wird
dabei nicht die Europäische Union, sondern der Mitgliedstaat
Deutschland selbst zu leisten haben. Die heutigen sozial- und wirt-
schaftspolitischen Reformaufgaben stellen das große gemeinsame
Projekt dar, dem sich Deutschland als Gemeinwesen in einer grund-
legend veränderten Welt stellen muss.

Die Zukunft des Sozialstaates in Deutschland und Europa Hans-Jürgen Papier

47 EuGH, U.v. 10.09.2009, C-269/07 (Kommission/Deutschland), EuZW 2009, 743,
mit Anmerkung von Thiemo Jeck (a.a.O., S. 751 f.), der von einem Einnahmever-
lust von 470 Mio. Euro ausgeht, der „vorsichtig geschätzt jedes Jahr um weitere
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chen Gefährdung der Mitbewohner die Ablehnung der Erlaubnis
rechtfertigen (LG Karlsruhe, NJW-RR 2002, S. 585; LG Krefeld,
NJW-RR 1997, S. 332; LG Gießen, NJW-RR 1995, S. 12, jeweils für
Bullterrier; s. auch LG Nürnberg-Fürth, ZMR 1991 S. 29). Allerdings
ist der Begriff “Kampfhund” kynologisch unscharf und daher im
Einzelfall schwer handhabbar (s. dazu noch Ziff. IV, 1a). Es bestehen
auch Bedenken, die Größe oder das Gewicht eines Hundes oder die
Zuordnung zu einer bestimmten Rasse zum ausschlaggebenden
Maßstab zu machen, anstatt auf das konkrete Tier abzustellen. Ent-
hält der Mietvertrag keine ausdrückliche Regelung, so hängt die
Zulässigkeit der Hundehaltung von den konkreten (zu erwartenden)
Beeinträchtigungen ab. Die Praxis der Zivilgerichte ist im Übrigen
schwer berechenbar, weil persönliche Einstellungen der Richter die
Entscheidungen maßgeblich prägen. 

2. Eigentumswohnungen

Im Regelfall entspricht die Haltung von Haustieren und damit auch
von Hunden den tradierten soziokulturellen Vorstellungen ordnungs-
gemäßen Wohnens und ist daher in Eigentumswohnungen grundsätz-
lich zulässig (OLG Saarbrücken, NJW-RR 2007, S. 779; OLG Stutt-
gart, RPfleger 1982, S. 220). Ein genereller Ausschluss der Hunde-
haltung durch Mehrheitsbeschluss – z. B. in einer Hausordnung –
wäre somit nicht zulässig. Indessen wäre ein entsprechender (mit
Rechtsmitteln) nicht angefochtener Beschluss bindend, weil er weder
sittenwidrig ist, noch in den Kernbereich des Wohnungseigentums
eingreift (BGH, MDR 1995, S. 895; BayObLG, Beschl. v. 24. 8. 2000
– 2 ZBR 58/00). Allerdings kann die Durchsetzung eines solchen Ver-
bots im Einzelfall nach Treu und Glauben unzulässig sein.

Beispiele: Blindenhund (BayObLG, a. a. O.); behinderter Woh-
nungseigentümer (BayObLG, NJW-RR 2002, S. 226). 

Zulässig sind Einschränkungen der Hundehaltung bis zu einem
allgemeinen Verbot, wenn von dem Hund konkrete Störungen aus-
gehen bzw. auszugehen drohen. So wird es für rechtens erachtet, die
Zahl der zu haltenden Tiere zu begrenzen (z. B. nur ein Hund oder
zwei Hunde pro Wohnung) oder das freie Herumlaufen (lassen) von
(großen) Hunden innerhalb der Wohnanlage und der Einrichtungen des
Gemeinschaftseigentums zu untersagen (OLG Karlsruhe, NJW-RR
2008, S. 1607;KG, NJW-RR 1998, S. 1385). Erst recht gilt dies, wenn
ein Hund durch intensives Gebell die Nachtruhe der anderen Woh-
nungseigentümer stört. Dem Halter/Eigentümer des störenden Hundes
kann dann die Haltung dieses Tieres untersagt werden. Schließlich
wird eine Wohnungseigentümergemeinschaft für befugt gehalten,
durch Mehrheitsbeschluss die Haltung eines sog. Kampfhundes (oder
von Mischlingen entsprechender Rassen ) zu untersagen (KG Berlin,
NJW- RR 2003, S. 89; OLG Frankfurt/M., NJW-RR 1993, S. 981).

II. Nachbarrechtsschutz

1. Nach Privatrecht

Hundelärm gehört zu den klassischen Auslösern von Nachbar-
rechtsstreitigkeiten. Rechtlicher Prüfungsmaßstab für die Zulässig-
keit der Geräuschemissionen sind insoweit die §§ 1004, 906 BGB.
Der grundsätzliche Abwehranspruch bei Störungen wird hiernach
abgemildert bzw. ausgeschlossen, wenn die Beeinträchtigungen
ortsüblich und/oder unerheblich sind. Bestimmte Schallpegel(-
grenzen) verbieten sich angesichts der Besonderheiten des Hundege-
bells. Entscheidend ist vielmehr das konkrete Ausmaß der Störun-
gen – nach Dauer und Intensität –, wobei nicht zuletzt das Woh-
numfeld eine Rolle spielt. Abzustellen ist auf das Empfinden eines

verständigen Durchschnittsmenschen (BGH, NJW 1993, S. 1656).
Tonaufzeichnungen und Aussagen von (möglichst neutralen) Zeugen
können wichtige Beweismittel für die Geltendmachung eines
Abwehranspruchs oder zur Verteidigung sein. Häufigkeit des Bel-
lens, Zeitdauer und Tageszeit sollten sorgfältig notiert werden.
Umstritten ist, was dem Hundehalter konkret per gerichtlicher Ent-
scheidung untersagt werden kann. Verlangt werden kann die Abwehr
solcher Geräuschimmissionen, die das betroffene Grundstück mehr
als unwesentlich beeinträchtigen. Dabei ist zweifelhaft, ob die für die
Erreichung dieses Zwecks zu ergreifenden Maßnahmen von dem
Hundehalter frei ausgewählt werden können oder ob diesem detail-
lierte Vorgaben gemacht werden dürfen. 

Beispiel: Sehr weitgehend hat das OLG Hamm (NJW-RR 1990, S.
335) dem Hund(ehalter) eine Art “Bellfahrplan” verordnet, d. h.
eine Gesamtbellzeit von kurzer Dauer täglich zugelassen und im
Übrigen völlige “Ruhezeiten” zur Mittags- und Nachtzeit vorge-
schrieben. Einer solchen praktisch gar nicht umsetzbaren Verur-
teilung – die einem völligen Verbot der Hundehaltung gleichkäme
– hat das OLG Düsseldorf (NJW-RR 1995, S. 542) jedoch wider-
sprochen (ebenso LG Schweinfurt, NJW-RR 1997, S. 1104). 

2. Nach öffentlichem Recht

Dem Halter eines störenden Hundes drohen nicht nur pri-
vatrechtliche Klagen. Auch Ordnungs- und Polizeibehörden
haben die Möglichkeit, nach pflichtgemäßem Ermessen zum
Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung – dazu gehören auch
der (Nacht-) Ruheschutz und die Gesundheit – einzugreifen
(Scheidler, DVBl. 2007, S. 936, 940). Nach den Landesimmissions-
schutzgesetzen (s. z. B. § 12 LImSchG NRW) sind Tiere so zu hal-
ten, dass niemand durch die hiervon ausgehenden Immissionen –
insbesondere durch den von den Tieren erzeugten Lärm – mehr als
nur geringfügig belästigt wird. Spezielle Normen (z. B. § 9 LIm-
SchG NRW) schützen zudem vor Beeinträchtigungen der Nachtru-
he. Zur Durchsetzung dieser Vorschriften können die Gefahrenab-
wehrbehörden (etwa örtliche Ordnungsbehörden) entsprechende
Ordnungsverfügungen erlassen.

Beispiel: Anordnung an einen Hundehalter, sein Tier zwischen 22
und 6 Uhr im Haus zu halten (OVG NRW, NVwZ-RR 1993, S. 297)

Richtgrößen für das Ausmaß des (un)zulässigen Lärms sind wie-
derum Dauer und Intensität des Lärms, die Tageszeit und das (bau-
planerische) Umfeld. Im reinen Wohngebiet liegt die Toleranzgrenze
erfahrungsgemäß niedriger als in einem Gewerbegebiet, das durch ein
Nebeneinander von Wohnbebauung und Gewerbebetrieben geprägt
ist (vgl. z. B. OLG Düsseldorf, NVwZ 1984, S. 94 u. 197; s. ferner
NVwZ 1989, S. 55). Vor allem bei einer (drohenden) Gesundheitsge-
fährdung – ggf. durch ein Attest nachzuweisen – bietet das Lan-
desimmissionsschutzrecht eine Handhabe für behördliches Vorgehen.

Beispiel: “stundenlanges Kläffen” eines Hundes (OVG Koblenz,
Natur + Recht 1982, S. 38)

III. Typische ordnungsrechtliche Beschränkungen

1. Straßenverkehrsrecht

Haustiere, die den öffentlichen Verkehr gefährden können, sind
von der Straße fernzuhalten (§ 28 StVO). Sie müssen von geeigne-
ten Personen begleitet sein, die ausreichend auf sie einwirken kön-
nen. Speziell verboten ist es, Hunde von Kraftfahrzeugen aus zu
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führen; von Fahrrädern dürfen sie geführt werden, soweit dies tier-
schutzrechtlich unbedenklich ist. Nicht erlaubt ist also das Führen
von Hunden von einem sog. Mofa aus, weil dieses als Fahrzeug i. S.
des § 28 StVO gilt (vgl. § 1 Abs. 2 StVG). Einen generellen Leinen-
zwang (s. dazu nachst. 2) gibt es nach dem Straßenverkehrsrecht
nicht. Allerdings dürfen nur gut abgerichtete und auf Zuruf gehorsa-
me Hunde auf Straßen unangeleint geführt werden (vgl. OLG Düs-
seldorf, NJW 1987, S. 201). Erst recht gilt dies beim Führen eines
Hundes von einem Fahrrad aus. 

2. Leinenzwang

In zahlreichen (ordnungsbehördlichen bzw. Polizei-) Verord-
nungen wird ein Leinenzwang beim Ausführen von Hunden
vorgeschrieben. Der Geltungsbereich derartiger Vorschriften kann
sich auf Teile des Gemeindegebiets beschränken (s. z. B. VGH
BW, VBlBW 2008, S. 134). Etliche Kommunen eröffnen die Mög-
lichkeit des artgemäßen Freilaufs auf bestimmten öffentlichen
Plätzen (sog. Hundewiesen). Allerdings gibt es keinen Rechtsan-
spruch darauf, gemeindliche Anlagen bzw. Einrichtungen für frei-
laufende Hunde benutzen zu können. Auch solche Hundehalter,
die keine private Auslauffläche für ihre Tiere haben, können von
der Gemeinde nicht verlangen, dass ihnen kommunale Anlagen als
Freilaufflächen zur Verfügung gestellt werden (Hess. VGH,
Beschl. v. 27. 2. 1995 – 6 N 903/92; OLG Düsseldorf, NVwZ-RR
1992, S. 301). 

Fehlt es (ausnahmsweise) an einer allgemeinen Verpflichtung,
den Hund anzuleinen, so kommt eine entsprechende Anordnung
im Einzelfall zur Abwehr konkreter Gefahren in Betracht (VG
Gera, Beschl. v. 27. 6. 2003 – 1 E 563/03). Auch kann eine generel-
le Leinenpflicht durch eine Ordnungsverfügung konkretisiert wer-
den, um auf den uneinsichtigen Hundehalter mit den Mitteln des
Verwaltungsvollstreckungsrechts – etwa Verhängung eines
Zwangsgeldes – einzuwirken. 

Beispiel für eine denkbare Ordnungsverfügung: Anordnung,
stets nur einen Hund (angeleint) auszuführen, nicht mehrere
gleichzeitig, wenn der Hundehalter nur ein Tier sicher beherrscht
(OLG Braunschweig, NJW 1987, S. 1099). 

3. Maul- oder Beißkorbzwang

In Einzelfällen kommt (soweit nicht ohnehin generelle Regelun-
gen bestehen, s. nachf. IV.) die Anordnung eines Maulkorbs (Beiß-
schutzvorrichtung) als probates Mittel der Gefahrenabwehr in
Betracht (s. z. B. VG Gießen, NVwZ-RR 1993 S. 55: Deutsche
Dogge; VG Koblenz, Beschl. v. 25. 3. 1985 – 1 L 15/85: angriffslusti-
ger Schäferhund; OVG NRW, NJW 1980 S. 956: Schäferhund). Vor-
aussetzung für diese Maßnahme nach allgemeinem Ordnungsrecht
ist die konkrete Wahrscheinlichkeit, dass das fragliche Tier andern-
falls (auch bei Anlegung einer Leine) nicht ausreichend sicher
geführt werden kann. Die Beweislast für die individuelle Gefähr-
lichkeit eines Hundes trägt die Behörde; sie muss demgemäß den
Sachverhalt entsprechend (vollständig) ermitteln.

4. Sonstige Anordnungen

Zuweilen lässt sich ein ausreichender Schutz vor gefährlichen Hun-
den nur durch sonstige ordnungsrechtliche Anordnungen erreichen.

Beispiel: Behördliche Verfügung, das Grundstück, auf dem der
Hund gehalten wird, durch einen ausreichend hohen Zaun einzu-
frieden (VGH Mannheim, NVwZ-RR 1993, S. 411)

Besonders harte Maßnahmen sind angezeigt, wenn der Hunde-
halter sein Tier missbraucht, es z. B. auf andere Menschen hetzt. In
einem solchen Fall kann das Tier sichergestellt werden, was in der
Folge regelmäßig auf die Unterbringung des Hundes in einem Tier-
asyl hinausläuft. Entsprechendes gilt für gefährliche, insbesondere
bissige Hunde, wenn der Halter die von dem Tier ausgehenden
Gefahren nicht beherrscht.

Beispiel: Eine Schnauzerhündin fiel wiederholt Menschen an
und verletzte diese nicht unerheblich. Sogar ein Maulkorb konn-
te einen gefährlichen Zwischenfall nicht verhindern. Daraufhin
untersagte die Behörde die Tierhaltung und stellte das Tier
sicher. Das OVG Koblenz hat die Anordnungen trotz eines gün-
stig verlaufenen „Wesenstests“ der Hündin bestätigt (KommJur
2005, S. VII). 

Schließlich dürfen extrem gefährliche Tiere – die gewisser-
maßen nicht mehr resozialisierbar sind – aufgrund ordnungsrechtli-
cher Anordnung eingeschläfert werden (s. z. B. OVG NRW, NVwZ
2001, S. 227). Die Tötung eines (aggressiven) Hundes kann aller-
dings immer nur das letzte Mittel sein; insoweit trägt die Behörde
die Darlegungs- und Beweislast (VG Frankfurt/M., NVwZ 2001, S.
1320). Insbesondere die Einstufung als „Kampfhund“ (mit nicht
bestandener Verhaltensprüfung) löst nicht die Automatik einer dar-
auf zu stützenden Tötungsanordnung aus; das Übermaßverbot kann
z. B. die Prüfung erfordern, ob für das Tier gleichwohl eine Erlaub-
nis erteilt werden kann, es an einen Dritten abzugeben, oder ob es in
andere Hände vermittelt werden kann (VG Sigmaringen, NVwZ-
RR 2004 , S. 183).

IV. Spezielle Gesetze und Verordnungen in Bezug auf sog.
Kampfhunde und sonstige gefährliche Hunde

Auf Bundes- und Landesebene sind innerhalb kurzer Zeit und mit
„heißer Nadel“ Rechtsvorschriften erlassen worden, die den Zweck
haben, die Gefahren, die von bestimmten Hunden bzw. Hunderassen
ausgehen, wirksam zu bekämpfen (s. Gängel und Gansel, NVwZ
2001, S. 1208 ff.; Kaltenborn, NWVBl. 2001, S. 249 ff.; Kunze, NJW
2001, S. 1608 ff.; Caspar, DVBl. 2000, S. 1580 ff.). 

1. Landesrecht

a) Hunderassen/Kreuzungen

In den Bundesländern sind Rassenkataloge aufgestellt worden,
wonach Hunde, die unter die jeweilige “Liste” fallen, generell als
gefährlich gelten. In § 11 LHundG NRW werden zudem auch sog.
große Hunde (Widerristhöhe von 40 cm oder mindestens 20 kg
schwer) Beschränkungen unterworfen (z. B. Leinenzwang auf
öffentlichen Straßen und Plätzen).

Das BVerwG billigt im Ansatz die Aufstellung von Rasselisten,
hat allerdings eine – letztlich nur formelle – Schranke aufgestellt
(NVwZ 2003, S. 95).

Danach kann zumindest der Verordnungsgeber nach gegenwär-
tigem fachwissenschaftlichem Erkenntnisstand nicht allein an die
Zugehörigkeit eines Hundes zu einer bestimmten Rasse oder einem
bestimmten Typ anknüpfen, wenn er auf der Grundlage des allge-
meinen Gefahrenabwehrrechts den Schutz der Bevölkerung vor den
von Hunden ausgehenden Gefahren verbessern will. Derartige
Regelungen gehören – mangels einer abstrakten Gefahr – (nur) zur
Gefahrenvorsorge („Besorgnispotenzial“: OVG Lüneburg, NVwZ-
RR 2005, S. 631) und bedürfen deshalb einer speziellen gesetzli-
chen Ermächtigung. 
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Konkrete Listen enthalten z.B. die §§ 3 und 10 LHundG NRW; sie
umfassen insgesamt 14 Rassen, freilich auch Kreuzungen: z.B. (in
Originalschreibweise!) Pittbull-Terrier, American Staffordshire Ter-
rier, Staffordshire Bullterrier und Bullterrier.“ 

b) Konkret gefährliche Hunde

Neben Hunden bestimmter Rassen unterliegen als im Einzelfall
als “gefährlich” eingestufte Hunde bzw. ihre Halter etlichen Ein-
schränkungen (insbesondere Erlaubnispflicht, Zuchtverbot). Für
diese Einstufung sind z.B. nach § 3 Abs. 3 LHundG NRW folgende
Kriterien maßgebend: (1) Zucht oder Ausbildung auf gesteigerte
„Aggressivität“ oder auf „Zivilschärfe“, (2) Bissigkeit, (3) gefahr-
drohendes Anspringen sowie (4) Neigung zum Hetzen, Beißen oder
Reißen anderer Tiere. 

Für die Qualifizierung als “bissig” kann u. U. schon ein einmali-
ger Vorfall ausreichen, wenn eine erhebliche Verletzung zu bekla-
gen war (so VGH Mannheim, NVwZ-RR 1993 S. 187; weiter
gehend mit Bezug auf § 2 Abs. 2 Nr. 2 Alt. 1 HessHundeVO: VGH
Kassel, NVwZ-RR 2005, S. 629: unbeachtlich sind danach nur ganz
geringfügige Verletzungen). Bei einem Beißvorfall zwischen Hun-
den erweist sich ein Hund insbesondere dann als bissig, wenn er
einen anderen Hund gebissen und verletzt hat, ohne selbst von die-
sem angegriffen worden zu sein, oder wenn er einen anderen Hund
trotz dessen erkennbarer artüblicher Unterwerfungsgestik gebissen
hat (OVG NRW, NVwZ 1997, S. 806, 807). Ein sog. gefahrdrohen-
des Anspringen liegt bereits dann vor, wenn ein Mensch sich –
objektiv nachvollziehbar – durch das Anspringen in seinem körper-
lichen oder seelischen Wohlbefinden beeinträchtigt sieht; nicht
erforderlich ist, dass der Hund den Menschen verletzen will (Hess.
VGH, NJW 1997, S. 961). 

c) „Hundeführerschein“

Wer einen (generell oder konkret) gefährlichen Hund halten will,
muss hierzu grundsätzlich behördlich ermächtigt sein, d. h. er bedarf
für das Halten und Führen eines “Problemhundes” einer speziellen
Erlaubnis. Die Erlaubniserteilung setzt regelmäßig ein besonderes
privates Interesse voraus; dies lässt sich etwa bejahen, wenn die
Erlaubnis beantragt wird, um eine vor Einführung der Erlaubnis-
pflicht begonnene Hundehaltung fortzusetzen, insbesondere zur
Fortsetzung einer zu dem Hund entstandenen sozialen Beziehung
(OVG Hamburg, NVwZ 2001, S. 1309).

Der Erlaubnisinhaber muss mindestens 18 Jahre alt sein und
seine Sachkunde hinsichtlich des Umgangs mit Hunden nachge-
wiesen haben; insbesondere dürfen keine Tatsachen gegen die per-
sönliche Zuverlässigkeit sprechen (s. insoweit z. B. § 4 Abs. 1
LHundG NRW, § 4 Abs. 2 HundehVO M-V). Bei Vorliegen
bestimmter Delikte bzw. entsprechender rechtskräftiger Verurtei-
lungen – der Straftatenkatalog ist augenscheinlich dem Waffen-
recht nachgebildet – wird die Zuverlässigkeit “in der Regel” zu
verneinen sein (sog. gesetzliche Vermutung: s. z. B. § 7 Abs. 1 und
2 LHundeG NRW, § 6 Abs. 1 HundehVO M-V: etwa Körperverlet-
zung, Trunkenheitsfahrt, Verstöße gegen das TierschG, das WaffG
oder das Betäubungsmittelgesetz). Die körperliche Eignung
besitzen regelmäßig Personen nicht, die unter Betreuung stehen
oder trunk- oder rauschmittelsüchtig sind (§ 6 Abs. 2 HundehVO
M-V). Die zuständigen Behörden verlangen zur Überprüfung der
persönlichen Zuverlässigkeit regelmäßig die Vorlage eines
Führungszeugnisses, hinsichtlich der körperlichen Eignung u. U.
auch eines amts- oder fachärztlichen Zeugnisses. Die Haltung
eines als “gefährlich” eingestuften Hundes unterliegt erheblichen
Einschränkungen.

Beispiele:
1. Der Hundehalter kann verpflichtet sein, sein Tier mit einer
unveränderlichen Kennzeichnung (z. B. Mikrochip) zu versehen
(s. hierzu VG Greifswald, Beschl. v. 1. 3. 2001 – 4 B 189/01). 

2. Verpflichtung des Hundehalters, an Zugängen zu seinem Anwe-
sen – auf dem das Tier gehalten wird – Warntafeln aufstellen (s. §
3 Abs. 2 HundehVO M-V) 

2. Bundesrecht

Komplettiert wird das Regelungsnetz durch das Gesetz zur
Bekämpfung gefährlicher Hunde v. 12. 4. 2001 (BGBl. I S. 530),
dessen Herzstück das Gesetz zur „Beschränkung des Verbringens
oder der Einfuhr gefährlicher Hunde in das Inland“ (HundVer-
brEinfG) ist. Hunde der Rassen Pitbull-Terrier, American Staffords-
hire-Terrier, Staffordshire- Bullterrier, Bullterrier sowie deren Kreu-
zungen dürfen nicht importiert werden. Für Hunde weiterer Rassen
bzw. Kreuzungen, für die nach den Vorschriften des Bundeslandes,
in dem der Hund ständig gehalten werden soll, eine Gefährlichkeit
vermutet wird, gilt Entsprechendes (§ 2 HundVerbrEinfG). 

Das Importverbot ist vom BVerfG (NVwZ 2004, S. 597; s. dazu
Pestalozza, NJW 2004, S. 1840) bestätigt worden, nicht aber – man-
gels Zuständigkeit des Bundes – das entsprechende Zuchtverbot. 

Im Hinblick insbesondere auf die unterschiedlichen Landesrege-
lungen ist ein normativer Flickenteppich entstanden. Jeder Hunde-
halter, der derzeit mit seinem Tier durch Deutschland reist, sollte sich
zuvor über die jeweils örtlich geltenden Vorschriften informieren.
Anderenfalls läuft er Gefahr, eine Ordnungswidrigkeit (etwa wegen
Missachtung des Maulkorbzwangs) zu begehen 

V. Sonstige Bedingungen der Hundehaltung

Vor allem das TierschG enthält einen Pflichtenkatalog, der auch für
die Hundehaltung gilt (§§ 3 ff.). Zu den gerade bei Hundehaltern zu
beobachtenden Verstößen gehört das Aussetzen oder Zurücklassen, um
sich des Tieres – etwa in der Ferienzeit – zu entledigen (§ 3 Nr. 3 Tier-
schG). Auch das Hetzen des Hundes auf andere Tiere – außerhalb waid-
gerechter Jagdausübung – widerspricht den Grundsätzen des Tier-
schutzes (§ 3 Nr. 8 TierschG). Das Landesjagdrecht (vgl. z. B. § 55
Abs. 2 Nr. 8 LandesjagdG NRW) verbietet es ergänzend, Hunde in
Jagdrevieren frei herumlaufen zu lassen. 

Speziell für das gewerbsmäßige Züchten und Halten von Tieren
bedarf es einer besonderen Erlaubnis (§ 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3a Tier-
schG). Die Regelungen des TierschG werden für Hunde durch die Tier-
schutz-Hundeverordnung konkretisiert. Die Verordnung enthält Vor-
schriften über die Betreuung sowie das Halten von Hunden im Frei-
en, in Räumen und Zwingern.

Auch bau(ordnungs-)rechtliche Gesichtspunkte können einer
Hundehaltung – vor allem einem Zuchtbetrieb – entgegenstehen. Die
Haltung von mehr als zwei Tieren dürfte i. d. R. in einem allgemei-
nen (erst recht: reinen) Wohngebiet (vgl. §§ 3 und 4 BauNVO) wegen
der damit verbundenen Lärmbelästigung bedenklich sein und kann
ggf. bauaufsichtsbehördlich untersagt werden.

Beispiele: OVG Lüneburg, NVwZ-RR 1993, S. 398: Dackel-
zucht; S. 400: Hundezwinger mit sieben Boxen für Doggenzucht

VI. Haftung für Schäden

Für Tiere – also auch für Hunde – gilt gem. § 833 BGB die sog.
Tierhalterhaftung. Nach der Grundregel (Satz 1) haftet der Hun-
dehalter auch ohne Verschulden für Schäden, die sein Tier verur-
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sacht. Dabei genügt u. U. ein nur mittelbarer ursächlicher
Zusammenhang.

Beispiele:
1. Verursacht ein Passant, der sich vor frei laufenden Hunden in
Sicherheit bringen will, einen Schaden an einer fremden Sache, so
kann dies die Tierhalterhaftung auslösen (AG Frankfurt/M., NJW-
RR 2000, S. 759).

2. Ein Radfahrer kommt auf einer öffentlichen Straße durch die
„Begegnung“ mit einem – entgegen einer kommunalen Rechts-
verordnung – nicht angeleinten Hund zu Fall. Hier kann nach
Ansicht des OLG Hamm (Urt. v. 25. 7. 2008 – 6 U 60/08) sogar ein
Anscheinsbeweis dafür sprechen, dass das Bewegungsverhalten
des Hundes für den Sturz ursächlich war. Demgegenüber reicht es
für eine Haftung nicht aus, dass sich der fragliche Hund vor dem
Unfall (Radfahrersturz) lediglich auf der von dem verunglückten
Radfahrer benutzten Fahrbahn befunden hat; die Haftung setzt
vielmehr voraus, dass konkrete der Tiergefahr oder dem Verhalten
des Tierbegleiters zuzuweisende haftungsrelevante Umstände
festgestellt werden (OLG Frankfurt a.M., NZV 2003, S. 486). 

Bei Hunden, die dem Beruf, der Erwerbstätigkeit oder dem
Unterhalt des Tierhalters dienen (z. B. Wachhunde), entfällt die Haf-
tung, wenn der Tierhalter beweisen kann, dass er die verkehrserfor-
derliche Sorgfalt beachtet hat, oder wenn der Schaden auch bei aus-
reichender Sorgfalt eingetreten wäre (fehlende Kausalität). Ob ein
Hund unter diese Haftungsprivilegierung fällt, hängt in Zweifelsfäl-
len („Doppelfunktionalität“: einerseits Freizeitgestaltung, anderer-
seits Erwerbsstreben) von seiner hauptsächlichen Zweckbestim-
mung ab (BGH, NZV 2005, S. 466).

Handelt es sich um einen Diensthund (z. B. der Polizei), so haftet
die Behörde (genauer: die jeweilige Körperschaft) nach Amtshaf-
tungsrundsätzen (§ 839 BGB i. V. mit Art. 34 GG), wobei die für den
Bürger günstigere Beweislastregel des § 833 Satz 2 BGB eingreift
(die Behörde muss sich also entlasten).

Beispiel: Besteht die Gefahr, dass ein Diensthund in größeren
Menschenmengen schnell zubeißt, so muss der Hundeführer gegen
derartige unerwünschte Reaktionen des Tieres ausreichend Vorsor-
ge treffen, etwa durch Anlegen eines Maulkorbs (OLG Düsseldorf,
NJW-RR 1995, S. 661; BGH, VersR 1972, S. 1047, 1048.

Eine Behörde bzw. Gemeinde kann des Weiteren auch dann – wegen
Amtshaftung – schadensersatzpflichtig werden, wenn sie trotz
erkannter Gefahr keine oder nur unzureichende Maßnahmen gegen
einen Hundehalter trifft, z. B. lediglich einen Maulkorbzwang verfügt,
obwohl ein Verbot der Hundehaltung (Wegnahme des Tieres) angezeigt
gewesen wäre (LG Köln, NVwZ 1999, S. 1027). Ein solcher Anspruch
ist insbesondere dann interessant, wenn der verantwortliche Hundehal-
ter zahlungsunfähig ist und kein Versicherungsschutz besteht. 

Ein Mitverschulden des Verletzten kann den Schadensersatzan-
spruch allerdings mindern oder ganz ausschließen (vgl. § 254 BGB). 

Beispiel: Der Schadensersatzanspruch eines Joggers, der über
einen nicht angeleinten Dackel gestolpert war, wurde gekürzt; ihm
hielt das OLG Koblenz vor, seinen Lauf mit unverminderter Ge-
schwindigkeit fortgesetzt zu haben, obwohl es ihm zumutbar
gewesen sei, einen Bogen zu laufen oder das Tempo zu verringern
(NJW 2003, S. 2834). 

Des Weiteren wirkt sich die sog. Tiergefahr anspruchsmindernd
aus. Dies kann z. B. der Fall sein, wenn zwei Hundehalter zusammen-

treffen und einer von ihnen während des Spiels der Hunde – die beide
ein bestimmtes Gefahrenpotenzial verkörpern – von dem fremden Tier
umgerannt wird (OLG Hamm, NJW-RR 1995, S. 598). Bei wesentlich
größeren und kräftigeren Tieren kann diese Tiergefahr als Zurech-
nungsfaktor jedoch ausscheiden (so im Verhältnis Rottweiler-Dackel:
OLG Hamm, NJW-RR 1995, S. 599). Das bloße „Dasein“ eines ange-
leinten Hundes (hier: eines Pudels) löst keine Mithaftung des Hunde-
halters aus, wenn ein nicht angeleinter (hier: Schäfer-) Hund auf das
angeleinte Tier losrennt und dabei der Führer des angeleinten Tieres zu
Fall kommt ( OLG Stuttgart, NJW-RR 2003, S. 242). 

Der Ersatzanspruch kann auch ein Schmerzensgeld einschließen
(§ 253 Abs. 2 BGB). 

Beispiele: 
1. Das AG Bad Liebenwerda hat z.B. einer jungen Frau, die von
einem Bullterrier angefallen wurde und dauerhafte Narben
zurücklassende Verletzungen erlitt, ein Schmerzensgeld von 8 000
DM zugesprochen (NJW-RR 1999, S. 1255). 

2. Einem eineinhalbjährigen Kind, das durch einen Hundebiss
ausgedehnte und tief gehende Verletzungen im Gesicht erlitt,
wurde ein Schmerzensgeld in Höhe von 18 000 € zugebilligt (LG
Essen, NJW-RR 2005, S. 1111).

In Ansehung des Haftungsrisikos empfiehlt sich stets der
Abschluss einer Versicherung. Durch Landesrecht kann zudem für
gefährliche Hunde der Abschluss einer Haftpflichtversicherung
zwingend vorgeschrieben sein (so z. B. gem. § 5 Abs. 5 LHundG
NRW). Die sog. Angehörigenklausel in den Versicherungsbedingun-
gen kann allerdings die Haftung gegenüber Angehörigen des versi-
cherten Hundehalters ausschließen, wenn sie den Hund ausführen
(OLG Frankfurt a. M., NJW-RR 2004, S. 969).

VII. Beförderung von Hunden mit bzw. in Verkehrsmitteln

Für Taxen besteht nach dem Personenbeförderungsgesetz eine
Beförderungspflicht im sog. Pflichtfahrbereich (vgl. §§ 47, 51).
Diese Verpflichtung erstreckt sich nicht nur auf Personen, sondern
auch auf die von diesen mitgeführten Sachen und Tiere. Das Tier
muss allerdings so untergebracht werden können, dass die Sicherheit
des Fahrbetriebs und der Verkehr nicht gefährdet und andere Fahr-
gäste auch nicht belästigt werden (s. § 23 StVO). Gegen die Mitnah-
me kleinerer Hunde dürften in der Regel hiernach keine Bedenken
bestehen. Speziell für Blindenhunde ist in den einschlägigen Verord-
nungen über die Beförderungsbedingungen sogar die Pflicht zur
unentgeltlichen Mitnahme geregelt. 

Für den Luft- und Schifffahrtsverkehr sowie für die Beförderung
per Bahn gelten besondere Normen des jeweiligen Transportbereichs
und ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen sowie auch interna-
tionale Übereinkommen. Versicherungsrechtlich ist zu beachten, dass
der Transport eines großen Hundes in einem Pkw (hier: im Fußraum vor
dem Beifahrersitz) den Vorwurf grober Fahrlässigkeit begründen kann,
wenn die Unfallgefahr hierdurch erheblich gesteigert wird (vgl. § 61
VVG und OLG Nürnberg, NVZ 1990, S. 315). 

VIII. Straf- und bußgeldrechtliche Verantwortlichkeit

1. Strafrecht

a) Der Hund als Mittel einer Straftat

Strafrechtlich verantwortlich ist ein Hundehalter- oder -führer,
wenn der Hund auf einen anderen Menschen gehetzt wird, um diesen
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zu verletzen. Der so verwendete Hund gilt in der Rspr. ( BGHSt 14, S.
152) als “gefährliches Werkzeug” i. S. des § 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB
(gefährliche Körperverletzung). Strafrechtliche Folgen kann auch
das Anfallen von Spaziergängern durch Hunde auslösen, die nicht
ausreichend sicher geführt werden. Hier kann sich der Hundehalter
bzw. die ausführende Person wegen fahrlässiger Körperverletzung
(§ 229 StGB) strafbar machen. 

Beispiel: Der Hundehalter kennt die Bissigkeit seines Tieres und
lässt den Hund gleichwohl ohne hinreichende Aufsicht, insbe-
sondere unter Verstoß gegen Ordnungsrecht (z. B. Leinenzwang)
(BayObLG, NJW 1987, S. 1094; LG Dortmund, Urt. v. 12. 6.
1989 – Ns 47 Js 267/88).

Die für eine Verurteilung wegen Fahrlässigkeit erforderliche
Pflichtwidrigkeit liegt andererseits nicht vor, wenn ein bisher folgsa-
mer und ungefährlicher Hund in Gegenwart des Hundehalters plötzlich
zubeißt. Der als Mittel einer Straftat eingesetzte Hund kann im Übrigen
durch Strafurteil eingezogen werden (§ 74 StGB). Kommt durch einen
Hundeangriff ein Mensch zu Tode, so kann sich der Hundehalter wegen
fahrlässiger Tötung (§ 222 StGB) strafbar machen, wenn er die ihm
obliegenden Aufsichts- und Sorgfaltspflichten missachtet hat.

Beispiel: Nichtanleinen eines gefährlichen Hundes (BGH, NStZ
2002, S. 316)

Verstöß der Hundehalter bewusst gegen Rechtsvorschriften und
nimmt er die Verletzung eines Menschen billigend in Kauf, so kann
sogar eine Körperverletzung mit Todesfolge (§ 227 StGB) vorliegen.

b) Das Tier als Opfer

Vergehen an Tieren (insbesondere Quälereien) können strafrecht-
lich insbesondere unter Tierschutzgesichtspunkten (vgl. § 17 Tier-
schG) geahndet werden. Hierunter fällt vor allem das wohl in der Pra-
xis bedeutsamste Zufügen erheblicher Schmerzen oder Leiden aus
Rohheit oder in besonders intensiver Form. Als Nebenfolge können
dem Täter das Halten und der Handel mit Tieren untersagt werden
(§ 20 TierschG). Die Verletzung fremder Hunde kann als Sachbe-
schädigung (§ 303 StGB) bestraft werden. 

c) Sonstige Delikte

Der unerlaubte Import der in § 2 Abs. 1 HundVerbrEinfG (s. o. Ziff.
IV, 2) genannten Hunde erfüllt einen Vergehenstatbestand (§ 5). Straf-
bar macht sich weiterhin, wer mit Hilfe seines Hundes Jagdwilde-
rei (§ 292 StGB) betreibt. 

Nicht immer geläufig dürfte dem Hundehalter der Tatbestand der
Verkehrsunfallflucht (§ 142 StGB) sein. Läuft z. B. ein Hund
plötzlich auf die Straße, so dass ein Fahrzeug zu einer Notbremsung
gezwungen wird und ein anderes Fahrzeug auffährt, so macht sich
der Tierhalter strafbar, wenn er sich vom Unfallort entfernt und
damit Feststellungen zur zivilrechtlichen Haftung vereitelt. Stets
aber muss ein ursächlicher Zusammenhang mit den Gefahren
des Straßenverkehrs bestehen. Dieser Zusammenhang fehlt, wenn
der Hund des “Täters” einen anderen Hund anfällt und dieser dar-
aufhin seinen Führer, der ihn an der Leine hält, umreißt und verletzt
( BayObLG, NJW 1980, S. 299). 

2. Ordnungswidrigkeitenrecht

Verstöße gegen Landes- oder kommunales Ordnungsrecht sind
regelmäßig bußgeldbewehrt, z. B. die Missachtung des Leinen-

zwangs (OLG Hamm, Beschl. v. 3. 12. 1987 – 4 Ss OWi 971/87) oder
die Verletzung der Maulkorbanlegepflicht (s. z. B. § 20 Abs. 1 Nr. 5
LHundG NRW). Eine ordnungsbehördliche Verordnung, die einen
Leinenzwang für alle Hunde ohne Rücksicht auf Art und Größe der
Hunderasse und für das gesamte Gebiet der erlassenden Gemeinde
anordnet – also keine Freilaufflächen vorsieht –, kann allerdings
unverhältnismäßig sein, so dass sie keine (wirksame) Ermächti-
gungsgrundlage für einen Bußgeldbescheid ist (OLG Hamm, NVwZ
2002, S. 766; AG Trier, NJW 2005, S. 3735; s. auch die Bespr. des
Beschlusses des OLG Dresden v. 7. 2. 2007 – Ss (OWi) 301/06 von
Durner, JA 2007, S. 666). 

Auch darf die Geldbuße bei einem Verstoß gegen die Anleinpf-
licht nicht unverhältnismäßig hoch ausfallen. Eine Geldbuße von
250 € wurde als unvertretbar hoch eingestuft, wenn keine besonderen
Umstände (z. B. Gefährdung oder Belästigung anderer; Verunreini-
gung) hinzutreten (OLG Düsseldorf, Beschl. v. 14. 12. 2006 – IV 5
Ss-OWi 205/06-(OWi 47/06 IV). 

Vermeidbare Lärmbelästigungen (Hundegebell) können eben-
falls bußgeldrechtliche Folgen haben, und zwar nach Bundesrecht
(vgl. § 117 OWiG) und nach Landes(ordnungs)recht (s. z. B. § 17
Abs. 1 Buchst. i LImSchG NRW). Ordnungswidrig verhält sich im
Übrigen derjenige, der (schuldhaft) einen “bösartigen” Hund sich
frei umherbewegen lässt oder als Verantwortlicher für die Beaufsich-
tigung eines solchen Tieres es unterlässt, die notwendigen Vorsichts-
maßnahmen zu treffen, um Schäden durch das Tier zu verhüten (§ 121
OWiG). Bußgeldbewehrt sind auch Verstöße gegen tierschutzrechtli-
che Bestimmungen (s. § 18 TierschG). Ob der Einsatz eines Anti-
Bell-Halsbandes – das auf das Ansetzen zum Bellen mit einem Strom-
stoß reagiert – eine Ordnungswidrigkeit darstellt (s. § 18 Abs. 1 Nr. 4 i.
V. m. § 3 Nr. 11 TierschG), hängt allerdings von den konkreten Umstän-
den – insbesondere von der Möglichkeit milderer Mittel zur Unterbin-
dung des störenden Lärms – ab (BayObLG, NStZ 2004, S. 47).

Das unbefugte “Abkotenlassen” des Tieres bzw. die Nichtbesei-
tigung des Kots kann vor allem dann bußgeldpflichtig sein, wenn den
Hundehalter eine Beseitigungspflicht (z. B. aus § 32 StVO oder nach
kommunalem Ordnungsrecht) trifft (OLG Karlsruhe, NJW 1984, S.
502). Dies gilt insbesondere dann, wenn der Hund öffentliche Anla-
gen oder Einrichtungen verunreinigt. Darüber hinaus kommt eine
bußgeldrechtliche Haftung allein unter abfallrechtlichen Gesichts-
punkten in Betracht.

Beispiel: Der Hundehalter lässt den Kot auf Gehwegen oder auf
einer dem Fußgängerverkehr gewidmeten Straße liegen OLG
Düsseldorf, NStZ 1991, S. 335; OLG Frankfurt/M., NVwZ-RR
1992, S. 545; a. A. aber OLG Celle, NJW 1979, S. 277). 

IX. Sonstige zivilrechtliche Vertrags- und Haftungsprobleme

1. Tierärztliche Behandlung von Hunden

Bei der Behandlung muss der Tierarzt (auch) die rechtlichen
und sittlichen Gebote des Tierschutzes berücksichtigen. Eingriffe
aus rein kosmetischen Gründen (hier: Stiftzahn oder Implantatver-
sorgung) stellen keinen vernünftigen Grund dar, sondern einen
Verstoß gegen das TierschG (OLG Hamm, NJW-RR 2001, S.
1172). Den Tierarzt trifft auch eine – eingeschränkte – Auf-
klärungspflicht hinsichtlich des Risikos eines Eingriffs (BGH,
NJW 1980, S. 1904). Die aus dem Arzthaftpflichtrecht bekannten
Beweiserleichterungen bei Kunstfehlern gelten auch bei der
Behandlung durch den Tierarzt (OLG München, MDR 1989, S.
738). Ein Zurückbehaltungsrecht (§ 273 BGB) an einem Hund
wegen der Behandlungskosten wurde vom AG Bad Homburg
abgelehnt (NJW-RR 2002, S. 804).
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2. Ausbildung von Hunden in Hundeschulen

Speziell Problemtiere können von den (überforderten) Hundehal-
tern in Hundeschulen trainiert werden. Derartige Ausbildungskurse
werden aufgrund von Dienstverträgen veranstaltet, denen (ergän-
zende) Allgemeine Geschäftsbedingungen zugrunde liegen (kön-
nen). Mit einer Klauselkontrolle hat sich das LG München I befasst
(NJW-RR 1999, S. 60) und diverse Vertragsbestimmungen einer
Hundeschule für nichtig erklärt. Sowohl eine vorformulierte Fäl-
ligstellung des vereinbarten Honorars nach Durchführung der
ersten Ausbildungsstunde als auch ein Abschluss der
Honorarrückzahlung für den Fall des vorzeitigen Abbruchs der
Ausbildung wurden als Verstöße gegen das Verbot unangemessener
Benachteiligung (§ 307 BGB ) qualifiziert. Entsprechendes gilt für
eine formularmäßige Hundehalterhaftung für durch das Tier ver-
ursachte Schäden. 

3. Schadensersatzpflicht bei Verletzung oder Tötung von
Hunden

Beschädigt oder tötet jemand ohne Rechtfertigungsgrund (etwa:
Abwehr eines bissigen Hundes; OLG Hamm, NJW-RR 1997, S. 647:
Dackelangriff!) und schuldhaft einen fremden Hund, so haftet er dem
Eigentümer auf Schadensersatz (§ 823 BGB). Wird der Hund von
einem Kfz-Führer überfahren, so greift zudem die (verschuldensunab-
hängige) Halterhaftung (§ 7 StVG) ein. Zu ersetzen sind nach § 251 Abs.
2 Satz 2 BGB grundsätzlich alle aus der Heilbehandlung eines ver-
letzten Hundes entstandenen Aufwendungen; diese sind nicht bereits
dann unverhältnismäßig, wenn sie dessen Wert erheblich übersteigen. 

Beispiel: Behandlungskosten von ca. 4 600 DM für einen objektiv
relativ “wertlosen” (i. S. eines Handelsobjekts) Mischlingshund
wurden nicht als unverhältnismäßig eingestuft (AG Idar-Ober-
stein, NJW-RR 1999, S. 1629). 

Für eine allgemeine Kostenpauschale (vergleichbar den pau-
schalisierten Aufwendungen bei einem Verkehrsunfall) und für ein
Schmerzensgeld (wegen des Kummers über den Verlust des Tieres)
bietet das Schadensersatzrecht jedoch keine Grundlage (AG Frank-
furt/M., NJW-RR 2001, S. 17). 

X. Pfändung von Hunden

Grundsätzlich dürfen im Haushalt gehaltene Hunde (Haustiere)
ohne Erwerbszweck nicht wegen Schulden des Tierhalters gepfän-
det werden (§ 811c Abs. 1 ZPO). Jedoch kann das Vollstreckungsge-
richt eine Ausnahme zulassen, wenn es sich um einen Hund mit
“hohem Wert” handelt und die Unpfändbarkeit für den Gläubiger
eine nicht zumutbare Härte bedeuten würde (Abs. 2). Der Wert des
Hundes sollte deutlich über 250 € liegen, wobei insoweit nur der
materielle Wert zählt (Zöller/Stöber, ZPO, 23. Aufl. 2002, § 811c Rn
3). Ideelle Interessen – insbesondere die emotionale Bindung des
Hundebesitzers – sind (nur) im Rahmen der Abwägung der Interes-
sen von Gläubiger und Schuldner zu berücksichtigen. 
XI. Steuerrechtliche Fragen

Die Gemeinden erheben aufgrund kommunaler Satzungen Hun-
desteuern. Die Hundesteuer ist eine Aufwandssteuer; sie besteuert
die Verwendung von Einkommen und Vermögen zum Bestreiten
eines Aufwands, der über das für die Deckung der allgemeinen
Lebensbedürfnisse Erforderliche hinausgeht. Das Halten von Hun-
den, das auch persönlichen und nicht allein gewerblichen Zwecken
dient, ist ein solcher besteuerbarer Aufwand. 

Beispiel: Wer einen Wachhund zum Bewachen nicht nur des land-
wirtschaftlichen Betriebes, sondern auch des zugehörigen Wohn-
hauses hält, kann hiernach zur Hundesteuer herangezogen werden
(OVG NRW, Urt. v. 3. 2. 2005 – 14 A 1569/03).

Demgegenüber unterliegt die Haltung eines Diensthundes durch
einen (Polizei-) Beamten nicht der Hundesteuer, weil es mit der Hun-
dehaltung eine Dienstpflicht erfüllt wird (BVerwG, Urt. v. 16. 5. 2007
– 10 C 1.07; a. A. noch Hess. VGH, Beschl. v. 5. 7. 2006 – ZU
1006/06). 

Vielfach werden Hunde bestimmter – als gefährlich eingestufter –
Rassen und deren Kreuzungen einer erhöhten Besteuerung unterwor-
fen. Die Erhöhung des Steuersatzes für in Rasselisten erfasste sog.
Kampfhunde bzw. deren Kreuzungen hat das BVerwG im Grund-
satz als mit dem Gleichbehandlungsgebot (Art. 3 GG) vereinbar
gebilligt (NVwZ 2005, S. 598). Der rechtfertigende sachliche Grund
für den Erlass einer solchen Lenkungssteuer – mit dem Ziel einer
Minimierung einer als gefährlich vermuteten Hundepopulation –
bestehe auch dann, wenn nach dem einschlägigen Gefahrenabwehr-
recht nur Hunde gehalten werden dürfen, die und deren Halter die
dort genannten Voraussetzungen (z. B. einen positiven Wesenstest)
erfüllen. 

Pauschale Verweisungen auf bestimmte Rasselisten können
allerdings zur Unwirksamkeit einer entsprechenden (Steuer-) Sat-
zung führen. 

Beispiel: Eine Satzung verwies lediglich auf die Regelungen eines
anderen Normgebers „in der jeweils geltenden Fassung“ (OVG
NRW, NVwZ 2005, S. 606; a. A. aber VGH München, NVwZ-RR
2007, S. 57).

Die Steuer darf nach Ansicht des OVG Koblenz (Urt. v. 14. 6.2005
– 6 C 10 308/05) nicht das Übermaßverbot verletzen und in seinen
Auswirkungen einem ordnungsbehördlichen Verbot der Hundehal-
tung nahe kommen. 

Auch müssen die Differenzierungen müssen sachlich gerecht-
fertigt sein. 

Beispiel: Das OVG NRW verneinte dies hinsichtlich einer Hunde-
steuersatzung, die für die erhöhte Besteuerung individuell oder
nach ihrer Rassezugehörigkeit „gefährliche Hunde“ danach unter-
schied, ob diese vor oder nach einem bestimmten Stichtag (hier:
Erlass der LandeshundeVO NRW) angemeldet wurden (NVwZ
2005, S. 607).
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Einleitung

Die Kommunalverwaltungen ermitteln im Zuge der Kostenrech-
nung für die Preis- bzw. Gebührengestaltung die im Rahmen des
Leistungserstellungsprozesses angefallenen Kosten. Grundlage für
die Kostenermittlung ist der Vollkostenansatz, da bspw. nach § 5 Abs.
1 Satz 2 KAG LSA (Kommunalabgabengesetz des Landes Sachsen-
Anhalt) das Gebührenaufkommen die Kosten der jeweiligen Einrich-
tung decken soll.1 Dies bedeutet, dass sämtliche angefallenen Kosten
auf die erbrachten Leistungen der entsprechenden Einrichtung
verursachungsgerecht zu verrechnen sind.

Dass der erwähnte Vollkostenansatz allerdings bei Entscheidun-
gen im Hinblick auf die Ermittlung eines optimalen Produktionspro-
gramms nicht zwangsläufig zu richtigen Ergebnissen führt, soll in
diesem Aufsatz anhand eines praktischen Beispiels dargelegt werden.

Im Abschnitt A werden zunächst die grundlegenden Kostenrech-
nungssysteme skizziert und nach dem Umfang der zu verrechnenden
Kosten und nach dem Zeitbezug differenziert. Da der Fokus dieses
Aufsatzes auf dem Unterschied zwischen Voll- und Teilkostenrech-
nung liegt, sollen die zeitbezogenen Kostenrechnungssysteme nicht
intensiv betrachtet werden.

Der Abschnitt B enthält die Betrachtung der unterschiedlichen
Vorgehensweisen bei der Kostenverrechnung auf Voll- und Teilko-
stenbasis. Einführend sind in diesem Abschnitt die Grundlagen der
Voll- und der Teilkostenrechnung darzulegen sowie die wesentlichen
Unterschiede herauszuarbeiten. Anschließend wird anhand eines
vereinfachten praktischen Beispiels aus dem kommunalen Sektor
rechnerisch dargelegt, inwiefern die Anwendung der Teilkostenrech-
nung bei Entscheidungen im Hinblick auf das Produktionsprogramm
von Vorteil ist.

Das Fazit in Abschnitt C, in dem auf die gewonnenen Erkenntnis-
se Bezug genommen wird, schließt diesen Aufsatz ab.

A. Kostenrechnungssysteme im Überblick

Aufgrund der mit der Kostenrechnung verbundenen unterschied-
lichen Zielstellungen setzt ihr Einsatz neben den Entscheidungen im
Hinblick auf den Aufbau von Kostenarten-, Kostenstellen- und
Kostenträgerrechnung auch Entscheidungen zur Auswahl des ent-
sprechenden Systems der Kostenrechnung voraus.

Die nachfolgenden Fragestellungen stehen dabei im Mittelpunkt:2

- Welche Informationen sind für welche Zielstellung erforderlich?
- Steht der Aufwand für die Durchführung einer Kostenrechnung

in einem angemessenen Verhältnis zum erwarteten Nutzen?

Die Kostenrechnung als ein Instrument zur Planung, Steuerung
und Kontrolle der Wirtschaftlichkeit orientiert sich am Informations-
bedarf des Empfängers und seiner Entscheidungssituation. Betriebli-
che Kostenrechnungen können nach unterschiedlichen Systemen
durchgeführt werden, die sich für verschiedene Aufgabenbereiche
der Kostenrechnung eignen. Kostenrechnungssysteme werden unter-
schieden nach dem Umfang der auf die Kostenträger verrechneten
Kosten und dem zeitlichen Aspekt.3 Zu den Kostenrechnungssyste-
men der nach dem Umfang auf die Kostenträger verrechneten Kosten

zählen die Voll- und die Teilkostenrechnung. Abzugrenzen davon
sind die Kostenrechnungssysteme mit unterschiedlichem Zeitbezug.
Dazu gehören die Ist-, Normal- und Plankostenrechnung.

Abb. 1.: Kostenrechnungssysteme

Die Kostenermittlung und -verrechnung, beginnend mit der
Kostenartenrechnung über die Kostenstellenrechnung bis hin zur
Kostenträgerrechnung, kann nach dem Umfang der auf die Kosten-
träger zu verrechnenden Kosten in Form der Voll- und der Teilkosten-
rechnung durchgeführt werden. Charakteristische Differenzierungs-
kriterien von Voll- und Teilkostenrechnungssystemen sind Art,
Umfang und Differenzierungsgrad der Kostenverteilung. In beiden
vorgenannten Kostenrechnungssystemen werden zunächst sämtliche
Kosten erfasst, jedoch anschließend unterschiedlich auf die Kosten-
träger verrechnet. Charakteristisch für die Vollkostenrechnung ist die
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fehlende Aufspaltung in fixe und variable (proportionale) Kostenbe-
standteile bei der Zuordnung auf die Kostenträger.

Im System der Vollkostenrechnung werden sämtliche Kosten nach
der Kostenermittlung vollständig auf die Kostenträger verrechnet.
Dies erfolgt entweder direkt oder indirekt unter Zuhilfenahme des
Betriebsabrechnungsbogens.4 Dabei findet eine Trennung in Einzel-
und Gemeinkosten5 statt, im Regelfalle aber keine Differenzierung in
fixe und variable Kostenbestandteile.

Aufgrund der in der Vollkostenrechnung fehlenden Kostenauf-
spaltung in fixe und variable Kostenbestandteile werden die fixen
Kosten auf die entsprechenden Kostenträger proportional verrechnet.
Man spricht in diesem Zusammenhang von der Fixkostenproportion-
alisierung. Unter der Fixkostenproportionalisierung ist die periodi-
sche Verrechnung fixer Kostenbestandteile auf einzelne Kostenträger
zu verstehen. Die Proportionalisierung fixer Kostenbestandteile hat,
wie noch aufgezeigt wird, zur Folge, dass die für einzelne Kosten-
träger ermittelten Stückkosten ein verzerrtes Bild der unternehmeri-
schen Kostensituation widerspiegeln. Diese Vorgehensweise wider-
spricht dem Prinzip der Verursachungsgerechtigkeit, so dass dies
auch der wesentliche Kritikpunkt an der Vollkostenrechnung ist. Mit
Blick auf die betrieblichen Planungs-, Steuerungs- und Kontrollent-
scheidungen ist das System der Vollkostenrechnung nur einge-
schränkt anwendbar. Hierzu sei insbesondere der Mangel bei der Pla-
nung und Analyse von Produktions-
programmen genannt. 

Neben der Proportionalisierung
der fixen Kostenbestanteile ist ein wei-
terer Mangel der Vollkostenrechnung
zu nennen. Hierbei handelt es sich um
die, auf Schlüsselgrößen basierende,
Verteilung von Gemeinkosten. Diese
Schlüssel werden oftmals willkürlich
ausgewählt, so dass eine verur-
sachungsgerechte Verteilung der Ge-
meinkosten auf die Kostenträger nicht durchführbar ist. Eine solche
Vorgehensweise kann sogar dazu führen, dass Kostenträger mit Kosten
belastet werden, die von ihnen nicht verursacht worden sind.6 Der Kri-
tikpunkt der willkürlichen Gemeinkostenschlüsselung soll im Zuge
der hier gewählten Themenstellung nicht weiter verfolgt werden.

Angesichts der angeführten Mängel wurden diverse Systeme der
Teilkostenrechnung zur verbesserten Anwendbarkeit der betriebli-
chen Kostenrechnung entwickelt.7 Der entscheidende Unterschied
der Teilkostenrechnung zur Vollkostenrechnung besteht darin, dass
die Gesamtkosten in fixe und variable Kostenbestandteile getrennt
werden.8 Im System der Teilkostenrechnung werden die fixen Kosten,
im Gegensatz zum System der Vollkostenrechnung, von den variablen
Kosten getrennt und als Fixkostenblock von der Kostenartenrechnung
in die Kostenträgerrechnung überführt. Entsprechend der unter-
schiedlichen Formen der Teilkostenrechnung – einfache Deckungs-
beitragsrechnung und mehrfach gestufte Deckungsbeitragsrechnung
– ist der Fixkostenblock unterschiedlich zu behandeln.9

Berücksichtigt man anstelle des Umfangs der auf die Kostenträger
zu verrechnenden Kosten den Zeitbezug, kann in die Ist-, die Normal-
und Plankostenrechnung differenziert werden.10

Die Istkostenrechnungssysteme rechnen mit Istkosten, also den
tatsächlich angefallenen Kosten. Dies bedeutet, dass die Istkosten-
rechnung auf vergangenheitsorientierten Daten basiert. Nachteil der
Istkostenrechnung ist, dass sich zufällige Schwankungen der Preise
und der Mengen auf die Periodenergebnisse der Istkostenrechnung
auswirken. Somit ist die Istkostenrechnung nur eingeschränkt geeig-
net für die Preis- und Produktionsprogrammplanung. 

Die Systeme der Normalkostenrechnung basieren auf Normalko-
sten. Normalkosten entsprechen dem Durchschnitt der Ist-Kosten

vergangener Perioden. Dies bedeutet, dass auch die Normalkos-
tenrechnung auf vergangenheitsorientierten Kostenwerten basiert.
Aufgrund der Weiterentwicklung der Istkostenrechnung zur Normal-
kostenrechnung wird eine Stabilisierung der Kostenermittlung
erreicht. 

Da sowohl die Kostenrechnungssysteme der Ist- als auch der Nor-
malkostenrechnung auf vergangenheitsorientierten Kostenwerten
fußen, sind beide Systeme für die Planung und Steuerung nur einge-
schränkt verwendbar. Anders als die Istkostenrechnung basiert die
Plankostenrechnung auf einer Vorrechnung von erwarteten und ange-
strebten Kosten betrieblicher Prozesse, den Plankosten. Diese Vorge-
hensweise impliziert eine ex post vorzunehmende Gegenüberstellung
der Plankosten mit den realisierten Istkosten (Soll-Ist-Vergleich).

Zusammengefasst handelt es sich bei der Vollkostenrechnung um
ein Kostenrechnungssystem, in dem sämtliche Kosten, also die fixen
und die variablen Kosten, letztendlich auf die Kostenträger verrech-
net werden. Dabei kann es sich um eine Ist-, Normal- oder
Plankostenrechnung handeln. Im System der Teilkostenrechnung
werden abweichend nur die variablen Kosten auf die Kostenträger
verrechnet, wobei auch hier die Verrechnung auf Grundlage von Ist-,
Normal- oder Plankosten erfolgen kann. Die nachfolgende Abbil-
dung 2 verdeutlicht diesen Zusammenhang und zeigt die Kombinati-
onsmöglichkeiten auf.

Abb. 2: Vereinfachte Strukturierung von Kostenrechnungssystemen12

B. Kostenverrechnung auf Vollkosten- und Teilkostenbasis

I. Grundlagen

Das charakteristische Merkmal der Vollkostenrechnung ist die
Verrechnung sämtlicher während einer Rechnungsperiode angefal-
lenen Kosten auf die kostenverursachenden Kostenträger. Im
System der Vollkostenrechnung erfolgt allerdings nur eine verursa-
chungsrechte Verrechnung von Einzelkosten, also denjenigen
Kosten, die direkt den entsprechenden Kostenträgern zugeordnet

4 Siehe dazu beispielhaft Klümper, Bernd, Möllers, Heribert und Zimmermann,
Ewald (2004), S. 213 ff.

5 Zum Begriff der Einzel- und Gemeinkosten siehe u.a. Scherrer, Gerhard (2001), S.
676 ff.

6 Vgl. auch Homann, Klaus (2003), S. 157.
7 Zur historischen Entwicklung der Teilkostenrechnung siehe bspw. Moews, Dieter

(1989), S. 190 ff. sowie die dort angegebene Literatur.
8 Vgl. u.a. Bähr, Uwe und Hieber, Fritz (2002), S. 94.
9 Zu den Grundformen der Deckungsbeitragsrechnung siehe u.a. Ehrmann, Harald

(1997), 234 ff. 
10 Vgl. im Folgenden stellvertretend für viele andere Thommen, Jean-Paul und Ach-

leitner, Ann-Kristin (2009), S. 556 ff.
11 Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass die Plankostenrechnung auf Vollkosten-

basis in Form der starren Plankostenrechnung und der flexiblen Plankostenrechnung
durchgeführt werden kann. Während bei der flexiblen Plankostenrechnung mit alter-
nativen Leistungsmengen geplant wird, ist dies bei der starren Plankostenrechnung
nicht der Fall; vgl. hierzu bspw. Wöhe, Günter und Döring, Ulrich (2008), S. 990 ff.

12 Walter, Wolfgang G. (2000), S. 62.
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werden können. Hingegen werden die Gemeinkosten über
Schlüsselgrößen, die sich proportional zu den Einzelkosten verhal-
ten müssen, auf die Kostenträger verrechnet. Bei dieser Vorgehens-
weise wird bewusst ein Fehler in Kauf genommen. Dieser besteht
darin, dass die fixen Kostenbestandteile genauso behandelt werden
wie die proportionalen Kosten. 

Unter den fixen Kosten sind die leistungsmengenunabhängigen
Kostenbestandteile zu verstehen. Dies bedeutet, dass sie in keinem
proportionalen Verhältnis zur ausgebrachten Leistungsmenge ste-
hen. Die Vollkostenrechnung verrechnet jedoch die gesamten
Kosten auf der Basis derartiger Bezugsgrößen. Wenn die leistungs-
mengenunabhängigen fixen Kostenbestanteile über leistungsmen-
genabhängige Bezugsgrößen wie bspw. der Anzahl der produzierten
Einheiten verrechnet werden, sind sie proportionalisiert und falsch
verrechnet. 

Mathematisch lässt sich der Zusammenhang von fixen und varia-
blen Gesamtkosten sowie fixen und variablen Stückkosten wie folgt
verdeutlichen.

Die Gesamtkosten (K) ergeben sich aus der Addition der fixen
Gesamtkosten (Kf) und der variablen Gesamtkosten (Kv):

Die fixen Stückkosten (kf) und variablen Stückkosten (kv) errech-
nen sich aus der Division der fixen bzw. variablen Gesamtkosten
durch die Leistungsmenge (x):

Die gesamten Stückkosten (k) sind das Ergebnis der Addition der
fixen und variablen Stückkosten:

Wie aus den angeführten Formeln ersichtlich, kann die Vollko-
stenrechnung immer nur Durchschnittskosten liefern, also die durch-
schnittlichen Kosten in einer bestimmten Situation. Ändern sich die
Rahmenbedingungen, wie bspw. die Leistungsmenge, dann ändern
sich auch die Durchschnittskosten, wie nachfolgendes Beispiel
anhand alternativer Leistungsmengen aufzeigt.

Tabelle 1: Kostenvariation in Abhängigkeit von der Leistungsmenge

Unter Berücksichtigung des Verkaufs der erstellten Produkte und
Dienstleistungen gilt:

Der Umsatzerlös (U) ergibt sich als Produkt der Multiplikation
von Stückpreis (p) und Menge (x):

Der Gewinn (G) errechnet sich aus der Subtraktion der Gesamtko-
sten (K) vom Umsatzerlös (U):

Der Gewinn pro Stück (g) wird ermittelt, in dem vom Stückpreis
(p) die Stückosten (k) subtrahiert werden:

Das in Tabelle 1 dargestellte Beispiel der Kostenvariation in
Abhängigkeit von der Leistungsmenge soll nun erweitert werden, in
dem nun ein auf dem Markt erzielbarer Stückpreis von 16 € ange-
nommen wird, so dass ein Stückgewinn ermittelbar ist.

Tabelle 2: Veränderung des Stückgewinns in Abhängigkeit von der
Leistungsmenge

Da der auf Durchschnittskostenbasis ermittelte Stückgewinn (g)
eines Produktes oder einer Dienstleistung sich immer nur auf eine
bestimmte Situation bezieht, kann er keine sinnvolle Aussage im Hin-
blick auf die Veränderung des Betriebsergebnisses bei mengenmäßi-
ger Variation machen.

Aufgrund der falschen Verrechnung der fixen Kostenbestandtei-
le ist die Vollkostenrechnung für eine Reihe von Entscheidungen
nicht geeignet, oder anders ausgedrückt: die Vollkosten sind nicht
entscheidungsrelevant.13 Für Entscheidungen sind nur diejenigen
Kosten relevant, die auf Leistungsmengenveränderungen in der
betrachteten Periode reagieren; die proportionalen oder variablen
Kosten. Wie bereits angedeutet, lassen sich aber auch weitere wich-
tige Entscheidungen unter Zuhilfenahme des Vollkostenansatzes
nicht treffen. Zu diesen wichtigen Entscheidungen zählt u.a. die
Ermittlung des optimalen Produktionsprogramms, die Eliminie-
rung von verlustbringenden Produkten und Dienstleistungen oder
die Ermittlung von Preisuntergrenzen.14

13 Wem die Vorstellung nichtentscheidungsrelevanter Kosten fremd ist, möge sich vor-
stellen, dass in nahezu allen Betrieben zahlreiche Kostenarten existieren, die auf
Entscheidungen vergangener Perioden basieren, sich aber auf den gegenwärtig lau-
fenden oder gar auf künftige Abrechnungszeiträume auswirken. Hierbei kann es sich
bspw. um langfristige Mietverträge oder langfristige Versicherungsverträge handeln
oder um kalkulatorische Abschreibungen, die gegenwärtig nicht beeinflussbar sind.
Diese kalkulatorischen Abschreibungen fallen bspw. auch dann an, wenn ein noch
nicht vollständig abgeschriebenes Objekt des Anlagevermögens stillgelegt wird. In
der angloamerikanischen Literatur werden Kosten, die aus in der Vergangenheit
getroffenen Entscheidungen resultieren, als Sunk Costs bezeichnet; „Sunk Costs
[…] are those costs that (in short or intermediate run) cannot be eliminated, even by
total cessation of production.“; Baumol, William J. und Willig, Robert D. (1981), S.
406. Zu den Sunk Costs siehe bspw. auch Smith, Stevenson G. (2002), S. 27 ff. oder
Mankiw, Gregory N. (2009), S. 296 f., der die Sunk Costs beispielhaft erörtert.

14 Vgl. Ehrmann, Harald (1997), S. 231.
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Die Teilkostenrechnung kann für solche Entscheidungen weit-
aus bessere Informationen liefern. Bei dem in der betrieblichen Pra-
xis am häufigsten anzutreffenden Verfahren der Teilkostenrechnung,
dem Direct Costing, werden ausschließlich die variablen Kosten
auf die Kostenträger verrechnet. Die nicht verrechneten fixen
Kosten sind aus den Überschüssen der Umsatzerlöse der Kostenträ-
ger über ihre variablen Kosten zu decken. Der Überschuss der
Umsatzerlöse wird aus diesem Grunde auch Deckungsbeitrag
genannt. Eine Teilkostenrechnung ist somit immer eine Deckungs-
beitragsrechnung. Der Deckungsbeitrag pro Stück (d) eines Pro-
duktes oder einer Dienstleistung i ermittelt sich also aus der Sub-
traktion der variablen Stückkosten von den erzielten Preisen pro
Stück:

Der gesamte Deckungsbeitrag (D) eines Produktes i oder einer
Dienstleistung i wird errechnet, indem die entsprechenden Stück-
deckungsbeiträge mit der jeweiligen Leistungsmenge multipliziert
werden:

Das Betriebsergebnis ergibt sich aus der Subtraktion der fixen
Kosten vom gesamten Deckungsbeitrag sämtlicher Produkte und
Dienstleistungen:

II. Kommunale Produktionsprogrammentscheidungen auf Voll-
kosten- und Teilkostenbasis

1. Sachverhalt

Für die folgenden Betrachtungen soll vereinfachend davon ausge-
gangen werden, dass das Museum einer Kleinstadt die drei unter-
schiedlichen, jährlich wiederkehrenden, Ausstellungen A, B und C
anbietet. In der betrachteten Abrechnungsperiode wurden die Ausstel-
lungen von insgesamt 27.000 Nutzern besucht. Technisch ausge-
drückt wurde die Leistung der Ausstellung insgesamt 27.000 - mal
produziert und abgesetzt. Die variablen Kosten je Stück (kv), die antei-
ligen fixen Stückkosten (kf) sowie die daraus resultierenden durch-
schnittlichen Gesamtkosten pro Stück (k) sind der nachfolgenden
Tabelle zu entnehmen. Weiterhin sind die unterschiedlichen Preise (p)
angeführt, die in der Betrachtungsperiode für die entsprechenden Aus-
stellungen erzielt wurden.

Tabelle 3: Darstellung der Ausgangssituation

Aus den produzierten und abgesetzten Mengen der Ausstellungen
A, B und C und den jeweiligen Preisen ergibt sich der Umsatz je Aus-
stellung (U). Die Gesamtkosten je Ausstellung (K) ergeben sich aus
der Multiplikation der Menge (x) mit den durchschnittlichen Gesamt-
kosten je Ausstellung (k). Die Differenz der Umsatzerlöse (U) und den
gesamten Kosten (K) je Ausstellung verdeutlicht, dass mit den Aus-
stellungen A und C jeweils ein Gewinn erzielt wird und dass die Aus-
stellung B in der betrachteten Periode einen Verlust in Höhe von 9.000 €
erwirtschaftet. Das Betriebsergebnis des städtischen Museums ist
positiv, es ergibt sich ein Gewinn in Höhe von 15.250 €.

Tabelle 4: Darstellung von Umsatz, Kosten und Gewinn

2. Vollkostenbasis

Unter Berücksichtigung des angeführten Sachverhalts soll nun auf
Grundlage der Vollkostenrechnung eine Entscheidung im Hinblick
auf das optimale Produktionsprogramm getroffen werden.

Es liegt nahe, die Ausstellung B aus dem Produktionsprogramm
des städtischen Museums zu eliminieren, da es sich hierbei um die
einzige Leistung handelt, die einen Verlust erwirtschaftet. Dies
erfolgt unter der Annahme, dass sich das Betriebsergebnis des städti-
schen Museums durch die Eliminierung der Ausstellung B auf 24.250 €
(15.250 € + 9.000 €) erhöht. Es soll davon ausgegangen werden, das
die Ausstellung B ersatzlos gestrichen wird und die freigesetzte
Nachfrage von 12.000 Besuchen der Ausstellung B nicht durch die
Ausstellungen A und C subsituiert wird, so dass insgesamt nur noch
15.000 Ausstellungen (27.000 ./. 12.000) abgesetzt werden.

Nach dieser Entscheidung ergibt sich bei ansonsten identischen
Annahmen folgendes Bild:

Tabelle 5: Produktionsprogrammentscheidung auf Vollkostenbasis
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Aus Tabelle 5 ist ersichtlich, dass der Gesamtgewinn des städti-
schen Museums in der betrachteten Periode nicht auf die erhofften
24.250 € gestiegen, sondern um 6.000 € von 15.250 € auf 9.250 € ge-
sunken ist. Dieses vermeintlich widersprüchliche Ergebnis resultiert
daraus, dass sämtliche fixe Kosten in Höhe von 33.750 € nicht mehr
auf die Leistungsmenge von 27.000 Ausstellungen, sondern auf eine
Leistungsmenge von 15.000 Ausstellungen verrechnet werden. Da die
fixen Kosten leistungsmengenunabhängigen Kostenbestandteilen
entsprechen, entfallen diese bei der Eliminierung einer Leistungsart
nicht zwangsläufig.15 Aus diesem Grunde steigt der Fixkostenanteil
pro Ausstellung von ursprünglich 1,25 € (siehe Tabelle 3) auf 2,25 €
unter der Annahme, dass die gesamten Fixkosten nicht gleichzeitig
mit der Eliminierung der Ausstellung B abgebaut werden können.

3. Teilkostenbasis

Wird nun die gleiche Situation nicht auf dem Vollkostenansatz,
sondern auf Grundlage des Teilkostenansatzes betrachtet, sieht das
Ergebnis wie folgt aus:

Tabelle 6: Produktionsprogrammentscheidung auf Teilkostenbasis

Die fixen Stückosten sind bei der Teilkostenrechnung bei der Ver-
rechnung auf die Kostenträger nicht von Relevanz. Vom erzielten
Preis je Ausstellung werden die variablen Stückosten subtrahiert und
als Ergebnis erhält man den auf die Ausstellung bezogenen
Stückdeckungsbeitrag. Wie aus dem oberen Teil der Tabelle 6 zu ent-
nehmen ist, sind diese Stückdeckungsbeiträge entsprechend der
jeweiligen variablen Stückkosten der Ausstellungen A, B und C auch
unterschiedlich hoch. Die Tabelle verdeutlicht, dass auch die Aus-
stellung B einen positiven Deckungsbeitrag aufweist.

Bei der Produktionsprogrammplanung nach der Vollkostenrech-
nung wurde die Ausstellung B eliminiert. Dies hatte zur Folge, dass
gleichzeitig auch auf die Erwirtschaftung eines Deckungsbeitrags
von 0,50 € pro Stück verzichtet wurde; insgesamt ging ein positiver
Deckungsbeitrag von 6.000 € (12.000 * 0,50 €) durch die Eliminie-
rung der Ausstellung B verloren. Dieser entgangene Deckungsbei-
trag ist identisch mit dem Rückgang des Gesamtgewinns des städti-
schen Museums in Höhe von 6.000 € (siehe Tabellen 4 und 5).

Wie aus dem unteren Teil der Tabelle 6 zu entnehmen ist, liefern
die Ausstellungen A, B und C insgesamt einen Deckungsbeitrag in
Höhe von 49.000 €. Dies bedeutet, dass die Ausstellungen als Ganzes
nicht nur ihre variablen Kosten, sondern überdies den Fixkostenblock
in Höhe von 33.750 € decken können.

Bei einer Entscheidung auf Grundlage der Teilkostenrechnung ist
die Ausstellung B also nicht aus dem Produktionsprogramm zu elimi-

nieren, sofern diese mit freien Kapazitäten „produziert“ werden kann
und einen positiven Deckungsbeitrag erwirtschaftet.

C. Fazit

Die Vollkostenrechnung ist nach den Kommunalabgabengesetzen
der Länder das vorherrschende Kostenrechnungssystem für die
Ermittlung kostendeckender Gebühren und Entgelte. Dieses Rech-
nungssystem weist allerdings im Hinblick auf Wirtschaftlichkeitsent-
scheidungen, wie bspw. die Entscheidung über ein optimales Produk-
tionsprogramm, gravierende Nachteile auf. Aufgrund der Verteilung
sämtlicher Kosten auf die Kostenträger als Kalkulationsobjekte ist
eine Gemeinkostenschlüsselung erforderlich. Gemeinkosten, wie
bspw. die kalkulatorischen Abschreibungen für Objekte des Anlage-
vermögens, werden aber nicht durch die Leistungen direkt verur-
sacht. Diese Kosten weisen zugleich einen fixen Charakter auf, was
bedeutet, dass sie auch dann in unveränderter Höhe anfallen, wenn
weniger oder überhaupt nicht mehr „produziert“ wird. Bei der
Anwendung der Vollkostenrechnung wird aber unterstellt, dass
sämtliche Kosten auf Leistungsmengenschwankungen entsprechend
flexibel reagieren. Dies ist jedoch sowohl in gewinnstrebenden pri-
vatwirtschaftlichen Betrieben als auch in der Verwaltungspraxis
nicht der Fall. So führt bspw. der Rückgang von dienstlich getätigten
Kopien durch die Vervielfältigungsstelle nicht zu einer Verringerung
der fixen, sondern ausschließlich der variablen Kosten. Die fixen
Kosten hingegen werden im System der Vollkostenrechnung propor-
tionalisiert. Die auf den schwankenden Leistungsmengen basierende
Fixkostenproportionalisierung führt in der Folge zu falschen Ent-
scheidungen hinsichtlich eines optimalen Produktionsprogramms.

Dies hat das Beispiel des städtischen
Museums aufgezeigt. Mit Blick auf eine Pro-
duktionsprogrammentscheidung kommen
beide Kostenrechnungssysteme zu unter-
schiedlichen Ergebnissen: nach der
Vollkostenrechnung ist die Ausstellung B fäl-
schlicherweise aus dem Produktionspro-
gramm des städtischen Museums zu nehmen

und nach der Teilkostenrechnung sollte diese Ausstellung weiterge-
führt werden.

Es bietet sich in der Verwaltungspraxis an, bei Entscheidungen im
Hinblick auf die Gestaltung des Produktionsprogramms neben einer
für die Gebührenkalkulation vorgeschriebenen Vollkostenrechnung
auch eine Teilkostenrechnung durchzuführen, da ansonsten falsche
Ergebnisse geliefert werden.
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Vorwort

An der Verwaltungsakademie Bordesholm (VAB) und dem eben-
falls unter dem Dach des Ausbildungszentrums für Verwaltung firmie-
renden Fortbildungsbereich, dem KOMpetenzzentrum für Verwal-
tungs – MAnagement werden unterschiedlichste Personengruppen
aus – und fortgebildet. Sehr häufig werden die Lehrgänge (im Ausbil-
dungsbereich zwingend) mit Prüfungen abgeschlossen: Dies betrifft
u.a. Auszubildende zum/r Verwaltungsfachangestellten, Quereinstei-
ger/innen im Angestelltenlehrgang I, Aspiranten/innen für die Ebene
des gehobenen Dienstes im Angestelltenlehrgang II und Sekretäran-
wärter/innen der Kommunen und des Landes. Im Fortbildungsbereich
schließen beispielsweise Ausbildereignungsseminare, Qualifizie-
rungslehrgänge oder Standesbeamtenlehrgänge mit Prüfungen ab.

Die zentrale Aufgabe der VAB liegt in der Lehre und darin, diese den
neuesten Erkenntnissen der Psychologie, Pädagogik und Neuropsycho-
logie entsprechend zu realisieren. Diesem Anspruch wollten die Verant-
wortlichen in Zeiten der Qualitätssicherung möglichst kostenneutral und
psychologisch und pädagogisch effektiv gerecht werden.

Initiiert, entwickelt, durchgeführt und evaluiert wurde dieses Vor-
haben durch die Fachleiterin des sozialwissenschaftlichen Fachbe-
reichs, Diplom-Psychologin mit pädagogischem Schwerpunkt, die
selbst im Bereich Ausbildung unterrichtet und bei und für KOMMA
als Referentin tätig ist.

Die Ausgangssituation

Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Bereiche Aus- und Fortbil-
dung klagen immer wieder über Lernprobleme und Prüfungsängste.

Die besonders stark davon Betroffenen sind laut Leistungsbewertung
häufig leistungsstark. Sie bleiben nach eigenen Aussagen und den
objektiven Daten deutlich hinter den Leistungen zurück, die sie
gewohnt sind und offenbar ihren Möglichkeiten entsprechen. Sie
berichten regelmäßig von den gleichen Symptomen, wie Konzentra-
tionsschwierigkeiten, Black-Outs, psychosomatischen Problemen,
Ängsten usw. 

Im Bereich der Angestelltenlehrgänge II und anderen Qualifizie-
rungslehrgängen kommt das Problem der oft jahrelangen Lernabsti-
nenz hinzu. 

Signifikante Unterschiede in Bezug auf die Lehrgangsart, das
Alter oder die Vorbildung sind nicht festzustellen.

Wohl aber ein evidenter Zusammenhang zwischen dem Wunsch
nach entsprechender psychologischer Unterstützung und der Nähe
der Prüfungen. 

Bislang werden diese Fragestellungen individuell durch Einzelge-
spräche aufgegriffen und durchaus erfolgreich gelöst. 

Die Anzahl solcher Gesprächskontakte zeigt über die Jahre einen
Anstieg und lässt sich unter finanziellen Aspekten nicht unbegrenzt
steigern. 

Zur Beschreibung der Ausgangssituation muss hervorgehoben
werden, dass die Dauer der Lehrgänge an der VAB sich von wenigen
Wochen bis hin zu einem halben Jahr erstrecken.

Ebenso muss erwähnt werden, dass die durchschnittlichen Unter-
richts- bzw. Seminarzeiten pro Tag von 8.00 – 16.00 Uhr liegen, nicht
selten sogar bis 17.00 Uhr. Dies entspricht 8 bis 9 Unterrichts- bzw.
Seminarstunden.

Berücksichtigt werden muss auch, dass die Lehrgänge und Semi-
nare zu unterschiedlichsten Terminen beginnen und enden und die
Prüfungen entsprechend verteilt stattfinden.

Die Idee

Die Idee ist, vor dem Hintergrund dieser zugegebenermaßen nicht
optimalen Rahmenbedingungen ein Konzept zu entwickeln, um
interessierten Teilnehmerinnen und Teilnehmern ein Lernangebot

Andrea Schonegger*

Lernen lernen
– Pädagogische Qualitätssicherung durch Metalernen –

* Andrea Schonegger ist hauptamliche Dozentin im Bereich Aus- und Fortbildung
des Ausbildungszentrums für Verwaltung in Schleswig-Holstein. Als Diplom-Psy-
chologin ist sie im sozialwissenschaftlichen Bereich tätig.
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zur Optimierung ihres Lernverhaltens an die Hand zu geben, sozusa-
gen eine Anleitung zum Metalernen: Dabei sollen die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer Kenntnisse über die Neurophysiologie des Ler-
nens erhalten, Techniken des Lernens kennen- und erproben lernen,
Angst reduzierende Strategien kennen- und diese individuell für sich
selbst weiterentwickeln und umsetzen lernen.

Die 1. Arbeitshypothese lautet: Lernende, die wissen wie ihr
Gehirn funktioniert, wissen welche Faktoren sie in ihrem eigenen
Lernverhalten berücksichtigen müssen. Dieses Wissen setzen sie zur
eigenen Lernoptimierung ein.

Die 2. Arbeitshypothese lautet: Lernende, die Lerntechniken ken-
nen und beherrschen, verbessern hierdurch zusätzlich ihre Lernlei-
stungen.

Die 3. Arbeitshypothese lautet: Lernende, die Kenntnisse über
Prüfungsangst haben, können ihre eigenen Ängste reflektierter und
realistischer einschätzen.

Die 4. Arbeitshypothese lautet: Lernende, die objektive und indivi-
duelle Maßnahmen im Umgang mit Prüfungsangst entwickeln, sen-
ken ihre Ängste messbar und steigern wiederum ihre Lernleistungen.

Die 5. Arbeitshypothese lautet: Lernende, die intern attribuieren,
sind leistungsmotivierter und erfolgsorientierter als extern attribu-
ierende Lernende.

Das psychologische Konzept der Kausalattribution fragt danach,
worauf jemand den Erfolg oder Misserfolg seiner Leistung zurück-
führt. Diejenigen, die sich selbst primär verantwortlich für ihr eige-
nes Handeln sehen, weisen eine signifikant höhere Leistungsmotiva-
tion auf als diejenigen, die eher andere oder andere Umstände
(Glück, Zufall) dafür verantwortlich machen.

Die Idee ist dabei, Lernproblemen, die unabhängig von Alter,
Lernbiographie etc. immer wieder in vergleichbarer Art auftreten,
kostenorientiert und gleichzeitig qualitativ hochpreisig zu begegnen. 

Fragestellung bzw. Problemstellung

Um im Sinne des Projektes und der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer erfolgreich zu sein, sind im Vorwege folgende Fragestellungen
zu berücksichtigen:

1. Auf welchen Wegen und mit welchen Mitteln soll auf das Projekt
aufmerksam gemacht werden?

2. Wie soll das Angebot „Lernen lernen“ strukturell konzipiert wer-
den?
- Zeitpunkt 
- Häufigkeit und Dauer
- Ort
- Anzahl der Teilnehmer, die berücksichtigt werden können
- Zusammensetzung der Gruppen (Gemischte Gruppen über die

einzelnen Lehrgangs- und Seminararten oder eher homogene
Gruppen)

3. Wie kann die Finanzierung des Projektes möglichst kostenneutral
gehalten werden?

4. Welche Ausschließungsgründe gibt es möglicherweise für die
Teilnahme?

5. In welchem Umfang kann dieses Angebot Einzelgespräche
ersetzen?

6. Wie soll die Evaluierung dieses Projektes erfolgen?

5. Die Umsetzung 

Folgendes Vorgehen wurde nach umfassenden Diskussionen ent-
schieden und umgesetzt. 

1.1. Die Aufmerksamkeit wurde mit bunten, plakatierten Slogans zu
erreichen versucht, die in den frequentierten Fluren der VAB an
die Wände gehängt wurden, z.B. „Lernen geschieht im Schlaf“,
„Tokio Hotel ist gut für’s Lernen“ oder „.....“.

1.2. Darüberhinaus wurde das Vorhaben durch Dozenten und Refe-
renten in den jeweiligen Lehrgänge publik gemacht.

1.3. Im gesamten Gebäude der VAB wurden Stellwände verteilt, die
Gehirnmodelle und die entsprechenden Lernvorgänge leicht
erfassbar darstellten und zu Kommentaren und Anmeldungen
einluden.

2.1. Die einzelnen Veranstaltungen wurden auf drei Nachmittage
/Abende à 3 Stunden verteilt. Konkret fanden die Lerntrainings
jeweils von 16.30 - 19.00 Uhr statt. Dabei wurde bewusst in Kauf
genommen, dass die Aufnahme- und Konzentrationsfähigkeit
und - bereitschaft zu diesem Zeitpunkt bereits eingeschränkt sein
würde. Die Nachteile und Gefahren alternativer Termine wurden
als noch schwerer befunden.

2.2. Als Veranstaltungsort wurde der Internetraum der VAB gewählt.
Dort ist während dieses Zeitfenster erfahrungsgemäß Ruhe.
Internetinteressierte frequentieren diesen Raum im Regelfall
erst später am Abend.

2.3. Die maximale Zahl der Interessierten wurden pro Veranstaltung
auf 16 begrenzt, weil ein interaktives Arbeiten mit mehr Perso-
nen nicht mehr effektiv und sinnvoll ist.

2.4. Da sich keine kompletten Lehrgänge anmeldeten, wurden lehr-
gangs- und seminarübergreifende Gruppen gebildet. Dies gesch-
ah auch in der Hoffnung, dass sich Interessierte unterschiedli-
chen Alters und biographischen Hintergrundes auch wechselsei-
tig anregen können.

3. Sorgen und Nöte, zu denen in diesem Zusammenhang insbeson-
dere Zweifel, Unsicherheiten und Ängste in Bezug auf Lern- und
Prüfungssituationen zählen, wurden bisher , wie bereits erwähnt,
in Einzelgesprächen aufgearbeitet. Zahlreiche der beklagten
Schwierigkeiten wurden immer wieder genannt. Es schien daher
(auch wirtschaftlich) angemessen, solche wiederkehrenden Pro-
bleme zusammenzufassen und in einer Gruppensituation zu ana-
lysieren. Neben dem nicht wirtschaftlich, aber psychologisch
relevanten Peer-Group-Effekt kommt durch dieses Gruppentrai-
ning auch der Faktor der Kostenneutralität zum Tragen. Würde
man in diesem Kontext eine reelle Kosten-Nutzen-Analyse
erstellen, lassen sich sicherlich noch günstigere Ergebnisse pro-
gnostizieren. Auszubildende und Seminarteilnehmerinnen und -
teilnehmer, die wissen, wie sie individuell Lernen und beispiel-
weise im Unterricht mitschreiben sollen, nehmen für Nachfra-
gen und Anmerkungen weniger Unterrichtszeit in Anspruch. Die
Fachdozentinnen und -dozenten haben demzufolge mehr Zeit
für die reine Stoffvermittlung usw.

4. Ausschließungsgründe gab es de facto keine. Im Vorwege wurde
aber überlegt, Interessierte nicht in dieses Vorhaben einzubezie-
hen, die aus anderen Gründen als den genannten, von Lernpro-
blemen oder Ängsten berichten.

5. Für diese nicht berücksichtigten Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer sollte nach wie vor die Möglichkeit zu Einzelgesprächen
bestehen. 

6. Eine Evaluation sollte in schriftlicher Form über einen Fragebo-
gen erfolgen. Zusätzlich sollte eine mündliche Befragung im
Rahmen der regelmäßig stattfindenden Lehrgangssprecherrun-
den stattfinden.

Andrea Schonegger Lernen lernen
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6. Die Inhalte des Lerntrainings

Die vermittelten Inhalte umfassen drei Bereiche

1. Das Gehirn als Lernwerkzeug oder auch ein Handy muss man
bedienen können.
Dabei wird kurz auf die grundsätzliche Funktionsweise des
Gehirns eingegangen und wie dieses beim Lernen nicht nur
berücksichtigt sondern ganz gezielt genutzt werden kann.

2. Lerntechniken und Lerntipps oder Schummelzettel sind prima.
Aspekte dieses Kapitels sind u.a. Mitschriften im Unterricht, Hau-
saufgaben, Pausen, Erholung usw.

3. Prüfungsangst oder „Tschaka“
Hier werden reale und irrationale Ängste thematisiert, Prüfungs-
ängste physiologisch eingeordnet und individuelle sowie objektiv
sinnvolle Maßnahmen (Bewegung, Entspannung etc.) vorgestellt
und erprobt.

Nur am Rande soll erwähnt werden, dass diese Inhalte wegen des
deutlich höheren Lerntransfers methodisch überwiegend interaktiv
oder selbstständig erarbeitet und jeweils auch angewandt bzw. aus-
probiert werden.

7. Evaluation

Trotz des ungünstigen Termins und der kurzfristigen Ankündigung
meldeten sich insgesamt 42 Interessierte an, die auch alle teilnahmen.

Es gab durchaus mehr Interessierte, ca. 15 Personen hätten eben-
falls gerne teilgenommen, befanden sich allerdings so kurz vor der
Prüfung, dass eine konkrete Umsetzung der Lerninhalte zeitlich nicht
mehr möglich erschien. 

Andere Lehrgänge endeten bereits während des laufenden Lern-
trainings, so dass eine Teilnahme nicht sinnvoll erschien.

Der größte Teil der Anmeldungen kam aus dem aktuellen Ange-
stelltenlehrgang II und einem Qualifizierungslehrgang für Querein-
steiger/innen. Aber auch Sekretäranwärter bekundeten Interesse und
Auszubildende, die sich im Abschlusslehrgang befanden, nahmen
teil. Möglicherweise ist die vergleichsweise geringe Teilnahmequote
auf eine Scheu vor einer solchen Veranstaltung mit Erwachsenen und
Angst vor noch mehr „Unterricht“ begründet. Dies wurde vonAuszu-
bildenden, die nicht teilnahmen, so auch geäußert.

Die Items der ausgegebenen Fragebögen bezogen sich auf die
Inhalte, die Möglichkeit eigener Aktivitäten und die Rahmenbedin-
gungen der Veranstaltung.

29 Fragebögen wurden ausgefüllt zurückgegeben. 

Die Inhalte des Lerntrainings wurden ausschließlich als sehr positiv
beurteilt, abgefragt wurden die Verständlichkeit und die Vorbereitung. 

Die Beurteilungkategorie der Gelegenheit zur aktiven Teilnahme
wurden ebenfalls als positiv beurteilt, es wurden aber dennoch noch
mehr Möglichkeiten für eigene Aktivitäten gewünscht .

Die Rahmenbedingungen wurden tendenziell auch eher positiv
beurteilt. So wurde die Gesamtdauer von insgesamt 9 Stunden und
auch die Dauer der drei einzelnen Blöcke für ausreichend gehalten.
Wünsche dagegen gab es in Bezug auf den Zeitpunkt der Termine und
die Räumlichkeiten.

Insgesamt ausschließlich sehr positiv wurde wiederum die Atmos-
phäre empfunden und eingeschätzt.

Die Befragung auf der Lehrgangssprecherrunde mit dem Schul-
leiter und der Fachleiterin und Initiatorin des Projektes ergab ein
ähnliches Bild.

Da die Befragten in der Zwischenzeit ihre Erkenntnisse auch prak-
tisch und im Alltag erproben konnten, ergab sich in diesem Kontext
ein noch eindeutigeres Bild. Diejenigen, die teilgenommen hatten,
berichten von durchweg guten Erfahrungen bei der Umsetzung. Viele
von ihnen, was diese Schilderung bestätigt, hatte Kolleginnen und
Kollegen positiv eingestimmt und geraten, bei nächster Gelegenheit
an dem Lerntraining teilzunehmen. Es gab sogar schriftliche Bitten
ganzer Lehrgangsteile, die nächsten Veranstaltungen so zu legen,
dass ihnen eine Teilnahme möglich sei. 

8. Zusammenfassung und Ausblick

Aufgrund wiederkehrender Teilnehmerschilderungen von Lern-
schwierigkeiten und Prüfungsängsten wurde an der VAB mit 42 inter-
essierten Teilnehmerinnen und Teilnehmern ein Pilotprojekt mit dem
Titel „Lernen lernen“ gestartet. 

Dabei ging es neben der Effizienzsteigerung von Lernvorgängen
vor allem um einen entspannteren und damit konzentrierteren Umgang
mit Lernstoff und Prüfungsangst.

In Drei-Stunden-Blöcken wurde an drei aufeinander folgenden
Wochen in den frühen Abendstunden über Aspekte des Lernens und
von Prüfungsängsten gearbeitet. 

Die Rückmeldung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer über die
Veranstaltung und die Möglichkeit der Umsetzung der Inhalte war
außerordentlich positiv, so dass eine dauerhafte Integration dieses
Lerntrainings in den Aus- und Fortbildungsalltag der VAB schon sehr
zeitnah geplant ist. Die VAB unterstreicht damit ihren Anspruch auf
Qualitätssicherung auch im pädagogischen Bereich. Weitere Vorha-
ben zur dauerhaften Absicherung eines hohen pädagogischen Stan-
dards sind geplant oder bereits in der Entwicklung.

Lernen lernen Andrea Schonegger
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Mit der vorliegenden Neuauflage wurde das eingeführte Lehrbuch zum Kommunalrecht in NRW gründlich über-
arbeitet und auf den neuesten Stand gebracht. Die grundlegende Novellierung vom Oktober 2007 fand dabei
ebenso Berücksichtigung wie die Änderung des Kommunalwahlrechts (neues Berechnungsverfahren bei der
Mandatszuteilung, Divisorverfahren nach Sainte-Lague/Schepers, Verlängerung der Wahlzeit des Bürgermei-
sters/Landrates, Wegfall der Stichwahl u.a.). Auch die Ablösung des Ausländerbeirates durch den Integrations-
rat/-ausschuss konnte noch eingearbeitet werden. Die bewährte Struktur und Gliederung des Buches wurde
beibehalten. Praktische Beispiele und Schaubilder verdeutlichen in anschaulicher Weise die Texte, die klare
Sprache fördert die Lesbarkeit und Verständlichkeit.

Welf Sundermann
Kommunalverfassung in Nordrhein-Westfalen
Lehrbuch | 348 Seiten | Broschur | € 22,50 | ISBN 978-3-7869-0763-3

Bitte bestellen Sie in Ihrer Buchhandlung oder bei Maximilian-Verlag | Georgsplatz 1 | 20099 Hamburg | Tel. 040/707080-306 | Fax 040/707080-324 | E-Mail: vertrieb@koehler-mittler.de | Lieferung im Inland versandkostenfrei
Irrtum und Preisänderung vorbehalten. Widerrufsbelehrung: Sie können Ihre Bestellung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen schriftlich widerrufen. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige
Absendung des Widerrufs an die Bestelladresse.
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Der Verwaltungssprache ergeht es wie anderen Fachsprachen: sie
unterliegt einem ständigen Wandel. Neue Fragestellungen, Gegen-
stände, Sachverhalte, Methoden, Erfahrungen und Erkenntnisse
bringen neue Begriffe hervor oder nutzen vorhandene Begriffe. Alte
Fachausdrücke verschwinden. Die neuen oder mit verändertem
Inhalt verwendeten Begriffe entstehen in Deutschland oder entstam-
men europarechtlichen Vorgaben. Sie gehen in die Gesetzgebung und
in das Verwaltungshandeln ein und machen auch nicht vor angel-
sächsischen Termini halt. Das hier und in den folgenden Heften abge-
druckte Glossar will dem Leser aktuelle und bedeutsame neue Wort-
prägungen erklären.

Behördenverlagerung

Der Umzug von Bundes- und Landesbehörden zur Gänze oder in
Teilen von einer Stadt in eine andere hat häufig regionalpolitische
Gründe. Der neue Verwaltungsstandort soll strukturschwachen und
krisengeschüttelten Regionen zu mehr Beschäftigung, höheren Ein-
kommen, wachsender Kaufkraft und den kommunalen Haushalten in
der Region zu steigenden Steuereinnahmen verhelfen. Diese Behör-
denansiedlung weist Parallelen zur Industrieansiedlung auf. Dabei gilt
es zu beachten, dass aus Steuermehreinnahmen abnehmende staatliche
Finanzzuweisungen resultieren können. Im Übrigen muss in der alten
Sitzgemeinde mit umgekehrten Entwicklungen gerechnet werden.

Abgesehen von diesen Veränderungen bei den betroffenen kommu-
nalen Gebietskörperschaften sind weitere Wirkungen der Behördenver-
lagerung zu prüfen. Welche Konsequenzen hat sie hinsichtlich der Ein-
bindung und Vernetzung der umzusiedelnden Behörde in das Behörden-
geflecht? Liegen nur Austauschbeziehungen mit datenzuliefernden und
-abnehmenden Institutionen vor oder handelt es sich um Lieferungen
und Leistungen von Gegenständen oder um rege Kontakte zwischen
Mitarbeitern verschiedener Dienststellen oder gar um Publikumsver-
kehr? Wo treten Begünstigungen und Belastungen bei anderen Behör-
den, bei Bürgern und Unternehmen und namentlich auch bei den Mitar-
beitern auf? Sie trifft die Behördenverlagerung unmittelbar und nach-
haltig. Angenommen eine Fachhochschule, ein Landwirtschaftsamt
oder ein Statistisches Amt ist für eine Umsiedlung vorgesehen, stellen
sich Fragen nach seiner Verlagerungsfähigkeit in der beabsichtigten
Umzugsperiode; auch danach, ob man einen Standortwechsel nutzen
kann für eine Reorganisation, die Rekrutierung neuen Personals und
eine verbesserte Finanzausstattung dieser Behörde.

Chefsache

Brisante oder dringliche, für Politik, Öffentlichkeit, Medien,
Rechtsstaat, Finanzen, Haftung und Verwaltungshygiene wichtige
Angelegenheiten werden dem Behördenleiter zur Entscheidung vorge-
legt – abweichend von den ansonsten geltenden Zuständigkeiten von
Bereichs- oder Sachgebietsleitern oder Sachbearbeitern. Dieses sog.
Evokationsrecht ist mittelalterlichen Ursprungs und gewährte dem
König das Recht, jeden Rechtsstreit vor sein Hofgericht zu bringen.
Die Befugnis, ein Verfahren an sich zu ziehen, ist heute auch vorgesetz-
ten Behörden gegenüber nachgeordneten Behörden möglich. Begrün-
det wird die Chefsache mit der umfassenderen Kompetenz und Verant-
wortung höherrangiger Personen und Institutionen. Ein vielleicht noch
bedeutenderer Grund dürfte darin liegen, dass man sich durch die Poli-
tiknähe und öffentliche Wahrnehmung zur Hochstufung einer Sache
bzw. einer Entscheidung veranlasst sieht. Gern wird dann die Formel

vom unbürokratischen Handeln mit weniger Koordinationsbedarf und
Zeitaufwand gebraucht. So weit, so gut.

Doch eine Chefsache kann auch auf Vorbehalte stoßen. Sie mis-
sachtet Mitberatungs-, Mitentscheidungs- und Zeichnungsrechte von
Mitarbeitern; kommt es zum „Durchregieren“ wird deren Autorität
untergraben. Ist der Chef überfordert, weil er Situation und Tragweite
falsch einschätzt oder dem Entscheidungsdruck nicht gewachsen ist,
wird die Chefsache zum Debakel. Deshalb nehmen sich erfahrene
Chefs einer Sache oft in enger Zusammenarbeit mit Fachleuten des
eigenen oder fremder Ressorts an und treffen ihre Entscheidungen auf
fachlicher und sachlicher Grundlage.

Einwanderungsland

Deutschland ist und bleibt auf absehbare Zeit ein Einwanderungs-
land. Statt des unmissverständlichen Begriffs Einwanderung zieht der
Bundesgesetzgeber den unverbindlicheren Begriff Zuwanderung vor.
In Anbetracht der zu niedrigen Geburtenhäufigkeit von knapp 1,4 Kin-
der je Frau (die Reproduktionsrate läge bei 2,1 Kindern) schrumpft die
Bevölkerung und überaltert. Bisher ist es mit staatlichen Fördermaß-
nahmen – Kindergeld, Kindergarten, Ganztagsschule usw. – nicht
gelungen, die negative Entwicklung zu stoppen. Erschwerend kommt
hinzu, dass Deutschland auch ein Auswanderungsland ist. Beschöni-
gend wird neuerdings gern von Abwanderung gesprochen. Früher und
ebenso heute liegt der Grund im ungenügenden Arbeitsplatz- bzw.
Erwerbsangebot. Um einen Rückgang der Einwohnerzahl zu vermei-
den, sind vor allem junge Ausländer zu „importieren“. Als Ausländer
gelten jene Personen, die keinen deutschen Pass haben.

Erfahrungen mit der Einwanderung besitzt Deutschland seit Jahr-
hunderten. Die Aufnahme und Integration der Hugenotten in Bran-
denburg-Preußen in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts oder der
polnischen Wanderarbeiter in Preußen Ende des 19. Jahrhunderts
brachten für Staat und Bürger erhebliche Herausforderungen mit sich.
Die einheimische Bevölkerung wurde mit zur Oberschicht gehören-
den und handwerklich gut ausgebildeten Hugenotten und mit unaus-
gebildeten Hilfsarbeitern aus Polen ohne deutsche Sprachkenntnisse
konfrontiert. Belebung der Wirtschaft und Entlastung der Arbeiter-
schaft standen Ressentiments und Sozialkonflikten gegenüber.

Die heutige Situation erweist sich im Grundsatz als ähnlich. Die
Einwanderung ist einerseits unerlässlich zur Erhaltung der Wirtschaft,
der Sozialsysteme und der Infrastruktur; andererseits bedarf es der
Integration der bereits in Deutschland lebenden Ausländer und der
zuziehenden Einwanderer. Die Integration bzw. die Eingliederung
gestaltet sich zum Teil deshalb schwierig, weil der Ansatz einer „Mul-
tikulti-Gesellschaft“ Befürworter und Widersacher auf den Plan ruft.
Weder für das Nebeneinander verschiedener Ethnien, Kulturen, Reli-
gionen, Sprachen und Verhaltensweisen noch für ein Miteinander und
noch weniger für eine Assimilierung der Einwanderer gibt es überzeu-
gende Fördermaßnahmen und es fehlen selbst objektive Indikatoren
für die kulturelle, soziale, ökonomische und politische Integration von
Ausländern. Ein türkischer Arbeiter beispielsweise kann sich wirt-
schaftlich gut stellen ohne sozial und kulturell integriert zu sein. Selbst
eine formale Einbürgerung ist lediglich ein Indiz für die Eingliederung.
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Als Indikatoren für den Integrationsgrad dienen die erlernten deut-
schen Sprachkenntnisse, bei Jugendlichen damit verbunden der Schul-
abschluss, die Berufsausbildung, das Studium, der Berufsweg und der
Erwerbsstatus. Weitere Indikatoren bilden die Einstellung der Deut-
schen zu den Ausländern und die Distanz zu den Angehörigen der ver-
schiedenen Konfessionen.

Die mit Einwanderern und Integration befassten Behörden einsch-
ließlich Kindergärten und Schulen klagen vor allem dann über Arbeits-
belastung durch Ausländer, wenn diese in großer Zahl auftreten, sich in
lokalen Parallelgesellschaften etablieren, keine Eingliederung wün-
schen und Forderungen an die Solidargemeinschaft stellen. Für Auslän-
derbehörden, in der Regel bei den Ordnungsämtern der Stadtkreise,
Kreisstädte und Landratsämter, gibt es nicht wenige Aufgaben, die
besonders bei ungebildeten, nicht Deutsch sprechenden, arbeitslosen,
gegenüber Radikalismus anfälligen und anpassungsunwilligen Auslän-
dern den Mitarbeitern in den Ämtern große Mühen aufladen. Kompli-
zierte Verfahren und Entscheidungen sind im Melde- und Ausweiswesen,
bei der Aufenthaltserlaubnis, Arbeitsaufnahme, Sozialversicherungs-
pflicht, dem Familiennachzug, der Asylbeantragung, Ausweisung und
Abschiebung zu bewältigen. Die Bereicherung, die man von Seiten aus-
ländischer Gäste und Einwanderer erfährt, bleibt dann oft außen vor. 

Leitungsspitze

Die Aufbauorganisation von Verwaltungen folgt in der Regel dem
Hierarchieprinzip in Form des Einliniensystems. Es stellt durch die Ein-
heit der Auftragserteilung sicher, dass ein Vorgesetzter seine Mitarbeiter
anweisen und kontrollieren kann. Dasselbe trifft auch für vorgesetzte
Behörden gegenüber nachgeordneten Behörden zu. Ausnahmeweise
findet das Mehrliniensystem Anwendung, bei dem mehrere Vorgesetzte
mit unterschiedlichen dienstlichen und fachlichen Kompetenzen einzel-
ne Mitarbeiter (z.B. IT-Spezialisten) Weisungen erteilen können.

Die oberste Position nimmt in Bundes-, Landes- und Kommunal-
verwaltungen meist eine Person, der Minister, Präsident einer oberen
oder mittleren Behörde, Intendant einer Rundfunkanstalt, Rektor
einer Hochschule, Direktor eines Instituts, (Ober-) Bürgermeister
einer Gemeinde, Landrat eines Kreises oder der Leiter eines Finanz-
amtes, einer Schule oder eines städtischen Amtes, wahr. Für Militär-
verwaltungen gelten analoge monokratische Über- bzw. Unterord-
nungen. Jedem Leiter steht ein Stellvertreter an der Seite, der bei
Abwesenheit des Leiters dessen Aufgaben übernimmt. Ansonsten
arbeiten Leiter und der für einen anderen Aufgabenbereich tätige
Stellvertreter mehr oder weniger eng zusammen – nicht zuletzt, um
die Leitungsaufgaben ständig erfüllen zu können.

Die Vielfalt an obersten Leitungsaufgaben hat vielfach eine Über-
forderung des Leiters zur Folge, so dass er sich mit ihm unterstellten
Leitern anderer Aufgaben- / Geschäftsbereiche berät. Dienst- und
Organisationsrechtlich führt der Leiter die Behörde (nach innen) und
vertritt sie (nach außen); selbst haushaltsrechtlich trägt er die Verant-
wortung, wobei ein Beauftragter für den Haushalt Entscheidungskom-
petenzen bis hin zum Vetorecht besitzen kann.

Wegen der rechtlichen, organisatorischen, personellen, finanziellen,
wirtschaftlichen und technischen Bedingungen bei der Bewältigung
von Leitungsaufgaben einschließlich der Anforderungen seitens der
Politik, Öffentlichkeit, Medien, Verbände samt Gewerkschaften tritt
zunehmend an die Stelle der singulären Leitung eine kollegiale Leitung.
Informell mag sie längst bestehen; aber erst die formale Entscheidungs-
beteiligung mehrerer Personen schränkt die Machtfülle des Leiters ein.
Hier existieren diverse Varianten, die in der Geschäftsordnung oder
einer anderen Rechtsvorschrift für das kollegiale Organ festgelegt wer-
den. Bei einer präsidialverfassten Leitung (oft auch als Direktorialprin-
zip bezeichnet) entscheidet der Vorsitzende allein bei gemeinsamer Ver-
antwortung aller Mitglieder. Als Sonderfall kann einem Mitglied, zum

Beispiel dem für die Finanzen zuständigen Ressortchef, ein Vetorecht
gegen den Alleinentscheider eingeräumt werden. Ansonsten sind drei
Entscheidungsverfahren möglich: Bei der Primatkollegialität gibt der
Vorsitzende den Ausschlag bei Stimmengleichheit (er ist Primus inter
Pares), bei der Abstimmungskollegialität kommen einfache, absolute
oder qualifizierte Stimmenmehrheiten in Betracht und im Falle der Kas-
sationskollegialität ist die Einstimmigkeit der Beschlüsse erforderlich.

In der Verwaltungspraxis hält man gern an der singulären, häufig mit
einem Juristen oder Fachakademiker (Arzt, Ingenieur, Statistiker, Wis-
senschaftler usw.) besetzten Leitungsspitze fest und schafft für die
arbeitsteilig anfallenden Personal-, Sozial-, Haushalts-, Bau-, Organisa-
tions-, Informations- und Kommunikationsangelegenheiten eigene
Ressorts mit eigenen Leitungsspitzen. Um nur ein Beispiel zu nennen:
Der Stadtbaudirektor als Leiter des Bauamtes (in größeren Städten mit
mehreren hundert Mitarbeitern) ist in erster Linie für die recht- und ord-
nungsmäßige Wahrnehmung der baulichen Fachaufgaben zuständig
und verantwortlich, während dazugehörige Personal-, Finanz- oder
Public Relations-Sachen dem Personalamt, der Kämmerei und dem
Haupt- oder einem Presseamt anvertraut sind. Die Koordinierung und
das Treffen von Entscheidungen erfolgen in der Regel zwischen den
Amtsleitern oder zwischen betroffenen Dezernenten oder zwischen
allen Beteiligten oder federführend durch einen Dezernenten oder durch
den Leiter der nächsten Hierarchiestufe, hier durch den Oberbürgermei-
ster. Soweit das förmliche Verfahren – ohne die parteipolitischen und
anderweitigen Einflussnahmen auf die Leitungsspitzen zu erwähnen.

Substitutionsgesetz der Organisation

Von Erich Gutenberg, ehemals Professor für Betriebswirtschafts-
lehre an der Universität zu Köln, beschriebene Verhaltensregel,
wonach fallweise Anordnungen durch generelle Regelungen ersetzt
werden sollen. Die von ihm für Industriebetriebe und Fertigungspro-
zesse empfohlene Tendenz ist im behördlichen Alltag gang und gäbe.
Gleiche oder ähnliche, regelmäßig wiederkehrende Anfragen oder
Anträge werden durch Dienstwege, Verfahrensvorschriften und For-
mulare routinisiert. Auf Kritik stößt dabei ein übertrieben angewand-
ter Formalismus (umgangssprachlich ist von Schema F die Rede,
pointiert ausgedrückt: von der Wiege bis zur Bahre – Formulare). 

Der Substitutionseffekt der Generalisierung zeitigt eine Reihe von
Vorteilen. Generelle Regelungen bewirken einheitliche, gleichförmi-
ge, rationelle, koordinierte und systemische (im Sinn von real und
informationell in Abläufe und Strukturen eingepasste) Arbeitsweisen.
Damit sind gute Voraussetzungen für Rechtmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit geschaffen.

Eine generelle Regel kommt selbst für einmalige Fälle in Betracht.
Durch sie kann eine geordnete Reaktion auf Grenzsituationen, Kata-
strophen, Unfälle, Schäden, Pleiten und Missstände erfolgen. Durch
Vorausdenken möglicher Fälle (z.B. ein größter anzunehmender Unfall
wie ein Atomkraftwerk-GAU oder der Tod des Bundespräsidenten im
Amt) sind kurzfristig und umfassend vorbestimmte verfassungsrechtli-
che sowie gesundheits-, sicherheits-, verkehrs-, außen- und innenpoliti-
sche Maßnahmen zu ergreifen; man darf nichts übersehen und ziemlich
viele Arbeitsschritte müssen gleichzeitig unternommen werden.

Szenariotechnik

Zur Generierung von Alternativen wird in plan- und programmge-
stalterisch tätigen Verwaltungen (z.B. in Stadtplanungsämtern und
Staatskanzleien) die Szenariotechnik genutzt. Als Szenario bezeich-
net man ein Bild einer denkbaren zukünftigen Situation. In der Regel
werden die bestmögliche Entwicklung (best case), keine Veränderun-
gen (status quo) und die schlechteste Entwicklung (worst case)
berücksichtigt und quantitativ und gegebenenfalls monetär erfasst. 
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I. Sachverhalt:

Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Überall, 2.100 Einwoh-
ner, Landkreis Oberbachtal, tritt am 24.09.2009 unter dem Vorsitz
von Ortsbürgermeister Lohner zu einer Sitzung zusammen. Nach
Eröffnung der Sitzung informiert der Vorsitzende den Gemeinderat
darüber, dass ein Sitz im Ortsgemeinderat nach dem Ausscheiden
eines Ratsmitglieds endgültig nicht mehr besetzt werden kann, da
sämtliche Ersatzpersonen die Einberufung in den Ortsgemeinderat
abgelehnt haben.

Im Verlauf der Ortsgemeinderatssitzung werden u. a. folgende
Tagesordnungspunkte behandelt:

TOP 1 Verleihung des Ehrenbürgerrechts an 
Herrn Peter Hambach

Peter Hambach war mehr als 40 Jahre als Ortsbürgermeister für
die Ortsgemeinde Überall tätig. Neben der Ausweisung mehrerer
Neubaugebiete wurde unter seiner Verantwortung auch das örtliche
Dorfgemeinschaftshaus errichtet. Nach Auffassung von Ortsbürger-
meister Lohner soll die offizielle Überreichung der Ehrenbürgerur-
kunde im Rahmen der Feierlichkeiten zum 80. Geburtstag des Alt-
bürgermeisters im Oktober 2009 erfolgen. 

Zu dem Beratungsgegenstand entwickelt sich eine lebhafte Dis-
kussion im Ortsgemeinderat, die sich weniger mit den großen Ver-
diensten von Herrn Hambach, sondern vielmehr mit der Frage
beschäftigt, ob Ratsmitglied Harald Ballhaus – ein Neffe von Peter
Hambach – sowie Ortsbürgermeister Lohner, der als früherer Erster
Beigeordneter eine langjährige vertrauensvolle Zusammenarbeit mit
Peter Hambach pflegte, beratend und entscheidend mitwirken können.

TOP 2 Beratung und Beschlussfassung über die 
2. Änderung zur Hauptsatzung 

Gegenstand dieser Änderung der Hauptsatzung ist die Erhöhung
der Zahl der Beigeordneten von bisher zwei auf drei. Darüber hinaus
wird die Aufwandsentschädigung für den Ersten Beigeordneten fest-
gesetzt, nachdem ihm mit Zustimmung des Ortsgemeinderates mit
Wirkung vom 01.09.2009 die Leitung eines Geschäftsbereiches
übertragen worden war. Eine Regelung über das In-Kraft-Treten ent-
hält die Änderungssatzung nicht.

Nach intensiver Beratung wird die Änderungssatzung zur Haupt-
satzung mit der erforderlichen Mehrheit beschlossen.

TOP 3 Wahl eines weiteren (dritten) Beigeordneten

Nach Aufruf des Tagesordnungspunktes durch den Vorsitzen-
den wird Ratsmitglied Ohlmann zur Wahl vorgeschlagen. Ratsmit-
glied Müller äußert rechtliche Bedenken, die Wahl bereits in der
laufenden Sitzung des Ortsgemeinderates vorzunehmen. Ferner ist
er nicht damit einverstanden, dass die Wahl in geheimer Abstim-
mung durch Stimmzettel erfolgen soll. 

Diese Bedenken werden jedoch vom Vorsitzenden und den übri-
gen Ratsmitgliedern nicht geteilt. Die Wahl von Herrn Ohlmann
erfolgt mittels Stimmzettel und führt zu der notwendigen Mehrheit.

Ratsmitglied Müller, der sich an der Wahl nicht beteiligt hat,
kündigt noch in der Sitzung des Ortsgemeinderates an, dass er
gegen die Wahl Beschwerde bei der Kreisverwaltung Oberbachland
einlegen werde.

TOP 4 Beratung und Beschlussfassung über den Jahresab-
schluss 2008 und über die Entlastung des Ortsbürger-
meisters und des Ersten Beigeordneten

Nachdem Bürgermeister Lohner und der Erste Beigeordnete, der
den Bürgermeister im Jahr 2008 mehrmals vertreten hat, den Sitzung-
stisch verlassen haben, übernimmt der weitere „zweite“ Beigeordne-
te den Vorsitz. Es entwickelt sich eine sehr kontroverse Diskussion
über die Amtsführung des Ortsbürgermeisters in der Vergangenheit.
Insbesondere wird sein sehr autoritärer Führungsstil gegenüber dem
Ortsgemeinderat und den Ausschüssen kritisiert. Nach einstimmiger
Auffassung seien zwar keine besonders schweren Verstöße in der
Haushalts- und Kassenführung festzustellen, man habe aber durch
die Entlastung jetzt die Möglichkeit, dem Ortsbürgermeister einen
„Denkzettel“ zu verpassen. Dies werde sich sicherlich positiv auf
sein künftiges Verhalten auswirken. 

Nach intensiver Beratung beschließt der Ortsgemeinderat ein-
stimmig über den Jahresabschluss 2008 und die Entlastung des
Ersten Beigeordneten. Mehrheitlich wird jedoch die Entlastung des
Ortsbürgermeisters verweigert. Ortsbürgermeister Lohner erhebt
darauf hin form- und fristgerecht Klage beim zuständigen Verwal-
tungsgericht mit dem Ziel, den Gemeinderat zu verpflichten, ihm
Entlastung zu erteilen.

II. Aufgaben:

1. Durften Ratsmitglied Ballhaus und Ortsbürgermeister Lohner
bei der Beratung und Beschlussfassung über die Verleihung des
Ehrenbürgerrechts mitwirken?

2. Wie viele Ja-Stimmen sind für das Zustandekommen des
Beschlusses über die 2. Änderungssatzung zur Hauptsatzung
erforderlich?

3. Hat eine Wahlbeschwerde gegen die Wahl des Beigeordneten
Aussicht auf Erfolg?

4. Prüfen Sie, ob die Klage von Ortsbürgermeister Lohner statthaft
und der Kläger klagebefugt ist.

FALLBEARBEITUNGEN
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III. Lösungshinweise1:

Aufgabe 1

Die Stimmrechtsausübung von Ortsbürgermeister Lohner könnte
bei diesem Beratungsgegenstand nach § 36 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 GemO
ruhen. Darüber hinaus könnte einer beratenden und entscheidenden
Mitwirkung von Ortsbürgermeister Lohner und Ratsmitglied Ball-
haus die Regelung des § 22 GemO entgegen stehen.

Für die rechtliche Beurteilung beider Fragen ist wichtig, dass die Ver-
leihung des Ehrenbürgerrechts nach § 23 GemO keine Wahl darstellt2.

Nach § 36 Abs. 3 S. 1 GemO hat der Vorsitzende des Ortsgemein-
derates, der nicht gewähltes Ratsmitglied ist, ebenfalls Stimmrecht.
Den Vorsitz im Ortsgemeinderat führt nach § 36 Abs. 1 S. 1 HS 1
i.V.m. § 64 Abs. 3 S. 1 HS 2 GemO der Ortsbürgermeister. Dieser ist
unter Hinweis auf § 5 Abs. 4 S. 1 KWG nicht gewähltes Ratsmitglied,
da das Amt des Ortsbürgermeisters mit einer Mitgliedschaft im Orts-
gemeinderat inkompatibel ist.

Da die Verleihung des Ehrenbürgerrechts keine Wahl darstellt,
ruht das Stimmrecht des Vorsitzenden nach § 36 Abs. 3 S. 2 Nr. 1
GemO nicht. Ortsbürgermeister Lohner war insoweit nicht gehindert,
entscheidend an der Beschlussfassung über die Verleihung des
Ehrenbürgerrechts mitzuwirken.

Allerdings könnten sowohl gegen Ortsbürgermeister Lohner als
auch gegen Ratsmitglied Ballhaus Ausschließungsgründe im Sinne
des § 22 GemO vorliegen. Dies hätte für beide zur Folge, dass sie
weder beratend noch entscheidend mitwirken könnten. Ein etwaiger
Ausschluss von Ortsbürgermeister Lohner nach § 22 GemO hätte
auch zur Folge, dass er den Vorsitz im Ortsgemeinderat zu diesem
Tagesordnungspunkt nicht führen könnte.

Die Vorschrift des § 22 GemO ist im Vergleich zum § 36 Abs. 3 S.
2 GemO sowohl hinsichtlich ihres persönlichen Geltungsbereiches
als auch hinsichtlich ihres sachlichen Wirkungskreises deutlich weit-
gehender. Während § 36 Abs. 3 S. 2 GemO lediglich das Stimmrecht
des Vorsitzenden, der nicht gewähltes Ratsmitglied ist, tangiert, bein-
haltet § 22 GemO für alle Bürger und Einwohner, die ein Ehrenamt
oder eine ehrenamtliche Tätigkeit ausüben, auf der Rechtsfolgensei-
te sowohl ein Beratungs- als auch ein Entscheidungsausschluss.

Ortsbürgermeister Lohner und Ratsmitglied Ballhaus üben beide
ein Ehrenamt aus und gehören somit zum betroffenen Personenkreis
im Sinne des § 22 Abs. 1 GemO. 

Ortsbürgermeister Lohner fällt jedoch nicht unter die persönli-
chen Voraussetzungen dieser Vorschrift. Die langjährige enge Bezie-
hung zwischen ihm und seinem Vorgänger im Amt ist in rechtlicher
Hinsicht nicht eindeutig abgrenzbar und daher für ein weitreichendes
Mitwirkungsverbot im Sinne des § 22 GemO ohne Belang. Es bleibt
jedoch grundsätzlich jedem Ehrenamtsinhaber bzw. ehrenamtlich
Tätigen selbst überlassen, auf freiwilliger Basis auf eine beratende
und entscheidende Mitwirkung einzelfallbezogen zu verzichten. Der
Umstand, dass Ortsbürgermeister Lohner hiervon keinen Gebrauch
gemacht hat, ist in rechtlicher Hinsicht völlig unerheblich. Ortsbür-
germeister Lohner war somit auch nach § 22 GemO nicht gehindert,
beratend und entscheidend mitzuwirken.

Als Neffe ist Ratsmitglied Ballhaus gemäß § 1589 BGB im 3.
Grad in der Seitenlinie mit Peter Hambach verwandt. Das Ratsmit-
glied erfüllt somit als Angehöriger im Sinne des § 22 Abs. 1 Nr. 1
i.V.m. § 22 Abs. 2 Nr. 3 GemO die persönlichen Voraussetzungen. 

Die sachlichen Voraussetzungen sind dann erfüllt, wenn die Ver-
leihung des Ehrenbürgerrechts Peter Hambach einen unmittelbaren
Vorteil oder Nachteil bringen kann. Unter Vorteil oder Nachteil ist
jede Auswirkung zu verstehen, die den Status quo des Betroffenen
besser oder schlechter stellt. Einbezogen sind hierbei nicht nur mate-
rielle, sondern auch ideelle Interessen.

Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts steht im Zusammenhang
mit dem langjährigen erfolgreichen Wirken von Peter Hambach als
Ortsbürgermeister der Ortsgemeinde Überall. Hiermit ist eine beson-
dere Wertschätzung seiner Person und somit ein ideeller Vorteil eng
verbunden. 

Dieser Vorteil ist auch unmittelbar mit der Entscheidung des Ortsge-
meinderates verbunden, da die spätere offizielle Verleihung des Ehren-
bürgerrechts ein reiner Vollzugsakt des Ortsbürgermeisters darstellt, der
keinen Entscheidungsspielraum beinhaltet.

Ratsmitglied Ballhaus durfte somit bei der Beratung und Beschlus-
sfassung des Ortsgemeinderates über die Verleihung des Ehrenbürger-
rechts an Peter Hambach weder beratend noch entscheidend mitwirken.

Aufgabe 2

Gemäß § 25 Abs. 2 GemO bedarf der Beschluss über die Ände-
rungsatzung zur Hauptsatzung der Mehrheit der gesetzlichen Zahl
der Mitglieder des Ortsgemeinderates. Die gesetzliche Zahl der Rats-
mitglieder ergibt sich aus den §§ 29 und 36 GemO. Nach § 29 Abs. 1
S. 1 GemO besteht der Ortsgemeinderat aus den gewählten Ratsmit-
gliedern und dem Vorsitzenden. Dem Ortsgemeinderat gehören
gemäß § 29 Abs. 2 S. 1 GemO bei 2.100 Einwohnern 16 gewählte
Ratsmitglieder an. Nach dem Ausscheiden eines Ratsmitglieds kann
ein Sitz im Ortsgemeinderat endgültig nicht mehr besetzt werden. Da
§ 29 Abs. 3 GemO offensichtlich nicht zur Anwendung kommen
kann, gilt nach § 29 Abs. 4 GemO die Zahl der tatsächlich besetzten
Sitze als Zahl der gewählten Ratsmitglieder im Sinne des § 29 Abs. 2
GemO. Diese beträgt folglich 15.

Zu dieser Zahl ist der Vorsitzende, der nicht gewähltes Ratsmit-
glied ist, nach § 36 Abs. 3 S. 1 GemO hinzuzurechnen. Wie bereits
unter Aufgabe Nr. 1 dargestellt, kann Ortsbürgermeister Lohner
gemäß § 5 Abs. 4 KWG kein gewähltes Ratsmitglied sein. Er hat
somit als Vorsitzender des Ortsgemeinderates kraft Gesetz Stimmrecht.

Die gesetzliche Zahl der Mitglieder des Ortsgemeinderates Übe-
rall beläuft sich demnach auf 16. 

Fraglich ist jedoch, ob das Stimmrecht des Vorsitzenden nach § 36
Abs. 3 S. 2 GemO bei der Beschlussfassung über die Änderungssat-
zung zur Hauptsatzung ruht. Dies hätte nach § 36 Abs. 3 S. 3 GemO
zur Folge, dass er bei der Berechnung der Stimmenmehrheit nicht
mitgezählt wird und somit bei der Ermittlung der gesetzlichen Zahl
der Ratsmitglieder nicht zu berücksichtigen ist.

Gegenstand der Hauptsatzungsänderung ist die Erhöhung der
Zahl der Beigeordneten von bisher zwei auf zukünftig drei. Hinter-
grund dieser Änderung ist in rechtlicher Hinsicht § 50 Abs. 1 S. 2
GemO, wonach die Bestellung eines dritten Beigeordneten – unab-
hängig von der Einwohnerzahl der Gemeinde – eine entsprechende
Hauptsatzungsregelung voraussetzt.

Fraglich ist, ob in diesem Zusammenhang der Ruhenstatbestand
nach § 36 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 GemO zur Anwendung kommt. Dann müs-
ste es sich um einen Beschluss zur Vorbereitung der Wahl des Beigeord-
neten handeln. Ein Wahlvorbereitungsbeschluss in diesem Sinne liegt
vor, wenn bereits ein unmittelbarer Zusammenhang mit der nachfolgen-
den Wahl besteht. Die Beschlussfassung über die Erhöhung der Zahl der
Beigeordneten erfüllt diese Voraussetzung nicht. Sie dient nicht der Vor-
bereitung einer personenbezogenen Entscheidung, sondern schafft nur
die kommunalrechtlichen Voraussetzungen für die spätere Wahl. 

Eine Ortsgemeinderatssitzung, die viele Fragen offen lässt Ralf Schmorleiz
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1 Die Lösung der kommunalrechtlichen Aspekte basiert auf der rheinland-pfälzi-
schen Gemeindeordnung in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 07.04.2009 (GVBl. S. 162)

2 Die Begründung dafür, dass die Verleihung des Ehrenbürgerrechts keine Wahl dar-
stellt, ergibt sich u.a. daraus, dass die VV Nr. 1 S. 2 zu § 23 GemO in der aktuellen
Fassung vom 30.04.2009 auf die Formulierung „gewählt“ verzichtet.
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Das Stimmrecht des Vorsitzenden ruht insoweit nicht.
Darüber hinaus soll mit der Änderungssatzung zur Hauptsatzung

die Aufwandsentschädigung für den Ersten Beigeordneten festgesetzt
werden. Rechtlicher Hintergrund hierbei ist § 50 Abs. 3 S. 1 GemO,
wonach ehrenamtlichen Beigeordneten die Leitung eines angemesse-
nen Geschäftsbereiches übertragen werden kann. Die Übertragung
eines Geschäftsbereiches führt dazu, dass der ehrenamtliche Beigeord-
nete gemäß § 13 Abs. 2 KomAEVO3 einen Anspruch auf Aufwandsent-
schädigung haben könnte, deren Höhe im Rahmen der Bestimmungen
der KomAEVO durch die Hauptsatzung zu regeln ist (§ 2 KomAEVO).

Der Ruhenstatbestand des § 36 Abs. 3 S. 2 Nr. 5 GemO umfasst
alle Beschlüsse über die Festsetzung von Geldleistungen der
Gemeinde an den Bürgermeister und die Beigeordneten. Hiermit ist
auch die Festsetzung der Aufwandsentschädigung für den ehrenamt-
lichen Beigeordneten eingeschlossen.4

Somit ruht das Stimmrecht des Vorsitzenden hinsichtlich der Fest-
setzung der Aufwandsentschädigung mit der Konsequenz, dass der
Vorsitzende bei der Berechnung der gesetzlichen Zahl der Ratsmit-
glieder nach § 36 Abs. 3 S. 3 GemO unberücksichtigt bleibt.

In verfahrenstechnischer Hinsicht besteht für den Ortsgemeinde-
rat die Möglichkeit, über die Hauptsatzungsänderung in zwei
getrennten Abstimmungen zu befinden. Zunächst ist ohne die Stim-
me des Vorsitzenden über die Aufwandsentschädigung für den Ersten
Beigeordneten abzustimmen. In diesen Fall beläuft sich die gesetzli-
che Zahl der Ratsmitglieder auf 15, so dass insoweit 8 Ja-Stimmen
erforderlich sind. Anschließend kann dann mit der Stimme des Vor-
sitzenden die Erhöhung der Zahl der Beigeordneten beschlossen wer-
den. Die gesetzliche Zahl der Ratsmitglieder beträgt in diesem Fall
16, so dass 9 Ja-Stimmen benötigt werden.5

Sofern der Ortsgemeinderat über die Hauptsatzungsänderung in
einem einheitlichen Beschluss befindet, ist von einer gesetzlichen
Zahl der Ratsmitglieder von 15 auszugehen, so dass für diesen
Beschluss 8 Ja-Stimmen erforderlich sind.

Aufgabe 3

Eine Wahlbeschwerde im Sinne des § 43 Abs. 1 GemO hat Aus-
sicht auf Erfolg, wenn diese zulässig und begründet ist.

Im Rahmen der Zulässigkeitsvoraussetzungen ist zu prüfen, ob
sich die Beschwerde gegen die Gültigkeit einer Wahl richtet, die der
Ortsgemeinderat vorgenommen hat. Nach § 53a GemO werden die
Beigeordneten vom Gemeinderat gewählt. Die für eine Wahl notwen-
dige Mehrheit liegt laut Sachverhalt vor.

Als Ratsmitglied ist Herr Ohlmann auch beschwerdebefugt. Die
Tatsache, dass er an der Wahl selbst nicht teilgenommen hat, ändert
an der Beschwerdebefugnis nichts.

Darüber hinaus ist die Wahlbeschwerde nur dann zulässig, wenn
sie fristgerecht bei der zuständigen Aufsichtsbehörde eingelegt
wurde. Aufsichtsbehörde für die Ortsgemeinde Überall ist gemäß
§ 118 Abs. 1 S. 1 GemO die Kreisverwaltung Oberbachland als untere
Behörde der allgemeinen Landesverwaltung (§ 55 Abs. 2 Nr. 1 LKO).

Nach § 43 Abs. 1 S. 1 GemO ist die Wahlbeschwerde innerhalb
einer Frist von zwei Wochen nach der Wahl einzulegen. Da Ratsmit-
glied Ohlmann die Wahlbeschwerde bereits am Tag nach der Wahl
des Beigeordneten eingelegt hat, ist die Frist gewahrt.

Die zulässige Wahlbeschwerde ist begründet, wenn die Wahl aus
verfahrensrechtlichen Gründen rechtswidrig und in der Folge ungül-
tig ist. Es ist daher zu prüfen, ob ein Rechtsverstoß vorliegt, dieser zur
Rechtswidrigkeit und damit zur Ungültigkeit der Wahl führt und ob
es sich hierbei um einen verfahrensrechtlichen Grund handelt.

Nach § 40 Abs. 5 GemO werden die Beigeordneten in öffentlicher
Sitzung durch Stimmzettel in geheimer Abstimmung gewählt. Eine
Ausnahme hiervon ist in der GemO nicht vorgesehen. Insbesondere

stellt die Wahl des Beigeordneten keine sonstige Wahl im Sinne des 
§ 40 Abs. 5 HS. 2 GemO dar.

Die Wahl des Beigeordneten durch Stimmzettel in geheimer
Abstimmung ist daher aus verfahrensrechtlichen Gesichtspunkten
nicht zu beanstanden.

Nach § 50 Abs. 1 S. 2 GemO stellt die in Rede stehende Hauptsat-
zungsänderung die kommunalrechtliche Voraussetzung für die Wahl
des weiteren (dritten) Beigeordneten dar. Daher muss die Änderung
der Hauptsatzung am Tag der Wahl bereits in Kraft sein. Da nach dem
Sachverhalt die Änderungssatzung den Tag des In-Kraft-Tretens
nicht bestimmt, tritt sie nach § 24 Abs. 4 in Verbindung mit § 24 Abs.
3 S. 3 GemO am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Da die Wahl des weiteren (dritten) Beigeordneten in der selben Sit-
zung erfolgte, in der die Änderungssatzung zur Hauptsatzung
beschlossen wurde, war diese zum Zeitpunkt der Wahl mangels voll-
zogener öffentlicher Bekanntmachung noch nicht in Kraft.6

Im Ergebnis liegt somit ein Verstoß gegen § 50 Abs. 1 S. 2 GemO
vor. Hierbei handelt es sich um eine zwingende Voraussetzung für die
Wahl eines weiteren (dritten) Beigeordneten. Da der Wahl insoweit
die rechtliche Grundlage fehlt, ist sie rechtswidrig und in der Folge
ungültig.

Bei diesem Rechtsverstoß handelt es sich auch um einen verfah-
rensrechtlichen Gesichtspunkt. Hierzu zählen nicht nur Verstöße
gegen Vorschriften, die das Wahlverfahren regeln, sondern auch Ver-
stöße gegen die allgemeinen Wahlvoraussetzungen, die die Gemein-
de schaffen muss.

Die zulässige und begründete Wahlbeschwerde hat somit Aussicht
auf Erfolg.

Aufgabe 4

Ortsbürgermeister Lohner begehrt, dass der Ortsgemeinderat ver-
pflichtet wird, ihm Entlastung für das Haushaltsjahr 2008 zu erteilen.
Somit handelt es sich um eine Streitigkeit zwischen den Organen
Ortsbürgermeister und Ortsgemeinderat innerhalb der Ortsgemeinde
Überall. Hierfür kommt eine Klage im Rahmen eines Kommunalver-
fassungsstreitverfahrens in Betracht.

Die Statthaftigkeit der Klage richtet sich nach dem Begehren des
Klägers und der Rechtsnatur der Maßnahme, die angegriffen bzw.
begehrt wird. 

Hierbei ist zu bedenken, dass die Verweigerung der Entlastung
durch das Organ Ortsgemeinderat wegen fehlender Außenwirkung
kein Verwaltungsakt im Sinne des § 35 VwVfG darstellt. Die Erhe-
bung einer Verpflichtungsklage im Sinne des § 68 Abs. 2 VwGO in
Verbindung mit 

§ 42 Abs. 1 2. Alt. VwGO kann daher nicht in Betracht kommen. 
Mit Blick auf das Klagebegehren von Ortsbürgermeister Lohner

ist daher eine allgemeine Leistungsklage statthaft.
Eine Klagebefugnis gemäß § 42 Abs. 2 VwGO analog setzt vor-

aus, dass Ortsbürgermeister Lohner geltend machen kann, in seinen
öffentlichen Rechten verletzt zu sein. Nach § 114 Abs. 1 S. 2 GemO
hat der Ortsbürgermeister einen Anspruch auf Entlastung, soweit
keine rechtlichen Voraussetzungen entgegenstehen. Der Ortsbürger-
meister könnte also durch die Verweigerung der Entlastung in seinen
Rechten verletzt sein, was eine Klagebefugnis nach § 42 Abs. 2
VwGO begründet.

Ralf Schmorleiz Eine Ortsgemeinderatssitzung, die viele Fragen offen lässt
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3 Landesverordnung über die Aufwandsentschädigung für kommunale Ehrenämter
(KomAEVO) vom 27.11.1997 (GVBl. S. 435), zuletzt geändert durch Landesver-
ordnung vom 26.11.2008 (GVBl. S. 294)

4 vgl. VV Nr. 1 zu § 36 GemO
5 In der VV Nr. 3 zu § 25 GemO wird ein getrenntes Abstimmungsverfahren empfohlen. 
6 vgl. § 10 Abs. 2 DVO zu § 27 GemO
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A. Sachverhalte 

Aufgabe 1
Herr A ist Eigentümer eines Grundstücks in der Stadt Y. Das

Grundstück hat einen Einheitswert von 20.000 EUR und ist mit
einem Einfamilienhaus bebaut. A reißt das Einfamilienhaus ab
und errichtet ein Zweifamilienhaus im Sinne des Bewertungsge-
setzes. Das Finanzamt setzt daraufhin den Einheitswert ab
01.01.2008 auf 40.000 EUR fest. In der Haushaltssatzung 2007
der Stadt Y ist – wie auch in den Vorjahren – der maßgebliche
Grundsteuerhebesatz auf 400% festgesetzt, eine besondere Hebe-
satzsatzung besteht nicht. Die Haushaltssatzung für 2008 setzt
einen Grundsteuerhebesatz von 300% fest.

Wie hoch ist die Grundsteuer für die Jahre 2007 und 2008?
Abwandlung

In der am 01.07.2008 beschlossenen Haushaltssatzung soll die
Grundsteuer erhöht werden. Ist das möglich?

Aufgabe 2
Die Fa. Z-GmbH zahlt ohne Ausbildungsvergütungen im Jahr

2007 Arbeitslöhne in Höhe von 10.000.000 EUR. Diese verteilen
sich auf die Standorte C (8.000.000 EUR) und D (2.000.000 EUR).
Die Stadt C hat den Gewerbesteuerhebesatz für 2007 auf 400%,
die Stadt D auf 350% festgesetzt. Der Gewerbesteuermessbetrag
für 2007 beträgt insgesamt 5.000 EUR.

Wie hoch ist die von der Z-GmbH zu zahlende Gewerbesteuer?

Aufgabe 3
Die nordrhein-westfälische Stadt Stadt S erhält in 2008 uner-

wartet eine Gewerbesteuermehreinnahme von 4.000.000 EUR.
Der Hebesatz beträgt 400%.

Wie viel von dieser Mehreinnahme verbleibt bei der Stadt S?

Aufgabe 4
In der Stadt M wird die Innenstadt in einer längerfristigen,

großen Baumaßnahme neu gestaltet. Die Bürgerinitiative B for-
dert, dass während der mehrjährigen Dauer der Baumaßnahme
für die „davon betroffenen Geschäfte die Gewerbesteuer auf 150
Prozent festgesetzt“ werden soll?

Wie beurteilen Sie diese Forderung?

B. Bearbeitungshinweis:

Auszug aus dem Gemeindefinanzreformgesetz (GFRG):
§ 6 Umlage nach Maßgabe des Gewerbesteueraufkommens

(1) 1Die Gemeinden führen nach den folgenden Vorschriften
eine Umlage an das für sie zuständige Finanzamt ab. 2Die Umla-
ge ist entsprechend dem Verhältnis von Bundes- und Landesver-
vielfältiger auf den Bund und das Land aufzuteilen.

(2) 1Die Umlage wird in der Weise ermittelt, dass das Istauf-
kommen der Gewerbesteuer im Erhebungsjahr durch den von der
Gemeinde für dieses Jahr festgesetzten Hebesatz der Steuer geteilt
und mit dem Vervielfältiger nach Absatz 3 multipliziert wird. 

(3) 1Der Vervielfältiger ist die Summe eines Bundes- und Lan-

desvervielfältigers für das jeweilige Land. 2Der Bundesverviel-
fältiger beträgt im Jahr 2008 12 Prozent… 3Der Landesverviel-
fältiger für die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen beträgt im Jahr 2008 …
4Der Landesvervielfältiger für die übrigen Länder beträgt im
Jahr 2008 47 Prozent…

(5) 1Zur Mitfinanzierung der Belastungen, die den Ländern im
Zusammenhang mit der Neuregelung der Finanzierung des Fonds
„Deutsche Einheit“ verbleiben, wird der Landesvervielfältiger
nach Absatz 3 Satz 4 bis einschließlich dem Jahr 2019 um eine
Erhöhungszahl angehoben. …4Das Bundesministerium der Fin-
anzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates die Erhöhungszahl jährlich … festzusetzen. …

Auszug aus der Verordnung zur Festsetzung der Erhöhungs-
zahl für die Gewerbesteuerumlage nach § 6 Abs. 5 des Gemein-
definanzreformgesetzes im Jahr 2008 vom 20. Februar 2008
(VO zu § 6 Abs. 5 GFRG):

§ 1 
Der Landesvervielfältiger nach § 6 Abs. 2 und 3 des Gemeinde-

finanzreformgesetzes wird für das Jahr 2008 in den Ländern
Baden-Württemberg, Bayern, Freie Hansestadt Bremen, Hessen,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland
und Schleswig-Holstein um 6 Prozentpunkte erhöht.

C. Lösung

Aufgabe 1
Die Grundsteuer für Grundstücke als Steuergegenstand nach

§ 2 Abs. 2 GrStG berechnet sich ausgehend vom Einheitswert des
Grundstückes in der Weise, dass dieser mit der Steuermesszahl
multipliziert wird und sich so der Steuermessbetrag ergibt (§ 13
Abs. 1 Sätze 1 und 2 GrStG). Im nächsten Schritt wird der Steuer-
messbetrag mit dem von der Gemeinde bestimmten Hebesatz
multipliziert (§ 25 Abs. 1 GrStG). 

1. Berechnung für das Jahr 2007 

Der Einheitswert des Grundstücks beträgt im Jahr 2007 
20.000 EUR. Da das Grundstück mit einem Einfamilienhaus
bebaut ist, gilt nach § 15 Abs. 2 Nr. 1 GrStG bis zu einem Einheits-
wert von 38.346,89 EUR die Steuermesszahl 2,6 ‰. Der ge-
meindliche Hebesatz beträgt 400%. Daraus ergibt sich folgende
Berechnung:  
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a) 20.000 EUR x 2 ,6‰ = 52 EUR
(Einheitswert x Steuermesszahl = Steuermessbetrag)

b) 52 EUR x 400% = 208 EUR
(Steuermessbetrag x Hebesatz = Gewerbesteuer)

2. Berechnung für das Jahr 2008

Der Einheitswert des Grundstücks beträgt im Jahr 2008 
40.000 EUR. Da das Grundstück mit einem Zweifamilienhaus
bebaut ist, gilt nach § 15 Abs. 2 Nr. 2 GrStG die Steuermesszahl
3,1‰. Der gemeindliche Hebesatz beträgt 300%. Daraus ergibt
sich folgende Berechnung:  

a) 40.000 EUR x 3,1‰ = 124 EUR
(Einheitswert x Steuermesszahl = Steuermessbetrag)

b) 124 EUR x 300% = 372 EUR
(Steuermessbetrag x Hebesatz = Gewerbesteuer)

Ergebnis: Die Grundsteuer beträgt 208 EUR für das Jahr 2007
sowie 372 EUR für das Jahr 2008.

Abwandlung

Nach § 25 Abs. 3 Satz 1 GrStG muss der Beschluss über die
Festsetzung des Grundsteuerhebesatzes bis spätestens zum 30.06.
gefasst sein. Danach ist eine Erhöhung des Hebesatzes nicht mehr
möglich (§ 25 Abs. 3 Satz 2 GrStG).

Ergebnis: Mit der am 01.07.2008 beschlossenen Haushaltssatzung
kann der Grundsteuerhebesatz nicht erhöht werden.

Aufgabe2

Die Gewerbesteuer berechnet sich für den Steuergegenstand
einer Kapitalgesellschaft nach § 2 Abs. 2 GewStG ausgehend
vom Steuermessbetrag in der Weise, dass dieser mit dem von
der Gemeinde bestimmten Hebesatz multipliziert wird (§ 16
Abs. 1 GewStG). 

Da die Z-GmbH Betriebsstätten in den Städten C und D
unterhält, ist nach § 28 Abs. 1 Satz 1 GewStG der Steuermes-
sbetrag auf die beiden Städte aufzuteilen (Zerlegung). Maßstab
zur Ermittlung der Zerlegungsanteile ist das Verhältnis der an
der jeweiligen Betriebsstätte gezahlten Arbeitslöhne zur
Summe der insgesamt gezahlten Arbeitslöhne (§ 29 Abs. 1
GewStG), wobei die Arbeitslöhne auf volle 1.000 EUR abzu-
runden sind (§ 29 Abs. 3 GewStG); Ausbildungsvergütungen
bleiben unberücksichtigt (§ 31 Abs. 2 GewStG).

Demzufolge ergibt sich folgende Berechnung:
Arbeitslöhne
insgesamt: 10.000.000 EUR   � 100%
Betriebsstätte C: 8.000.000 EUR   � 80%
Betriebsstätte D: 2.000.000 EUR   � 20%

Steuermessbetrag
insgesamt: 100%   � 5.000 EUR 
Betriebsstätte C: 80%    � 4.000 EUR 
Betriebsstätte D: 20%   � 1.000 EUR 

Gewerbesteuer
Stadt C: 4.000 EUR x 400% = 16.000 EUR
Stadt D: 1.000 EUR x 350% = 3.500 EUR
insgesamt: 19.500 EUR

Ergebnis: Die Gewerbesteuer für das Jahr 2008 beträgt 19.500 EUR.

Aufgabe 3
Von der erhaltenen Gewerbesteuer muss die Stadt S Gewerbe-

steuerumlage abführen (§ 6 Abs. 1 Satz 1 GFRG). Zu deren
Berechnung wird das Istaufkommen der Gewerbesteuer im Erhe-
bungsjahr durch den von der Gemeinde für dieses Jahr festgesetz-
ten Hebesatz der Steuer (hier: 400%) geteilt und das Ergebnis
sodann mit einem Vervielfältiger multipliziert (§ 6 Abs. 2 GFRG).
Dieser Vervielfältiger setzt sich aus einem Bundes- und einem
Landesvervielfältiger zusammen (§ 6 Abs. 3 Satz 1 GFRG). Der
Bundesvervielfältiger beträgt im Jahr 2008 12% (§ 6 Abs. 3 Satz 2
GFRG). Der Landesvervielfältiger für Nordrhein-Westfalen
beträgt im Jahr 2008 47% (§ 6 Abs. 3 Sätze 3 und 4 GFRG); dieser
erhöht sich nach § 1 VO zu § 6 Abs. 5 GFRG um 6 Prozentpunkte.
Die Summe der Vervielfältiger beträgt somit 65%. Daraus ergibt
sich für die Gewerbesteuermehreinnahme folgende Berechnung:

Gewerbesteuerumlage:
4.000.000 EUR : 400% x 65% = 650.000 EUR
bei der Stadt S verbleibender Betrag:
4.000.000 EUR  ./. 650.000 EUR = 3.350.000 EUR

Ergebnis: Der Stadt S verbleiben von der Gewerbesteuermehrein-
nahme 3.350.000 EUR.

Aufgabe 4
Der Gewerbesteuerhebesatz muss für alle in der Gemeinde

vorhandenen Unternehmen der gleiche sein (§ 16 Abs. 4 Satz 1
GewStG) und mindestens 200% betragen (§ 16 Abs. 4 Satz 2
GewStG).

Ergebnis: Die Forderung der Bürgerinitiative ist nicht umsetzbar.

Gerhard Lange Erhebung von Grund- und Gewerbesteuer
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Sachverhalt1

Diepholz, den 12. Juni 2009
AZ.: 144/48-22/ 2009

1. Vermerk:

Gegenüber Herrn Manfred Müller, Jahrgang 1978, wohnhaft in
28855 Twistringen, Moorheide 24, sind im vergangenen Monat zwei
Bußgeldbescheide erlassen worden, da er Verkehrsvorschriften nicht
beachtet hatte. Es handelt sich um zwei Rotlichtverstöße (§ 37 Abs. 2
StVO). Beide Verkehrsübertretungen wurden im Mai d. J. begangen.
Obgleich Herr Müller unmittelbar nach dem ersten Verkehrsverstoß
von POM Kruse angehalten und auf die Folgen hingewiesen wurde,
ereignete sich der weitere Verkehrsverstoß bereits wenige Tage später
ebenfalls in der Stadt Twistringen. Dieses Verhalten deutet darauf
hin, dass Herrn Müller die grundlegende Bedeutung der Straßenver-
kehrsvorschriften nicht hinreichend geläufig sind. Herr Müller sollte
daher zum Verkehrsunterricht eingeladen werden. 

Müller ist seit dem Januar 1999 Fahrerlaubnisinhaber der Klasse
B. Laut Auskunft des Verkehrszentralregisters ist sein Konto mit 7
Punkten belastet.

Krämer

2. Frau Koblowsky zur weiteren Veranlassung

Landkreis Diepholz
Der Landrat Diepholz, d. 16. Juni 2009
* 28771 Diepholz, Dümmerstraße 1
1. Manfred Müller
Moorheide 24 Kommunikation
28855 Twistringen Bearbeitung: Frau Koblowsky

Tel.: 02424 123 456
Koblowsky@LkDH.de

AZ.: 144/48-22/ 2009

Verkehrsunterricht                 ab.: 16.06.

Sehr geehrter Müller,
im Mai diesen Jahres haben Sie an zwei Tagen die Schaltung einer

Ampelanlage nicht beachtet. Trotz Rotsignal haben Sie mit Ihrem
Auto die Kreuzung gequert. Beide Vorfälle ereigneten sich in der
Stadt Twistringen. Sie haben damit wesentliche Verkehrsvorschriften
nicht beachtet. Die seinerzeit eingeleiteten Ordungswidrigkeitenver-
fahren sind zwischenzeitlich abgeschlossen worden. Da Ihr Verhalten
aber darauf schließen lässt, dass Ihnen die grundlegende Bedeutung
der Verkehrsvorschriften nicht hinreichend geläufig ist, beabsichtige
ich, Sie zu einem Verkehrsunterricht vorzuladen. Zuvor gebe ich
Ihnen jedoch Gelegenheit, sich zu der beabsichtigten Maßnahme zu
äußern. Sollte ich bis zum 25. Juni 2009 keine Nachricht von Ihnen
erhalten, werde ich nach Aktenlage entscheiden.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage
Kob. 16.06

2. Wvl.: 26.06.2009 (Eingang?)

Manfred Müller 28855 Twistringen, d. 19. Juni 2009
Moorheide 24

Tel.: 04247 20035
Landkreis Diepholz
Dümmerstraße 1
28771 Diepholz 

Verkehrsunterricht Eingang: 22. Juni 2009
Ihr Schreiben vom 16. Juni 2009
AZ.: 144/48-22/ 2009

Guten Tag Frau Koblowsky,
mit großer Verärgerung habe ich den Inhalt Ihres obigen Schrei-

bens zur Kenntnis genommen. Wie kommen Sie dazu, mich zum
Verkehrsunterricht vorladen zu wollen. Seit vielen Jahren nehme ich
aktiv am Straßenverkehr teil. Sie können also davon ausgehen, dass
mir die Verkehrszeichen bekannt sind. Das Überfahren einer roten
Ampel bedaure ich. Sie erkennen dies auch daran, dass ich anstands-
los die Geldbeträge beglichen habe. Ob die Ampelanlagen an den
betroffenen Straßenabschnitten nötig sind, darf zumindest bestritten
werden. Eine Verkehrsgefährdung war seinerzeit auch nicht zu
erkennen. Kein anderer Autofahrer war im Kreuzungsbereich
gesichtet worden. Nur weil sich zufällig Polizisten an den fraglichen
Orten aufhielten, ist es zu entsprechenden Bußgeldverfahren
gekommen. Aber, ich bin nun mal erwischt worden und habe die
Konsequenzen zu tragen. Damit muss es dann aber auch sein Bewen-
den haben. Ich habe kein Verständnis dafür, dass Sie mich ein zwei-
tes Mal bestrafen wollen.

Bitte beachten Sie zudem, dass ich aus beruflichen Gründen her-
aus auf die Nutzung eines Fahrzeuges angewiesen bin. Sie wissen um
die schwierige Lage am Arbeitsmarkt. Ich kann mir keine Ausfallzei-
ten in der normalen Arbeitswoche (montags bis freitags) leisten.

Auch erscheint mir der Inhalt Ihres Schreibens recht dürftig aus-
gefallen zu sein. Wie soll ich fundiert Stellung nehmen können, wenn
Sie mir nicht einmal die Rechtsgrundlagen nennen.

Mit der Bußgeldzahlung hat sich die Angelegenheit erledigt. Ich
bitte Sie daher eindringlich darum, von einer Vorladung abzusehen.
Sollten Sie dies nicht tun, werde ich alle rechtlichen Mittel ausschöp-
fen, um eine Doppelbestrafung zu verhindern.

Mit freundlichen Grüßen
Manfred Müller

Aufgabenstellung
Bitte prüfen Sie gutachtlich, ob Herr Müller zum Verkehrsunter-

richt vorgeladen werden kann und unterbreiten Sie einen Entschei-
dungsvorschlag.

Bearbeitungshinweis:
Die Verkehrsverstöße wurden in der Stadt Twistringen (12 450

Einwohner) begangen. Die Stadt liegt im niedersächsischen Land-
kreis Diepholz und ist nicht Straßenverkehrsbehörde.

Holger Weidemann*

Der Verkehrssünder

* Prof. Holger Weidemann ist auf der Leistungsebene des Niedersächsischen Studien-
instituts für kommunale Verwaltung Hannover e.V. tätig; Internetadresse: 
www: nds-sti.de.

1 Es handelt sich trotz praxisnaher Gestaltung um einen fiktiven Fall.
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Lösungsskizze2

1. Arbeitsziel

Es ist zu prüfen, ob die Straßenverkehrsbehörde eine Anordnung
zur Teilnahme an einem Verkehrsunterricht gegenüber Herrn Müller
treffen kann.

2. Rechtmäßigkeit

Die beabsichtigte Anordnung zur Teilnahme an einem Verkehrs-
unterricht ist dann rechtmäßig, wenn sie dem Grundsatz der Gesetz-
mäßigkeit entspricht (Art. 20 III GG). Sie darf in formeller und mate-
rieller Hinsicht nicht an Rechtsmängeln leiden (Vorrang des Geset-
zes). Da aus Sicht von Herrn Müller, der Adressat der beabsichtigten
Maßnahme ist, ein eingreifender Verwaltungsakt erlassen werden
soll, benötigt die Straßenverkehrsbehörde für ihr Handeln eine
Ermächtigungsgrundlage (Vorbehalt des Gesetzes).3

2.1 Rechtsgrundlage

Als Ermächtigungsgrundlage könnten die §§ 2 a Abs. 2, 4 Abs. 3
StVG oder aber 48 StVO4 in Betracht kommen. Alle drei Normen zie-
len, wenn auch mit unterschiedlicher Intention, auf die Nachschu-
lung eines Fahrerlaubnisinhabers ab. § 2 a Abs. 2 StVG setzt aber u.a.
voraus, dass gegen den Inhaber einer Fahrerlaubnis wegen einer
innerhalb der Probezeit begangenen Straftat oder Ordnungwidrigkeit
eine rechtskräftige Entscheidung ergangen ist. Nach § 2 a Abs. 1 S. 1
StVG wird die Fahrerlaubnis beim erstmaligen Erwerb auf Probe
erteilt. Diese Probezeit dauert regelmäßig zwei Jahre, gerechnet vom
Zeitpunkt der Erteilung an. Müller ist seit 1999 Inhaber einer Fahrer-
laubnis. Damit ist die Probezeit ersichtlich verstrichen. Somit
scheidet § 2 a Abs. 2 StVG als Ermächtigungsgrundlage aus. Nach §
4 Abs. 3 Nr. 2 StVG hat die Fahrerlaubnisbehörde gegenüber dem
Inhaber einer Fahrerlaubnis die Teilnahme an einem Aufbauseminar
anzuordnen, wenn sich für den Betreffenden 14 Punkte aber nicht
mehr als 17 Punkte ergeben. Bisher ist Müller im Verkehrszentralre-
gister mit 7 Punkten belastet. Damit scheidet auch diese Norm als
Ermächtigungsgrundlage aus. 

Für die mögliche Anordnung zur Teilnahme an einem Verkehrsun-
terricht kommt damit allein § 48 StVO5 als Ermächtigungsgrundlage
in Betracht.6

2.2 Formelle Rechtmäßigkeit7

2.2.1 Zuständigkeit
Nach § 44 Abs. 1 S. 1 StVO sind zur Ausführung dieser Verord-

nung regelmäßig die Straßenverkehrsbehörden sachlich zuständig.
Dies sind grundsätzlich die nach Landesrecht zuständigen unteren
Verwaltungsbehörden. In Niedersachsen erfüllen die Landkreise
nach § 4 Abs. 1 S. 2 Nds. Landkreisordnung die Aufgaben der unteren
Verwaltungsbehörden. Damit sind die Landkreise sachlich zustän-
dig. Die örtliche Zuständigkeit beurteilt sich nach §100 Abs. 1 S. 2
Nds. SOG.8 Die zu schützenden Interessen liegen im Landkreis Die-
pholz. Damit ist der Landkreis Diepholz als Straßenverkehrsbehörde
sachlich und örtlich zuständig. 

2.2.2 Verfahren
Zu untersuchen ist, ob das durchgeführte Anhörungsverfahren den

gesetzlichen Vorgaben entsprochen hat. Dies wäre dann der Fall,
wenn es einerseits notwendig war und andererseits ordnungsgemäß
durchgeführt worden wäre. Nach § 28 Abs. 1 VwVfG 9ist vor Erlass

eines Verwaltungsakts, der in die Rechte eines Beteiligten eingereift,
ein Anhörungsverfahren durchzuführen, sofern nicht eine Ausnahme
(Abs. 2 oder 3) greift. Die geplante Vorladung zum Verkehrsunter-
richt müsste einen Verwaltungsakt im Sinne des § 35 S. 1 VwVfG dar-
stellen. Fraglich ist hier allein, ob eine (einseitige) Regelung beab-
sichtigt ist. Dies wäre der Fall, wenn durch die behördliche Anord-
nung eine unmittelbare Rechtsfolge herbeigeführt würde. Die Vorla-
dung verpflichtet Müller an dem Verkehrsunterricht teilzunehmen.
Es handelt sich somit um die Regelungsart10 Gebot. Da auch die wei-
teren Merkmale des VA-Begriffes erfüllt sind, stellt die geplante Vor-
ladung einen Verwaltungsakt dar.11 Müller ist zudem Beteiligter nach
§ 13 Abs. 1 Nr. 2 VwVfG, da der Verwaltungsakt an ihn gerichtet wer-
den soll. Ein Eingriff in seine Rechte läge ebenfalls vor, da seine bis-
herige Rechtsstellung zu seinem Nachteil verändert würde, weil ihm
eine rechtliche Verpflichtung auferlegt werden soll12. Der beabsich-
tigte Verwaltungsakt greift zumindest in die allgemeine Handlungs-
freiheit (Art. 2 Abs. 1 GG)13 des Beteiligten ein. Da auch keine Aus-
nahmen nach den Absätzen 2 und 3 ersichtlich sind, ist vor Erlass die-
ses Verwaltungsakts ein Anhörungsverfahren durchzuführen. Das

Holger Weidemann Der Verkehrssünder

2 Der Aufbau der Lösungshinweise orientiert sich an dem Aufbaumuster „Erstent-
scheidung“ aus Nds. Fachhochschule für Verwaltung- und Rechtspflege, Aufbau-
muster für die Bearbeitung verwaltungs- und privatrechtlicher Fälle, 1998, 5. Aufl.,
S. 3. Gegenstand der Aufgabenstellung ist die Prüfung der Rechtmäßigkeit eines
beabsichtigten belastenden Verwaltungsaktes; siehe ferner Drape/Weidemann, Ver-
waltungsrechtliche Fallbearbeitung, 2004, S. 7 

3 Zum Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung vgl. nur Zimmerling, VR 1993,
S. 257 ff.; Wehr, JuS 1997, S. 231 ff. und S. 419 ff.. Ennuschat, JuS 1998, S. 905 ff.;
ferner Maurer, Hartmut, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl., § 6 Rdnr. 6 ff.

4 Das Straßenverkehrsrecht weist weitere Normen auf, die das Thema Nachschulung
regeln (z.B. § 3 a Abs. 5, § 4 Abs. 3 Nr. 1 StVG). Sie sind aber ersichtlich nicht ein-
schlägig.

5 Mit dem GG war die den gleichen Gegenstand regelnde Vorschrift des § 6 StVO (alt)
vereinbar (vgl. nur BVerfG NJW 1967, S. 1221 f.). Es ist anzunehmen, dass auch
§ 48 StVO als verfassungskonform zu beurteilen ist; vgl. Hensche/König/Dauer,
Straßenverkehrsrecht, 40. Aufl., § 48 StVO, Rdnr. 7 m.N.; eingehend zum Thema
„Anordnung des Verkehrsunterrichts”, vgl. DAR 93, S. 405 ff 

6 Es ist gut vertretbar, bereits an dieser Stelle die tatbestandlichen Voraussetzungen
der Ermächtigungsgrundlage zu beleuchten. Um die Prüfungsstation „Rechts-
grundlage“ nicht zu überfrachten, ist hierauf aber verzichtet worden.

7 Da bei diesem Prüfungsstadium noch nicht ersichtlich ist, ob die beabsichtigte Maß-
nahme angeordnet werden kann, empfiehlt sich eine Teilung der formellen Recht-
mäßigkeitsprüfung in eine sog. „vorgeschaltene“ und sog. „nachgeschaltete Recht-
mäßigkeitsprüfung; siehe auch Büchner/Joerger, Übungen zum Verwaltungsrecht
und zur Bescheidtechnik, Rdnr.131 ff., 153 ff. und 160; ferner Weidemann in
Drape/Weidemann,a.a.O., S. 7

8 Für eine Anwendung des Nds. SOG spricht, dass es sich beim Straßenverkehrsrecht
um eine Rechtsmaterie des besonderen Ordnungsrechts handelt, die im Hinblick auf
§ 48 StVO keine eigenen Regelungen zur örtlichen Zuständigkeit enthält. Es ist aber
durchaus vertretbar, die Zuständigkeit nach dem VwVfG zu beurteilen. In diesem
Falle käme § 3 Abs. 1 Nr. 3a VwVfG in Betracht. 

9 Das VwVfG das Bundes findet nach § 1 Abs. 1 NVwVfG grundsätzlich auch in Nie-
dersachsen Anwendung; Einzelheiten zu den Wechselbeziehungen zwischen bun-
desrechtlichen und landesrechtlichen Regelungen siehe Weidemann, Niedersächsi-
sches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG) Kommentar in: Praxis der Kommu-
nalverwaltung Nds, Loseblattsammlung , Einf. Ziff 1 ff; § 1 Rdnr. 1 ff; ferner Brandt,
S. 164 ff in Brandt/Schinkel (Hrsg.), Staats- und Verfassungsrecht für Niedersach-
sen, Baden-Baden 2002 

10 Zur Einteilung der Regelungsarten siehe Suckow/Weidemann, Allgemeines Ver-
waltungsrecht, 15. Auflage, Rdnr. 94

11 Siehe nur Rebler, Adolf/ Huppertz, Verkehrsrecht kompakt, 2007, S. 400; BVerfG
NJW 1967, S. 1221 [1222]; ferner Henschel/König/Dauer, a.a.O., § 48 StVO Rdnr. 11

12 Vgl.  Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz 6. Aufl. § 28 Rn 26.; siehe
auch Vahle, DVP 2004, S. 197 [190 f]. Das Bundesverwaltungsgericht spricht in die-
sem Zusammenhang von der Veränderung eines Status quo in einen Status quo
minus [BVerwGE 66, 184]

13 Vgl. insoweit auch BVerfG NJW 1967, S. 1221 [1222]; das Gericht spricht im kon-
kreten Fall davon, dass die allgemeine Handlungsfreiheit des Beschwerdeführers
zulässigerweise eingeschränkt ist, da § 6 StVO (alt), auf dem das Strafurteil fußt,
Bestandteil der verfassungsmäßigen Ordnung ist.
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notwendige Anhörungsverfahren wäre dann ordnungsgemäß durch-
geführt worden, wenn Müller über die wesentlichen Tatsachen und
die beabsichtigte behördliche Maßnahme informiert wurde und ihm
eine angemessene Äußerungsfrist eingeräumt worden wäre. Der
Landkreis hat in seinem Schreiben vom 16. Juni 2009 die seiner Ent-
scheidung zu Grunde liegende Tatsachenbasis offengelegt, indem er
auf die vorhandenen Verkehrsverstöße verwies. Auch ist die beab-
sichtigte Maßnahme, Nachschulung, benannt worden. Nicht erfor-
derlich war es, bereits hier die konkrete Ausgestaltung der Nachschu-
lung zu präzisieren. Zudem plant die Behörde mit der Anordnung zur
Teilnahme an einem Verkehrsunterricht die am wenigsten eingreifen-
de Anordnung. Ferner liegt eine ausreichende Äußerungsfrist vor.
Nicht erforderlich ist es nach § 28 Abs. 1 VwVfG, den Beteiligten
bereits über die rechtlichen Grundlagen der geplanten Entscheidung
zu informieren. Damit liegt hier ein ordnungsgemäß durchgeführtes
Anhörungsverfahren vor. 

2.2.3 Zwischenergebnis
Der beabsichtigte Verwaltungsakt ist insoweit formell rechtmäßig.

2.3 Materielle Rechtmäßigkeit

Der geplante Verwaltungsakt wäre materiell rechtmäßig, wenn die
tatbestandlichen Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage vor-
lägen und die Behörde die richtige Rechtsfolge ziehen würde.

2.3.1 Prüfung der tatbestandlichen Voraussetzungen der 
Ermächtigungsgrundlage

§ 48 StVO fordert zunächst, dass ein Verkehrsteilnehmer („wer“)
betroffen ist. Müller ist als Inhaber einer Fahrerlaubnis Verkehrsteil-
nehmer. Zudem muss er Verkehrsvorschriften nicht beachtet haben.
Nicht beachten in diesem Sinne erfordert das Zuwiderhandeln gegen
verkehrsrechtliche Vorschriften. An Kreuzungen ordnet “rot” bei
einem Wechsellichtzeichen gem. § 37 Abs. 2 Nr. 1 S. 7 StVO folgen-
des an: „Halt vor der Kreuzung“. Herr Müller hat diese Vorgabe nicht
beachtet und zwei Rotlichtverstöße innerhalb eines Monats began-
gen und damit gegen Verkehrsvorschriften verstoßen.14 Es ist nicht zu
erkennen, ob Herr Müller vorsätzlich oder fahrlässig die Verkehrs-
vorschrift nach § 37 Abs. 2 Nr. 1 StVO nicht beachtet hat. Jedoch
stellt beides eine Verletzung der Verkehrsvorschrift dar. Diese Ver-
kehrsverstöße stehen auch tatsächlich fest. Dies ergibt sich aus den
bereits durchgeführten Bußgeldverfahren. So handelt gem. § 49 Abs.
3 Nr. 2 StVO ordnungswidrig im Sinne des § 24 des Straßenverkehrs-
gesetzes (StVG), wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Vorschrift des
§ 37 StVO über das Verhalten an Wechsellichtzeichen, Dauerlichtzei-
chen oder beim Rechtsabbiegen mit Grünpfeil zuwiderhandelt. Die
Bußgeldbescheide sind zwischenzeitlich unanfechtbar geworden.
Damit ist in diesen Verfahren festgestellt worden, dass entsprechende
Verkehrsverstöße vorliegen.15

Damit sind die tatbestandlichen Voraussetzungen der Ermächti-
gungsgrundlage gegeben.

2.3.2 Rechtsfolge
Die Ermächtigungsnorm enthält keinen ausdrücklich sprachli-

chen Hinweis darauf, ob der Behörde bei erfülltem Tatbestand Ent-
scheidungsspielräume eingeräumt werden sollten oder aber ob ein
Fall der sog. gebundenen Verwaltung vorliegt. Daher ist aus dem
Gesamtzusammenhang der Regelung heraus zu ermitteln, welche
Anordnung der Gesetzgeber treffen wollte.16 Ziel des Gesetzgebers
war es nicht, die Behörde zu verpflichten, bei jedem Verkehrsverstoß
den betroffenen Verkehrteilnehmer zum Verkehrunterricht vorzula-
den. Dies wäre auch nicht mit den Vorgaben des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit vereinbar.17Nur bei besonderen Fallgestaltungen

sollte die zuständige Behörde die Möglichkeit haben, die Teilnahme
an einem Verkehrsunterricht anzuordnen. Damit handelt es sich beim
§ 48 StVO um eine Ermessensnorm.18

Die Ermessenausübung hat sich an den Voraussetzungen des § 40
VwVfG zu orientieren. Danach ist das Ermessen so auszuüben, dass
der Zweck der Ermächtigung beachtet und die gesetzlichen Grenzen
eingehalten werden. Zweck des § 48 StVO ist es, die Sicherheit und
Ordnung auf den Straßen durch Belehrung solcher, die im Verkehr
Fehler begangen haben, zu heben. Durch den Verkehrsunterricht soll
erreicht werden, dass Verkehrsteilnehmer über Inhalt und Bedeutung
von Verkehrsvorschriften und über ihre richtige Befolgung in der Pra-
xis eindringlich belehrt und zu einer verantwortungsbewussten Teil-
nahme am Straßenverkehr angehalten werden.19 Die Vorladung zum
Verkehrsunterricht darf aber keinen Strafcharakter haben. Das ist
hier, entgegen der Auffassung von Herrn Müller, auch nicht der Fall.
Die Teilnahme am Verkehrsunterricht und die Vorladung zu dieser
Teilnahme haben lediglich das Ziel, Herrn Müller Kenntnisse und
Einsichten zu vermitteln, die es ihm ermöglichen, sich künftig siche-
rer im Verkehr zu bewegen. Dieser Maßnahme fehlt das in jeder Stra-
fe enthaltene Element der Sühne. Hier soll lediglich eine vorbeugen-
de Maßnahme angeordnet werden.20 Bei der Anordnung zur Teilnah-
me an dem Verkehrsunterricht wird der Zweck der Ermächtigung
beachtet, da die Straßenverkehrsbehörde davon ausgehen muss, dass
Herr Müller auf Grund seiner mehrmaligen Verletzung der Verkehrs-
vorschriften in der Vergangenheit einer Belehrung bedarf und die
Teilnahme Herrn Müller dazu bewegen soll, in Zukunft die Verkehrs-
vorschriften zu beachten.21 Mit dieser Maßnahme will die Straßen-
behörde ausschließlich die Verkehrssicherheit erhöhen.

Es müssen zudem die Grenzen des Ermessens eingehalten wer-
den. Die Grenzen des Ermessens ergeben sich zunächst aus dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.22 Danach muss das Mittel geeig-
net, erforderlich und angemessen sein, § 4 Abs. 1 und 2 Nds. SOG.
Das Mittel ist geeignet, wenn der gewünschte Erfolg zumindest
gefördert wird. Die Maßnahme wäre allenfalls dann ungeeignet,
wenn der Verkehrsunterricht zwecklos wäre.23 Davon ist hier nicht
auszugehen. Auch wenn Müller über ausreichende theoretische
Kenntnisse verfügt, dient doch der Verkehrsunterricht auch dazu, den
Verkehrsteilnehmer die Bedeutung aller Verkehrsvorschriften nach-

Der Verkehrssünder Holger Weidemann

14 § 48 StVO spricht zwar von Verkehrsvorschriften; doch bedeutet dies nicht, dass der
Betroffene verschiedene Verkehrsvorschriften nicht beachtet oder aber gegen eine
Vorschrift wiederholt verstoßen haben muss. Sinngemäß bringt die Vorschrift zum
Ausdruck, dass der Betroffene eine der bestehenden Verkehrsvorschriften verletzt
haben muss; vgl. auch Rebler, Adolf/ Huppertz, a.a.O., S. 398 m.N.. Unter Umstän-
den reicht bereits ein Verkehrsverstoß aus, um rechtmäßig die Teilnahme an einer
Verkehrsunterweisung anzuordnen

15 Die Begehung von Verkehrsverstößen muss vorliegen. Sie ist Tatbestandsmerkmal
und (regelmäßig) im Bußgeldverfahren zu prüfen; vgl. Hentschel/König/Dauer,
a.a.O., § 48 StVO Rdnr. 10 m.N.

16 Siehe auch Maurer, a.a.O., § 7 Rdnr. 9
17 Vgl.auch Begr. zu § 48 StVO zitiert nach Hentschel/König/Dauer, a.a.O., zu § 48 StVO
18 Siehe auch BVerwGE 6, 354 [357]; VGH München, NJW 1992, 454;

Jagow, Joachim/ Burmann, Michael/ Heß, Rainer, § 48 StVO, Rdnr. 4, Rebler,
Adolf/ Huppertz, a.a.O., S. 401

19 Vgl. auch BVerwGE 36 119
20 So auch BVerwGE 6, 354 [356]
21 Der Zweck des Verkehrsunterrichts beschränkt sich nicht allein auf die Weitergabe

von Kenntnissen. Der Unterricht dient auch der Mitteilung von Erfahrungen, die die
Folgen der Nichtbeachtung von Verkehrszeichen aufzeigen, um das Verantwor-
tungsbewusstsein des Verkehrsteilnehmers wachzurufen. Daher ist es durchweg
gerechtfertigt, einen Kraftfahrer zum Verkehrsunterricht vorzuladen, dem nicht die
Kenntnis einzelner Verkehrsvorschriften fehlt, der sich aber über die Folgen seines
verkehrswidrigen Verhaltens nicht im klaren ist oder zu erkennen gegeben hat, dass
es ihm an dem erforderlichen Verantwortungsbewusstsein mangelt. (siehe BVerwG
36, 119 [121])

22 Vgl. dazu BVerwG, Urt. v. 20.12.1960 in DVBL 1961 S. 247 
23 Vgl. auch BVerwGE 6, 354 [357]
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haltig einzuprägen. Die Anordnung zur Teilnahme am Verkehrsunter-
richt ist geeignet, so Herrn Müller nachdrücklich auf die Bedeutung
der Verkehrsvorschriften hinzuweisen und somit die zukünftige
Beachtung der Verkehrsvorschriften und damit eine höhere Verkehrs-
sicherheit zu erreichen.

Erforderlich ist eine Maßnahme, wenn diese Maßnahme den Ein-
zelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am geringsten beein-
trächtigt und ein gleich wirksames aber weniger einschneidendes Mit-
tel nicht zu erkennen ist. In Betracht kommen könnte u.U. ein zeitlich
begrenztes Fahrverbot. Diese Maßnahme wäre zwar ebenfalls geeig-
net, Müller die Bedeutung von Verkehrsvorschriften zu verdeutlichen,
sie würde aber ungleich stärker in seine Rechte eingreifen. Eine einfa-
che Belehrung durch einen Polizisten oder Verwaltungsmitarbeiter ist
dagegen nicht ausreichend, wie die bisherige Entwicklung zeigt, um
dem Ziel, Müller zu einem verantwortungsbewussten Verhalten im
Straßenverkehr anzuhalten, näher zu kommen. Es ist damit kein Mit-
tel ersichtlich, welches Herrn Müller zur Einsicht bringen könnte und
dabei weniger einschneidend für ihn wäre. Somit ist die Anordnung
zur Teilnahme an einem Verkehrsunterricht auch erforderlich.

Das Mittel muss auch angemessen sein. Angemessen ist das Mit-
tel, das keinen Nachteil herbeiführt, der in einem erkennbaren Mis-
sverhältnis zum Erfolg steht, § 4 Abs. 2 Nds.SOG. Ein erkennbares
Missverhältnis läge vor, wenn die Interessen des Herrn Müller höher
zu bewerten wären als die öffentlichen Interessen.24 Zu den privaten
Interessen von Herrn Müller zählen, dass er durch eine Teilnahme am
Verkehrsunterricht einen Verdienstausfall befürchtet, wenn der Unter-
richt während seiner Arbeitszeit angeordnet werden würde. Zumin-
dest könnte er zeitlichen Einschränkungen unterliegen, die zu einem
beruflichen Nachteil führen könnten. Neben der zeitlichen Belastung
treffen ihn auch finanzielle Auswirkungen in Form von Verwaltungs-
gebühren. Ferner wird seine allgemeine Handlungsfreiheit einge-
schränkt. Zudem kann Müller darauf verweisen, dass ihn der Rege-
lungsinhalt der Verkehrszeichen, insbesondere von Ampelanlagen,
bekannt ist.25 Ferner werden ihm lediglich zwei Verkehrsverstöße
vorgeworfen. Dem sind die öffentlichen Belange entgegen zu stellen.
Durch die Anordnung zur Teilnahme an dem Verkehrsunterricht soll
eine bessere Verkehrssicherheit durch die Belehrung, von Personen
die die Verkehrsvorschriften nicht beachtet haben, bezweckt werden.
Der Unterricht soll die Kenntnis der Verkehrsvorschriften vertiefen
oder auffrischen oder die möglicherweise schwerwiegenden Folgen
von Verstößen vor Augen führen. Ein verändertes Verkehrsverhalten
soll helfen, Gefahren zu vermeiden. Der Schutz von Leib und Leben
aber auch von Vermögenswerten steht im Raum.

Im Rahmen der gebotenen Interessenabwägung spielt auch die
Schwere der begangenen Delikte eine gewichtige Rolle. Die Ladung
muss in einem angemessenen Verhältnis zu den festgestellten Ver-
stößen gegen die Verkehrsvorschriften stehen.26 Gerade wenn eine
Vorladung bereits bei einem oder zwei Verkehrsverstößen erfolgen
soll, darf es sich nicht nur um sog. Bagatellverstöße handeln. Die
Nichtbeachtung des Rotlichtes bei einer Lichtzeichenanlage zählt
nicht zu den sog. Bagatellverstößen. Ampelanlagen werden regel-
mäßig nur an besonders gefahrengeneigten Stellen aufgestellt. Die
Nichtbeachtung dieser Verkehrsregelung kann im Falle eines Unfalls
erhebliche gesundheitliche aber auch vermögensrechtliche Folgen
für die beteiligten Verkehrsteilnehmer haben. Diese Beurteilung wird
auch durch entsprechende Regelungen in der FeV gestützt. So zählen
Verkehrsverstöße gegen § 37 Abs. 2 StVO nach Ziff. 2.1 der Anlage 1227

zu § 34 FeV bei Inhabern einer Fahrerlaubnis auf Probe zu den
schwerwiegenden Zuwiderhandlungen, Herr Müller hat zweimal
innerhalb eines Monats einen Rotlichtverstoß begangen. Zu Lasten
des Herrn Müller fällt zudem ins Gewicht, dass es nach kurzer Zeit zu
einem weiteren gleichartigen Verkehrsverstoß gekommen ist, obgleich
ein Polizist ihn unmittelbar nach der ersten Verkehrsübertretung auf

die möglichen negativen Folgen seiner Fahrweise hingewiesen hatte.
Durch das Verhalten von Herrn Müller könnten bei dritten Personen
die Rechtsgüter Eigentum, Gesundheit als auch Leben geschädigt
werden. Diesem Zustand muss die Straßenverkehrsbehörde versu-
chen vorzubeugen, in dem sie Herrn Müller eine Teilnahme an einem
Verkehrsunterricht anordnet. Die am Straßenverkehr teilnehmenden
Verkehrsteilnehmer dürfen darauf vertrauen, dass die übrigen Ver-
kehrsteilnehmer die Lichtzeichen beachten und dass sie bei Grünlicht
gegen den Querverkehr abgeschirmt sind. Nach gleichartigen Ver-
stößen kommt es weniger auf die Regelkenntnis, als auf die Stärkung
des Verantwortungsbewusstseins an. Der Verkehrsunterricht dient
daher nicht ausschließlich dazu, mangelnde Vorschriftenkenntnisse
auszugleichen, sondern Fehleinstellungen zum Straßenverkehr und
mangelnder Einsicht in die Notwendigkeit der Einhaltung der Regeln
zu beheben. Auch unter diesem Aspekt sollte die Straßenverkehrs-
behörde eine Teilnahme an einem Verkehrsunterricht anordnen, um
das Verantwortungsbewusstsein von Herrn Müller durch die Darstel-
lung der Folgen verkehrswidrigen Verhaltens zu stärken und dadurch
weitere Verkehrsverstöße zu verhindern. Dem Gesundheits- und Ver-
mögensschutz der Verkehrsteilnehmer kommt damit ein besonderes
Gewicht zu. Auch kommt dem Erziehungsgedanken bei der Vorla-
dung zum Verkehrsunterricht ein besonderes Augenmerk zu, da die
erzieherische Wirkung des (ersten) Bußgeldes nicht ausreichte, um
eine Verhaltensänderung zu bewirken. Die befürchteten beruflichen
Nachteile können vermieden werden, wenn Müller die Möglichkeit
eingeräumt wird, an einem Verkehrsunterricht außerhalb seiner
Arbeitszeit, z.B. an einem Samstag, teilzunehmen. Auch liegt keine
unzulässige Einschränkung des Rechts auf freie Entfaltung der Per-
sönlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG) vor. Ist bereits fraglich, ob der Schutz-
bereich überhaupt betroffen ist28, so ist zu berücksichtigen, dass der
Verkehrsunterricht den Teilnehmern helfen soll, sich im Verkehr
sicher zu bewegen. Ein solcher Unterricht beeinträchtigt niemand in
der Entfaltung seiner Persönlichkeit.29 Somit ist die Anordnung zum
Verkehrsunterricht angemessen, da die öffentlichen Belange gegenü-
ber den privaten Interessen von Herrn Müller eindeutig überwiegen.

Die Belehrung von Herrn Müller im Rahmen eines Verkehrsunter-
richts ist geeignet, erforderlich und angemessen. Der Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit wird durch die Straßenverkehrsbehörde somit
eingehalten. 

Fraglich ist, ob das verfassungsrechtliche Verbot der Doppelbe-
strafung (Art. 103 Abs. 3 GG) betroffen ist.30 So ist eine mehrfache
Bestrafung aufgrund allgemeiner Strafgesetze ausgeschlossen. Unter
Strafgesetze im Sinne des Abs. 3 wird aber nur das Kriminalstrafrecht
gefasst, nicht dagegen das Recht der Ordnungswidrigkeiten.31

Holger Weidemann Der Verkehrssünder

24 vgl. dazu Hentschel/König/Dauer, a.aO., § 46 Rn 23 
25 Unzulässig wäre eine Anordnung, wenn der Betroffene der Belehrung nicht bedarf

(vgl. auch VwV II zu § 48 StVO; ferner Hentschel/König/Dauer, a.a.O., § 48 StVO
Rdnr. 9). Es ist gut vertretbar, diese Frage unter dem Stichwort „Zweck der Ermäch-
tigung“ und/oder „Geeignetheit der Maßnahme“ zu thematisieren

26 BVerfG NJW 1967, S. 1221 [1222]
27 Abgedruckt bei Jagow/Burmann/Heß, a.a.O. Anh. Ia
28 Vgl. nur BVerwGE 6, 354, [356]
29 Ebenda; im Gegenteil, spricht der Schutz von Leben und Gesundheit aller Verkehrs-

teilnehmer aus sozialstaatlichen Gründen für eine Regelung, wie sie § 48 StVO ent-
hält, mit der Folge, dass im konkreten Fall entsprechende Vorladungen ausgespro-
chen werden.

30 Das Verbot der Doppelbestrafung wird als verfassungsrechtliche Grenze behandelt;
anderer Aufbau vertretbar; grundlegend zum Verbot der Mehrfachbestrafung siehe
Jarras/Pieroth, Grundgesetz-Kommentar, 8. Aufl., Art.103 Rdnr. 56 ff; ferner Sachs,
Grundgesetz-Kommentar, 4. Aufl., Art. 103 Rdnr. 79 ff

31 Vgl. nur BVerfGE 43, 101 [105]; Sachs, Michael, Grundgesetz-Kommentar, 4. Auf.,
Art. 103 Rdnr. 80; a.A. wohl Jarass, Hans D./ Pieroth, Bodo, Grundgesetz für die
Bundesrepublik Deutschland, 8. Auf., Art. 103 Rdnr. 59
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Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Vorladung zu einem Verkehrs-
unterricht eine andere Zielsetzung als ein Straf- oder Ordnungswid-
rigkeitenverfahren verfolgt. Die Vorladung kann unabhängig von der
Ahndung der Zuwiderhandlung im Bußgeldverfahren angeordnet
werden.32

Die Maßnahme kann ermessensgerecht angeordnet werden.

2.3.3 Zwischenergebnis
Der VA kann materiell rechtmäßig erlassen werden.

3. Entscheidungsvorschlag

3.1 Der Landkreis Diepholz ordnet die Teilnahme an einem Ver-
kehrsunterricht an. Dabei ist es Herrn Müller freizustellen, an
welchem Tag er an einer Schulungsveranstaltung teilnehmen
wird.

3.2 Es ist nun zu klären, welche weiteren formellen Aspekte33 zu
berücksichtigen sind:

3.2.1 Schriftlichkeit und Begründung
Da die StVO keine Anforderungen hinsichtlich der Form dieses Ver-
waltungsakts formuliert, entscheidet der Landkreis, in welcher
Weise er den Verwaltungsakt erlassen will. Nach § 37 Abs. 2 S. 1
VwVfG kann er schriftlich, elektronisch, mündlich oder in anderer
Weise erlassen werden. Hier empfiehlt sich aus Beweissicherungs-
gründen die Schriftform. Grundsätzlich sind nach § 39 Abs. 1 S. 1
VwVfG schriftliche Verwaltungsakte mit einer Begründung zu ver-
sehen, sofern keine Ausnahme nach Abs. 2 greift. Eine Ausnahme
ist nicht ersichtlich. Damit muss dieser Verwaltungsakt mit einer
Begründung versehen werden. Die Begründung muss den Anforde-
rungen des § 39 Abs. 1 S. 2 und S. 3 VwVfG entsprechen. Zudem
muss die äußere Gestaltung des Verwaltungsaktes den Vorgaben des
§ 37 Abs. 3 VwVfG genügen.

3.2.2 Rechtsbehelfsbelehrung
Es empfiehlt sich, dem VA eine Rechtsbehelfsbelehrung beizufü-

gen. So kann die Rechtsbehelfsfrist nach § 58 Abs. 1 VwGO auf einen
Monat begrenzt werden. Diese Belehrung muss den Anforderungen
des § 58 Abs. 1 VwGO genügen. Zur Nennung der Mindestbestand-
teile einer ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbelehrung gehört auch
der Hinweis auf den zutreffenden Rechtsbehelf. Fraglich ist nun, wel-

cher Rechtsbehelf in Betracht kommt. Nach § 68 Abs. 1 S. 1 VwGO
ist regelmäßig vor Erhebung einer Anfechtungsklage die Recht- und
Zweckmäßigkeit des Verwaltungsakts in einem Vorverfahren zu
überprüfen.34 In einem möglichen Klageverfahren käme hier eine
Anfechtungsklage (§ 42 Abs. 1 VwGO) in Betracht, da der Betroffe-
ne die Aufhebung eines Verwaltungsakts begehren würde (§ 42 Abs.
1 1. Alt. VwGO). Ausnahmsweise kann nach § 68 Abs. 1 S. 2 1. HS
VwGO von der Durchführung eines Vorverfahrens abgesehen wer-
den, wenn dies durch Gesetz bestimmt ist. Ein entsprechender Aus-
schluss des Vorverfahrens könnte durch das Nds. AGVwGO
bestimmt worden sein. Nach § 8 a Abs. 1 des Nds. AG VwGO entfällt
vor Erhebung der Anfechtungsklage ein Vorverfahren, wenn der Ver-
waltungsakt nach dem 1. Januar 2005 und vor dem 31. Dezember
2009 bekanntgegeben worden ist und keine Ausnahme greift. Der
beabsichtigte Verwaltungsakt wird innerhalb des vorgegebenen Zeit-
korridors des Nds. AGVwGO bekanntgegeben. Auch weist § 8a Abs.
3 Nds. AGVwGO für diesen Fall keine Ausnahme auf. Damit kommt
als Rechtsbehelf die Klage in Betracht.  

3.2.3 Bekanntgabe
Zu ihrer Wirksamkeit bedürfen Verwaltungsakte der Bekanntga-

be (§ 43 Abs. 1VwVfG) 35. Es ist zweckmäßig, den schriftlichen Ver-
waltungsakt zuzustellen (§ 41 Abs. 5 VwVfG, § 1 Abs. 1 NVwZG36,
§ 2 VwZG). Es bietet sich hier das Übergabe-Einschreiben37 an (§ 4
VwZG). 

3.3 Ergebnis
Es ist eine schriftliche Anordnung zu erlassen, die mittels Übergabe-
Einschreiben zuzustellen ist.

Der Verkehrssünder Holger Weidemann

32 Jagow/Burmann/Heß, a.a.O., § 48 StVO Rdnr. 3; ferner BVerwGE 6, 354
33 Siehe auch Fn. 7
34 Eingehend zur Statthaftigkeit eines Widerspruchs siehe Weidemann, VR 2006, S. 79 ff
35 Die Frage der Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes ist keine Rechtmäßigkeits-,

sondern Wirksamkeitsvoraussetzung: zur Notwendigkeit der Klärung dieser Frage
vgl. auch Büchner/Joergens, a. a. O., S. 33 f, vgl. zur grundlegenden Bedeutung der
Bekanntgabe noch Maurer, a. a. O. S. 223 f. 

36 Zur Wechselbeziehung von bundes- und landesrechtlichen Vorschriften siehe auch
Weidemann, Nds. VwZG-Kommentar, § 1 Erl. 1 in: Praxis der Kommunalverwal-
tung A 18 Nds

37 Einzelheiten zur Unterscheidung zwischen Übergabe- und Einwurf-Einschreiben
siehe Weidemann, DVP 2002, S. 236 ff; grundlegend zum Einschreiben: Weide-
mann, DVP 2007, S. 12 ff
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(BVerfG, Beschl. v. 11. 8. 2009 – 2 BvR 941/08)

1. In einer behördlichen Videoaufzeichnung zwecks Überwachung
des öffentlichen Straßenverkehrs liegt ein Eingriff in das allgemei-
ne Persönlichkeitsrecht des betroffenen Verkehrsteilnehmers in
der Ausprägung als Recht auf informationelle Selbstbestimmung
(Art. 2 Abs. 1, 1 Abs. 1 GG).

2. Eine Verwaltungsvorschrift kann für sich allein keinen Eingriff in
das Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung rechtferti-
gen, weil es hierfür einer formell-gesetzlichen Grundlage bedarf.

3. Nach den allgemeinen strafprozessualen Grundsätzen, die über
§ 46 Abs. 1 OWiG auch im Bußgeldverfahren sinngemäß anwend-
bar sind, kann aus einem Beweiserhebungsverbot auch ein Beweis-
verwertungsverbot folgen.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt:

Der Landrat des Landkreises Güstrow setzte nach Anhörung mit
Bescheid vom 4. 5. 2006 gegen den Beschwerdeführer (B) wegen
fahrlässiger Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit
(§ 41 Abs. 2, § 49 StVO) ein Bußgeld in Höhe von 50 Euro fest,
wobei es sich um eine im Verkehrszentralregister einzutragende und
mit drei Punkten bewertete Ordnungswidrigkeit handelte. Zur
Begründung wurde ausgeführt, B habe mit seinem Pkw am 16. 1.
2006 die BAB 19 Richtung Rostock befahren und dabei bei km 98,6
die zulässige Höchstgeschwindigkeit (100 km/h) außerhalb
geschlossener Ortschaften um 29 km/h überschritten. B legte frist-
gerecht Einspruch ein und rügte u. a., die Video-Aufzeichnung des
Verkehrsverstoßes sei ohne ausreichende Rechtsgrundlage angefer-
tigt worden. Es habe an einem konkreten Tatverdacht gefehlt. Weder
im Gefahrenabwehrrecht noch im Ordnungswidrigkeitenrecht finde
sich eine Befugnis für eine allgemeine oder automatisierte Videoü-
berwachung, deren Voraussetzungen erfüllt seien. Aus der Schwere
des Rechtsverstoßes ergebe sich ein Verwertungsverbot. Das AG
Güstrow hat den Einspruch unter Hinweis auf einschlägige ministeri-
elle Erlasse zur Verkehrsüberwachung abgelehnt. Nachdem B auch
vor dem OLG Rostock gescheitert war, erhob er Verfassungsbe-
schwerde. Die gegen die Gerichtsentscheidungen erhobene Verfas-
sungsbeschwerde hatte demgegenüber Erfolg. 

II. Zur Rechtslage:

Das Gericht führt im Wesentlichen folgendes aus:

Die angegriffenen Gerichtsentscheidungen verstoßen gegen den
allgemeinen Gleichheitssatz in seiner Bedeutung als Willkürverbot
(Art. 3 Abs. 1 GG). Das Willkürverbot zieht der Rspr. bei der Ausle-
gung und Anwendung des einfachen Rechts nur gewisse äußerste
Grenzen. Nicht jede fehlerhafte Anwendung des einfachen Rechts
stellt daher auch einen Gleichheitsverstoß dar. Von Willkür kann
nicht gesprochen werden, wenn das Gericht sich mit der Rechtslage
eingehend auseinandersetzt und seine Auffassung nicht jedes sachli-
chen Grundes entbehrt (vgl. BVerfGE 87, 273 <278 f.>; 96, 189

<203> ). Ein Richterspruch ist jedoch willkürlich und verstößt damit
gegen Art. 3 Abs. 1 GG, wenn er unter keinem rechtlichen Aspekt
vertretbar ist und sich daher der Schluss aufdrängt, dass er auf
sachfremden Erwägungen beruht. Die angegriffenen Entscheidun-
gen halten einer an diesen Maßstäben ausgerichteten verfassungs-
rechtlichen Überprüfung nicht stand. Die Rechtsauffassung, die
mittels einer Videoaufzeichnung vorgenommene Geschwindig-
keitsmessung könnte auf einen Erlass eines Ministeriums gestützt
werden, ist unter keinem rechtlichen Aspekt vertretbar und daher
willkürlich.

In der von B angefertigten Videoaufzeichnung liegt ein Eingriff in
sein allgemeines Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1 i. V. mit Art.
1 Abs. 1 GG in seiner Ausprägung als Recht auf informationelle
Selbstbestimmung. Dieses Recht umfasst die Befugnis des Einzel-
nen, grundsätzlich selbst zu entscheiden, wann und innerhalb wel-
cher Grenzen persönliche Lebenssachverhalte offenbart werden, und
daher grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Verwendung per-
sönlicher Daten zu bestimmen (vgl.BVerfGE 65, 1 <42 f.> ). Durch
die Aufzeichnung des gewonnenen Bildmaterials wurden die beob-
achteten Lebensvorgänge technisch fixiert. Sie konnten später zu
Beweiszwecken abgerufen, aufbereitet und ausgewertet werden.
Eine Identifizierung des Fahrzeuges sowie des Fahrers war beabsich-
tigt und technisch auch möglich. Auf den gefertigten Bildern sind das
Kennzeichen des Fahrzeuges sowie der Fahrzeugführer deutlich zu
erkennen. Das AG hat im angegriffenen Urteil ebenfalls festgestellt,
dass ausreichende Konturen auf den Bildern vorhanden sind, und B
als die abgebildete Person identifiziert. 

Der Eingriff in das Grundrecht entfällt nicht dadurch, dass ledig-
lich Verhaltensweisen im öffentlichen Raum erhoben wurden. Das
allgemeine Persönlichkeitsrecht gewährleistet nicht allein den
Schutz der Privat- und Intimsphäre, sondern trägt in Gestalt des
Rechts auf informationelle Selbstbestimmung auch den informatio-
nellen Schutzinteressen des Einzelnen, der sich in die Öffentlichkeit
begibt, Rechnung (vgl. BVerfGE 65, 1 <45>; 120, 378 <398 f.>;
BVerfGK 10, 330 <336>). Es liegt auch kein Fall vor, in dem Daten
ungezielt und allein technikbedingt zunächst miterfasst, dann aber
ohne weiteren Erkenntnisgewinn, anonym und spurenlos wieder
gelöscht werden, so dass aus diesem Grund die Eingriffsqualität ver-
neint werden könnte (vgl. dazuBVerfGE 115, 320 <343>; 120, 378
<399> ). Die hier angefertigten Videoaufnahmen wurden gerade in
einem Bußgeldverfahren als Beweismittel genutzt. Inwiefern zwi-
schen Übersichtsaufnahmen des auflaufenden Verkehrs und Aufnah-
men der Fahrzeugführer sowie der Kennzeichen zu differenzieren ist,
kann offen gelassen werden.

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist der Ein-
schränkung im überwiegenden Allgemeininteresse zugänglich.
Diese bedarf jedoch einer gesetzlichen Grundlage, die dem rechts-
staatlichen Gebot der Normenklarheit entspricht und verhältnis-
mäßig ist (vgl.BVerfGE 65, 1 <43 f.>; 120, 378 <401 ff.> ; BVerf-
GK 10, 330 <337>). Anlass, Zweck und Grenzen des Eingriffs müs-
sen in der Ermächtigung bereichsspezifisch, präzise und normenklar
festgelegt werden (vgl.BVerfGE 65, 1 <44 ff.>; 100, 313 <359 f.>;
BVerfGK 10, 330 <337 f.>). 

Eine Verwaltungsvorschrift kann für sich auch keinen Eingriff in
das Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung rechtferti-
gen, da es einer formell-gesetzlichen Grundlage bedarf. Der parla-
mentarische Gesetzgeber hat über einen derartigen Eingriff zu
bestimmen und Voraussetzungen sowie Umfang der Beschränkun-
gen klar und für den Bürger erkennbar festzulegen (vgl.BVerfGE 65,
1 <44> ). Das AG, das im Erlass des Wirtschaftsministeriums Meck-
lenburg-Vorpommern eine hinreichende Grundlage für die konkret
durchgeführte Verkehrsüberwachung und damit auch für die vom
Beschwerdeführer geltend gemachten Grundrechtseingriffe gesehen
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hat, setzt sich mit dieser verfassungsrechtlichen Problematik nicht
ansatzweise auseinander.

Ausweislich der Ziffer 1 hat der Erlass im Übrigen nur die ortsfe-
ste Überwachung des Sicherheitsabstandes von Kraftfahrzeugen
zum vorausfahrenden Fahrzeug zum Gegenstand. Die Verfolgung
anderer Ordnungswidrigkeiten soll dagegen unberührt bleiben. Mit
der Frage der Anwendbarkeit auf den Fall des B, dem kein Verstoß
gegen die Abstandsregelungen des § 4 StVO vorgeworfen wurde,
sondern die Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit,
setzt sich das Urteil ebenfalls nicht auseinander.Ob es zutrifft, dass
die Anfertigung der Videoaufzeichnung nach keiner gesetzlichen
Befugnis gestattet war und ob, wenn dies der Fall ist, daraus ein
Beweisverwertungsverbot folgt, wird das AG erneut zu prüfen haben.

Die angegriffenen Gerichtsentscheidungen beruhen auch auf dem
festgestellten Verfassungsverstoß, da nicht mit Sicherheit ausge-
schlossen werden kann, dass die Gerichte im Fall ordnungsgemäßer
Prüfung zu einem für B günstigeren Ergebnis gelangt wären
(vgl.BVerfGE 7, 95 <99>; 55, 95 <99>; 89, 381 <392 f.>; BVerfG,
Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 31. August 1993 –
2 BvR 843/93 -, NJW 1994, S. 847). Anhand der insofern unvollstän-
digen Urteilsfeststellungen ist nicht ersichtlich, dass die Vorausset-
zungen einer Rechtsgrundlage für den Eingriff in das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung erfüllt wären und dass der Vortrag des
B daher insofern unzutreffend wäre.

Nach den allgemeinen strafprozessualen Grundsätzen (vgl. dazu
Meyer-Goßner, StPO, 51. Aufl. 2008, Einl Rn. 55 ff., m.w.N.), die
über § 46 Abs. 1 OWiG auch im Bußgeldverfahren sinngemäß
anwendbar sind, kann aus einem Beweiserhebungsverbot auch ein
Beweisverwertungsverbot folgen (vgl. Lampe, in: Karlsruher Kom-
mentar zum OWiG, 3. Aufl. 2006, § 46 Rn. 18; Seitz, in: Göhler,
OWiG, 14. Aufl. 2006, § 46 Rn. 10c m.w.N.). Dies ist in Fällen, in
denen keine gesetzliche Regelung getroffen ist, anhand einer
Betrachtung der jeweiligen Umstände des Einzelfalles zu ermitteln
(vgl. König, in: Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 40.
Aufl. 2009, § 26 StVG, Rn. 2; Lampe, in: Karlsruher Kommentar
zum OWiG, 3. Aufl. 2006, § 46 Rn. 18; Seitz, in: Göhler, OWiG,
14. Aufl. 2006, § 46 Rn. 10c). Es erscheint danach zumindest mög-
lich, dass die Fachgerichte einen Rechtsverstoß annehmen, der ein
Beweisverwertungsverbot nach sich zieht. Ein günstigeres Ergebnis
kann daher nicht ausgeschlossen werden.

Ergänzender Hinweis: 

Die Entscheidung bezieht sich zwar nur auf die Rechtslage in
Mecklenburg-Vorpommern, ist aber von bundesweiter Bedeutung.
Beispielsweise fehlt auch im Sicherheitsrecht von Nordrhein-Westfa-
len eine spezielle Befugnisnorm zur verdeckten (automatischen)
Videoüberwachung des Verkehrs. Aus dem Befugnisnormdefizit kann
jedoch –wie das BVerfG klarstellt – im Einzelfall ein Beweisverwer-
tungsverbot folgen. Mit dieser Problematik müssen sich ggf. die Buß-
geldgerichte befassen. Der Kardinalfehler des AG Rostock und des
OLG Rostock bestand darin, eine solche einzelfallbezogene Prüfung
komplett unterlassen zu haben. 

J.V.

(BVerwG, Urt. v. 20. 11.2008 – 3 C 13.08)

1. Die durch § 387 BGB begründete Befugnis der Behörde, ihre
Verbindlichkeit durch Aufrechnung mit einer Gegenforderung zu

erfüllen, besteht unabhängig davon, ob sie die Gegenforderung
durch Leistungsbescheid geltend gemacht hat und ob dieser voll-
ziehbar ist.

2. § 80 Abs. 1 VwGO hindert jedoch die Aufrechenbarkeit solcher
Gegenforderungen, deren Bestand bzw. Fälligkeit einen Verwal-
tungsakt voraussetzt, sofern und solange Widerspruch und
Anfechtungsklage gegen diesen Verwaltungsakt aufschiebende
Wirkung haben.

(Nichtamtl. Leitsätze) 

Anmerkung:

Die Klägerin (K) begehrt klageweise die Auszahlung einer forst-
wirtschaftlichen Forderung. Der beklagte Verwaltungsträger (B)
hat demgegenüber die Aufrechnung mit (weit höheren) Gegenfor-
derungen erklärt. Hierbei handelt es sich jeweils um die Rückforde-
rung zuvor bewilligter und ausgezahlter weiterer forstwirtschaftli-
cher Zuwendungen, die B mit mehreren Bescheiden widerrufen und
zurückgefordert hatte. K hat diese Bescheide jeweils angefochten;
die entsprechenden Widerspruchs- oder Klageverfahren sind noch
nicht abgeschlossen. Das VG hat der Klage auf Auszahlung stattge-
geben; die hiergegen gerichtete Sprungrevision (§ 134 VwGO) war
erfolglos.

Das BVerwG stellt zunächst klar, dass es sich bei einer Aufrech-
nung um ein Gestaltungsrecht des allgemeinen Schuldrechts hande-
le, das dem Staat nicht anders als jedem anderen Teilnehmer am
Rechtsverkehr zustehe. Die durch § 387 BGB begründete Befugnis
(auch) der Behörde, ihre Verbindlichkeit (hier: Zahlung einer forst-
wirtschaftlichen Forderung) durch Aufrechnung mit einer eigenen
Gegenforderung zu erfüllen, werde nicht dadurch berührt, dass sie
die Gegenforderung zuvor (hier: Rückforderungsanspruch wegen
bereits gewährter Zuwendungen) durch Leistungsbescheid und
damit durch Verwaltungsakt geltend gemacht habe. Dass der Leis-
tungsbescheid infolge Anfechtung einstweilen nicht vollziehbar
sei, hindere die Aufrechnung nicht, sofern deren Voraussetzungen
vorliegen.

Allerdings könne § 80 Abs. 1 VwGO (Eintritt des Suspensivef-
fekts bei Anfechtungswiderspruch und – klage) die Aufrechen-
barkeit solcher Gegenforderungen hindern, deren Bestand oder
Fälligkeit ihrerseits einen Verwaltungsakt voraussetze, sofern
und solange die Vollziehung dieses Verwaltungsakts ausgesetzt
sei. Im konkreten Fall sei B damit die Aufrechnung einstweilen
verwehrt, weil die zur Aufrechnung gestellte Gegenforderung erst
durch den Widerruf vorheriger Subventionsbescheide (§§ 49, 49a
VwVfG) entstanden sei und K die Widerrufsbescheide jeweils
angefochten habe. Zwar begründe ein Rücknahme- oder Wider-
rufsbescheid als solcher bereits den Subventionsrückzahlungsan-
spruch unabhängig davon, ob er angefochten werde oder nicht; die
Anfechtung betreffe nur seine Vollziehbarkeit, lasse aber seine
Wirksamkeit unberührt. § 80 Abs. 1 VwGO hindere aber die Voll-
ziehung des angefochtenen Bescheides. Deshalb sei es der Behör-
de einstweilen untersagt, die spezifisch hoheitliche Regelung des
Verwaltungsakts umzusetzen. Wenn die Begründung oder Fällig-
keit der Gegenforderung aber gerade zu dieser spezifisch hoheitli-
chen Regelung des Verwaltungsakts zähle, gelte die Gegenforde-
rung für die Behörde einstweilen als noch nicht bestehend oder als
noch nicht fällig. In Ansehung der Aufrechnung gelte die Gegen-
forderung für die Behörde also vorübergehend als nicht aufre-
chenbar.

J.V.

Rechtsprechung

80 DVP 2/10 · 61. Jahrgang

Erklärung der Aufrechnung durch 
Behörde

DVP_02_2010  20.01.2010  12:05 Uhr  Seite 80



(OVG Münster, Urt. v. 8. 5. 2009 – 16 A 3375/07 – NWVBl. 2009, S.
382)

1. Eine Videoüberwachung ist ein Eingriff in das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung; dies gilt auch dann, wenn die erho-
benen Daten nicht gespeichert werden. 

2. § 29 b Abs. 1 Satz 1 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen
(DSG NRW) – betreffend die optisch-elektronische Überwachung
– enthält keinen spezifisch datenschutzrechtlichen engen Haus-
rechtsbegriff, der es ausschließt, optisch-elektronische Einrich-
tungen gegen Personen einzusetzen, die sich (etwa als Benutzer,
Mitglieder, Bedienstete, Funktionsträger) berechtigt in dem über-
wachten Bereich aufhalten. 

3. Indem § 29 b Abs. 2 Satz 1 DSG NRW eine Speicherung der
durch die Videobeobachtung erhobenen Daten nur zulässt, wenn
dies zum Erreichen des verfolgten Zwecks unverzichtbar ist, soll
eine solche Speicherung auf die unbedingt erforderlichen Fälle
begrenzt werden.

4. Eine Speicherung ist nicht unverzichtbar, wenn Anhaltspunkte
dafür bestehen, dass das verfolgte Ziel (hier: Verhinderung von
Diebstählen und Sachbeschädigungen an öffentlichem Eigentum)
ohne Speicherung der durch die Videoüberwachung erhobenen
Daten in gleicher oder weit gehend gleicher Weise erreicht werden
kann oder die Speicherung zumindest auf bestimmte Zeiten oder
Anlässe begrenzt werden kann.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

Die beklagte Universität ließ in einer Bibliothek Videokameras
installieren, um Diebstähle und Beschädigungen von Büchern zu ver-
hindern. Wechselweise wird jeweils ein Videobild auf einem Bild-
schirm gezeigt, der sich am Arbeitsplatz der Institutssekretärin befin-
det. Außerdem werden die Aufnahmen für eine bestimmte Zeit
gespeichert. Einige Studenten haben gegen diese Überwachung
Klage erhoben. Die Klage hatte im Ergebnis nur teilweise Erfolg. Das
Gericht billigt grundsätzlich die Beobachtung der Bibliothek mit
Videokameras. Nach § 29 b Abs. 1 Satz 1 DSG NRW ist die nicht mit
einer Speicherung verbundene Beobachtung öffentlich zugänglicher
Räume mit optisch-elektronischen Einrichtungen zulässig, soweit
dies der Wahrnehmung des Hausrechts dient und keine Anhaltspunk-
te dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen betroffener Perso-
nen überwiegen. Einen spezifisch datenschutzrechtlichen Begriff des
Hausrechts lehnt der Senat ab (s. Leitsatz 1). Das Hausrecht diene
der Wahrung und Erhaltung des Hausfriedens als Voraussetzung
eines geordneten Betriebs und habe präventiven Charakter. Da die
Videoüberwachung das Eigentum an den Medien in der Bibliothek
schützen solle, diene die Maßnahme der Wahrnehmung des Haus-
rechts. Es fehle weiterhin an Anhaltspunkten, dass die schutzwürdi-
gen Interessen der Betroffenen gegenüber dem öffentlichen Interes-
se an der Videoüberwachung überwiegen. Die Maßnahme entspreche
–wie das Gericht im Einzelnen darlegt – dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit, sei also geeignet, erforderlich und angemessen. Anders
beurteilt der Senat die generelle Speicherung der Bilder aus der
Videoüberwachung. Insoweit knüpft § 29 b Abs. 2 Satz 1 DSG die
Speicherung an zusätzliche Anforderungen. Hiernach ist die Spei-

cherung nur bei einer konkreten Gefahr zu Beweiszwecken zulässig,
wenn dies zum Erreichen der verfolgten Zwecke unverzichtbar ist.
Durch diese Formulierung wolle der Gesetzgeber – so der Senat – dem
Schutz der von einer Videoüberwachung Betroffenen besonderes
Gewicht beimessen. Die Unverzichtbarkeit sei eine besondere Aus-
prägung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit. In concreto seien
Anhaltspunkte dafür gegeben, dass es zur Vermeidung von Dieb-
stählen bzw. Sachbeschädigungen sowie zur beweiskräftigen Feststel-
lung keiner generellen Speicherung bedürfe. Es genüge, den jeweili-
gen Bildschirm zu beobachten und die Bilder nur dann zur Beweissi-
cherung aufzuzeichnen, wenn die Bibliothekskraft konkrete Anhalts-
punkte für einen Diebstahl oder eine Sachbeschädigung erkenne. Es
könne auch nicht festgestellt werden, dass der mit der Videoüberwa-
chung verbundene Abschreckungseffekt wesentlich geringer wäre,
wenn eine generelle Speicherung der Daten unterbliebe.

J.V.

(OVG Münster, Beschl. v. 24. 6. 2009 – 5 B 464/09)

1. Auch unter Berücksichtigung des Prostitutionsgesetzes ist Wer-
bung für entgeltliche sexuelle Handlungen verboten, wenn sie
nicht in der gebotenen Zurückhaltung erfolgt.

2. Die ordnungsbehördliche Anordnung, einen Kleinlastwagen,
auf dem Werbung für ein Erotik-Portal angebracht ist, aus dem
öffentlichen Raum zu entfernen, ist daher zulässig, wenn die frag-
liche Werbung gegen die §§ 119 und 120 OWiG verstößt.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

Auf dem Kleinlastwagen des Antragstellers (A) befand sich eine
Werbung für ein sog. Erotik-Portal. Eine Abbildung auf der Hecktür
des Fahrzeuges zeigt das entblößte Gesäß einer Frau, das die Breite
des Fahrzeuges etwa zu Zweidritteln ausfüllt; Kopf, Schultern und
Beine der Frau sind abgeschnitten. Seitlich sind Darstellungen mit
jeweils einer nur spärlich bekleideten, maskierten Frau angebracht.
Die Maske der Frau ist tierähnlich. 

Die zuständige Ordnungsbehörde gab A auf, das Fahrzeug aus
dem öffentlichen Raum zu entfernen, und ordnete die sofortige Voll-
ziehung der Verfügung an (§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO). Der hiergegen
gerichtete Antrag (§ 80 Abs. 5 VwGO) war erfolglos. Die danach vor-
zunehmende Abwägung zwischen dem privaten Interesse des
Betroffenen, von der sofortigen Vollziehung bis zum Abschluss des
Hauptsacheverfahrens verschont zu bleiben, und dem öffentlichen
Interesse an der sofortigen Durchsetzung der Maßnahme fällt zu
Lasten des A aus. Die Ordnungsverfügung ist nach Ansicht des
OVG bei der im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes gebotenen
summarischen Prüfung rechtmäßig.

Sie finde ihre Rechtsgrundlage in der ordnungsbehördlichen Gene-
ralklausel (§ 14 Abs. 1 OBG NRW = z. B. § 11 HSOG, § 9 POG Rh.-Pf.).
Die Verwendung des Kleinlastwagens des A mit der darauf angebrach-
ten Werbung im öffentlichen Straßenverkehr und auf anderen öffentlich
einsehbaren Flächen verstoße zum Einen gegen § 119 Abs. 1 u. 3 OWiG.
Danach handelt ordnungswidrig, wer öffentlich in einer Weise, die
geeignet ist, andere zu belästigen, oder in grob anstößiger Weise durch
Verbreiten von Schriften, Ton- oder Bildträgern, Abbildungen oder Dar-
stellungen oder durch das öffentliche Zugänglichmachen von Daten-
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speichern Gelegenheit zu sexuellen Handlungen anbietet, ankündigt,
anpreist oder Erklärungen solchen Inhalts abgibt. Nach § 119 Abs. 3
OWiG handelt ferner ordnungswidrig, wer öffentlich Schriften, Ton-
oder Bildträger, Datenspeicher, Abbildungen oder Darstelllungen sexu-
ellen Inhalts an Orten ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugäng-
lich macht, an denen dies grob anstößig wirkt. Eine grob anstößige Wir-
kung sei anzunehmen, wenn die jeweilige Handlung in einer Weise auf-
dringlich sei, dass sie – auch bei Berücksichtigung gewandelter gesell-
schaftlicher Wertungen bei der Beurteilung sexueller Verhaltensweisen
– nicht mehr zumutbar erscheine. Dies bejaht das Gericht für die von
A vorgenommene Werbung. Dass diese angetan sei, auf Dritte, insbe-
sondere auf Kinder und Jugendliche, belästigend und grob anstößig zu
wirken, ergebe sich aus der besonderen Größe und Aufdringlichkeit der
auf dem Fahrzeug angebrachten entwürdigenden Darstellungen. Im
Straßenverkehr würden mit der aufdringlichen Bebilderung Verkehrs-
teilnehmer konfrontiert, ohne sich dem – etwa an Ampeln oder in Staus
– entziehen zu können. Dies geschehe – unter gleichzeitiger Verwirkli-
chung des Tatbestandes des § 119 Abs. 3 OWiG – auch an Orten, die eine
besondere Schutzbedürftigkeit und Sensibilität aufweisen und an denen
die Bevölkerung im allgemeinen nicht mit belästigenden Begleiter-
scheinungen der Prostitution rechnen müsse. Darüber hinaus sei der Tat-
bestand des § 120 Abs. 1 Nr. 2 OWiG erfüllt, weil durch den Hinweis auf
die Internetseite des Erotik-Portals des A Gelegenheit zu entgeltlichen
sexuellen Handlungen angekündigt werde. Zwar setze diese Verbots-
norm nach neuerer Rspr. des BGH (s. DVP 2007, S. 214) eine konkrete
Eignung der Werbung voraus, den Schutz der Allgemeinheit vor den mit
der Prostitution generell verbundenen Gefahren und Belästigungen zu
beeinträchtigen. Eine solche konkrete Beeinträchtigung sei jedoch –
anders als bei diskreten Kleinanzeigen in Zeitungen – bei der Fahrzeug-
werbung des A im Hinblick auf die besondere Aufdringlichkeit der Wer-
bung und ihre Verbreitungsart gegeben. Das „Gesetz zur Regelung der
Rechtsverhältnisse der Prostituierten“ (Prostitutionsgesetz) ändere an
dem Verbot solcher Werbung nichts. Auch und insbesondere der Schutz
von Minderjährigen müsse nach wie vor gewährleistet sein.

Ergänzender Hinweis:

Der BGH(s. o.) hat die Vorschrift des § 120 Abs. 1 Nr. 2 OWiG
(Werbung für Prostitution) im Lichte des Prostitutionsgesetzes
restriktiv ausgelegt. Die Vorschrift darf danach nicht mehr im Sinne
eines generellen Verbots jeglicher Werbung für entgeltliche sexuelle
Handlungen angewendet werden. In Anlehnung an § 119 Abs. 1
OWiG hält das Gericht nur eine solche Werbung für ordnungswidrig,
die konkret Rechtsgüter der Allgemeinheit – insbesondere des
Jugendschutzes – beeinträchtigt. Nach überwiegender Meinung ist §
120 Abs. 1 Nr. 2 OWiG im Verhältnis zu § 119 Abs. 1 Nr. 2 OWiG sub-
sidiär. § 119 Abs. 1 Nr. 2 OWiG nehme den Tatbestand des § 120
OWiG insoweit voll in sich auf und sehe zudem eine höhere Geldbuße
vor (s. z. B. Göhler, OWiG, 15. Aufl.2009, § 120 Rn. 15 ).

J.V.

(VGH Kassel, Urt. v. 21.2.2008 – 4 N 869/07)

Von der Verpflichtung zur Einhaltung der naturschutzrechtli-
chen Verbote kann eine Befreiung erteilt werden, wenn dafür über-
wiegende öffentliche Interessen vorliegen. 

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Nach § 42 Bundesnaturschutzgesetz ist es verboten, wild leben-
den Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fan-
gen, zu verletzen, sie zu töten oder ihre Entwicklungsformen, Nist-,
Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten der Natur zu entnehmen, zu be-
schädigen oder zu zerstören. Weiter ist es verboten, wild lebende
Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten
zu stören. Darauf kam es an, als für einen solchen Bereich ein Bebau-
ungsplan beschlossen wurde. Jedoch war von der zuständigen Behör-
de eine Befreiung von den artenschutzrechtlichen Verboten erteilt
worden. Die von der Gemeinde vorgesehene Bodennutzung war aus
zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses
erforderlich. Es lag ein Befreiungsgrund vor.

Nach dem Urteil des Verwaltungsgerichtshofes Kassel misst sich
das Europäische Naturschutzrecht sich mit der Verpflichtung, eine
technisch mögliche Alternative zu nutzen, keine schrankenlose Gel-
tung bei. Die Gemeinde darf von einer alternativen Lösung Abstand
nehmen, die technisch an sich machbar und rechtlich zulässig ist, ihr
aber Opfer abverlangt, die außer Verhältnis zu dem mit ihr erreichba-
ren Gewinn für Natur und Umwelt stehen.

F. O.

(VG Köln, Urt. v. 17.6.2008 – 14 K 384/07)

Die Gemeinde kann Abfallgebühren auch dann fordern, wenn
nur eine Abfalltonne aufgestellt und jeweils zur Entleerung ange-
fahren wird, wenn das Abfallgefäß leer bleibt. 

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:
Da auf einem Grundstück zwei Personen lebten, wurde dort ein

60-l-Afallgefäß aufgestellt, was zur Entleerung durch ein Entsor-
gungsfahrzeug auch immer aufgesucht wurde. Deshalb verlangte die
Gemeinde von dem Grundstückseigentümer die Zahlung von Abfall-
gebühren, was jedoch mit der Begründung verweigert wurde, die
Mülltonne werde nicht genutzt. 

Nach dem Urteil des Verwaltungsgerichts Köln war diese Handha-
bung unerheblich. Die Abfallgebühr musste trotzdem gezahlt wer-
den. Auf die tatsächliche Entleerung des bereitzustellenden Abfallge-
fäßes kam es nicht an. 

Das Gericht gibt seine früher vertretene entgegengesetzte Auffas-
sung auf. Danach war eine gebührenpflichtige Anfahrt des Grund-
stücks erst gegeben, wenn die auf dem Grundstück zur Verfügung
gestellten Gefäße entleert und tatsächlich zur Entsorgung abgefahren
wurden. Jetzt heißt es: „Die Inanspruchnahme von Teilleistungen der
Abfallentsorgung – wie die Entgegennahme von Abfallbehältern und
das Anfahren des Grundstücks durch das Entsorgungsfahrzeug – ist
zur Erfüllung einer einheitlichen Leistungsgebühr jedenfalls dann
ausreichend, wenn für das Grundstück der Anschluss- und Benut-
zungszwang gilt“. 

Die Gebührenpflicht ist unabhängig davon, ob der Grundstücksei-
gentümer aus der öffentlichen Leistung tatsächlich Nutzen zieht. Es
kommt nicht darauf an, ob der Grundstückseigentümer ein ihm zur
Verfügung gestelltes Abfallgefäß unter Verstoß gegen die satzungs-
rechtliche Behälterbenutzungspflicht nicht nutzt. 

F.O.
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(BGH, Urt. v. 24.4.2008 – III ZR 252/06)

Die Baugenehmigungsbehörde, die wegen einer rechtswidrigen
Baugenehmigung auf Schadensersatz in Anspruch genommen
wird, kann dem Bauherrn nur ausnahmsweise ein Mitverschulden
entgegenhalten.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Wer eine Baugenehmigung erhält, wird davon alsbald Gebrauch
machen und mit dem Bauen beginnen. Unter Umständen geht
dagegen der Nachbar vor. Wenn er mit seiner Klage Erfolg hat,
steht die Rechtswidrigkeit der Baugenehmigung fest, was zu der
Verpflichtung des Bauherrn führt, das Bauobjekt zu beseitigen.
Wegen des dadurch für den Bauherrn eintretenden Schaden kann er
von der Baugenehmigungsbehörde Schadensersatz (vgl. § 839
BGB, Art. 34 GG) verlangen. 

Unter Umständen macht die Baugenehmigungsbehörde aber
geltend, den Bauherrn würde ein Mitverschulden (§ 254 BGB)
treffen, was zur Folge haben soll, dass der Schadensersatzanspruch
reduziert wird. 

Mit einem solchen Sachverhalt hat sich der Bundesgerichtshof
befasst. Das Mitverschulden des Bauherrn muss aber so schwer
wiegen, dass dahinter die Verantwortung der Bauaufsichtsbehörde
völlig zurücktritt.

Das Gericht ist der Auffassung, dass mit der Anfechtung der
Baugenehmigung durch den Nachbarn das in den Bestand des Ver-
waltungsakts gesetzte Vertrauen haftungsrechtlich in vollem
Umfang seine Schutzwürdigkeit verliert und daher nachfolgende
Investitionen sich von vornherein nicht mehr im Schutzbereich der
Amtspflicht halten. Allerdings kann von dem Vorliegen der Nach-
barklage an grundsätzlich eine größere Eigenverantwortlichkeit
des Bauherrn in Frage kommen. Der Bauherr hat nämlich dann die
Möglichkeit der Rechtswidrigkeit der ihm erteilten Baugenehmi-
gung jedenfalls dann ernsthaft in Betracht zu ziehen, wenn Anfech-
tungsgründe vorgebracht werden, deren Richtigkeit nicht ohne
weiteres von der Hand zu weisen ist. Setzt der Bauherr in einer sol-
chen Situation sein Vorhaben entsprechend der Genehmigung fort,
ohne die Entscheidung des Gerichts abzuwarten, so nimmt er das
Risiko bewusst auf sich. Es kommt dann eventuell ein Mitver-
schulden von 25% zum Nachteil des Bauherrn in Frage. Es muss
also nicht davon ausgegangen werden, dass Aufwendungen, die in
Kenntnis eines Nachbarwiderspruchs getätigt werden, stets den
durch die Baugenehmigung begünstigten Bauherrn selbst zur Last
fallen und die Bauaufsichtsbehörde von jeglicher Eigenverant-
wortlichkeit für die rechtswidrige Erteilung der Baugenehmigung
befreit wird. Zumindest ist dem Bauherrn gegen den Mitverschul-
denseinwand der Behörde das Argument zuzubilligen, er habe sei-
nerseits bei Prüfung des nachbarlichen Rechtsbehelfs diesem
keine Erfolgsaussicht beimessen dürfen. Mindestens kommt dies
in Frage, wenn die Einwände des Nachbarn bereits im Zuge des
Baugenehmigungsverfahrens offengelegt, von der Bauaufsichts-
behörde eingehend geprüft und nicht für durchgreifend erachtet
worden sind. Der Bauherr muss schließlich nicht klüger sein als die
Bauaufsichtsbehörde. 

F.O.

(BGH, Urt. v. 5. 6. 2009 – V ZR 144/08)

1. Wer sein Fahrzeug unbefugt auf einem Privatgrundstück
abstellt, begeht verbotene Eigenmacht, derer sich der unmittelba-
re Grundstücksbesitzer erwehren darf, indem er das Fahrzeug
abschleppen lässt; die Abschleppkosten kann er als Schadenser-
satz von dem Fahrzeugführer verlangen. 

2. Die Kosten für die Beauftragung eines Inkassounternehmens
kann der Grundstücksbesitzer von dem Falschparker regelmäßig
nicht unter dem Aspekt des Schadensersatzes ersetzt verlangen

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

I. Zum Sachverhalt:

Dem Beklagten (B) gehört ein Grundstück, welches als Parkplatz
mehrerer Einkaufsmärkte genutzt wird. Dort steht ein großes, gut
sichtbares Schild mit folgenden Hinweisen: 

„Mo. - Sa. 6.00 - 21.00 Uhr 
nur für Kunden und Mitarbeiter des Nahversorgungszentrums 
Parken nur mit Parkuhr 
Parkzeit 1,5 h (daneben ist eine Parkscheibe abgebildet) 
Parken nur innerhalb der gekennzeichneten Flächen! 
Widerrechtlich abgestellte Fahrzeug wurde kostenpflichtig abge-
schleppt“ (daneben ist ein Abschlepp-Piktogramm abgebildet) 

Am 6. 3. 2007 schloss B mit einem Abschleppunternehmen und
einem Inkassounternehmen eine Vereinbarung, in der es u.a. heißt: 

„2. Der Eigentümer beauftragt das Abschleppunternehmen, unbe-
rechtigt parkende oder versperrend abgestellte Fahrzeuge von
dem ... Grundstück abzuschleppen und zu entfernen. 

3. Die Durchführung des Abschleppvorganges setzt voraus, dass sich
das Abschleppunternehmen zuvor darüber vergewissert, dass die-
ses Fahrzeug nicht über eine Parkberechtigung verfügt bzw. sich
der Fahrzeugführer nicht in unmittelbarer Nähe zum Fahrzeug
aufhält oder dieser der Aufforderung zum Entfernen bzw. ord-
nungsgemäßen Abparken des Fahrzeugs nicht sofort nach-
kommt.“ 

Das Inkassounternehmen beauftragte B mit der Einziehung der
Abschleppkosten. 

Am 20. 4. 2007 stellte K seinen Pkw unbefugt auf dem Parkplatz
ab. Zwischen 19.00 Uhr und 19.15 Uhr wurde das Fahrzeug abge-
schleppt und auf das Gelände des Abschleppunternehmens verbracht.
Dort löste es K am späten Abend gegen Zahlung von 150 € Abschlepp-
kosten und 15 € Inkassogebühren aus. Den Betrag von 165 € nebst
Zinsen sowie vorgerichtliche Kosten von 46,41 € verlangt er von B
zurück. 

II. Zur Rechtslage:

Der Senat differenziert zwischen den beiden Zahlungspositionen
(Abschleppkosten und Inkassogebühren):
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1. Abschleppkosten

Insoweit führt der BGH aus:
Das Berufungsgericht hat einen Anspruch des K auf Rückzah-

lung von 150 € Abschleppkosten zu Recht verneint. 

a) Als Anspruchsgrundlage kommt nur die Vorschrift des §
812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB (Leistungskondiktion) in
Betracht. K hat den für das Abschleppen seines Fahrzeugs in
Rechnung gestellten Betrag zwar nicht an B, sondern an das
Abschleppunternehmen bzw. für dieses an das Inkassounter-
nehmen gezahlt. Bereicherungsrechtlich hat er damit aber
nicht diesen gegenüber eine Leistung erbracht, sondern
gegenüber B. Denn der Zweck der Zahlung bestand darin,
eine von B geltend gemachte Forderung zu erfüllen, nämlich
einen Schadensersatzanspruch in Höhe der Abschleppkosten,
deren Begleichung B aufgrund des Vertrages mit dem
Abschleppunternehmen diesem schuldete. Das Abschlepp-
und das Inkassounternehmen waren nur Zahlstelle. Ihnen
gegenüber verfolgte K keinen Zweck. Folglich kann K von B
kondizieren, wenn der Schadensersatzanspruch nicht
besteht, während die Frage, ob das Abschleppunternehmen
den ihm zugeflossenen Betrag behalten kann, sich nach dem
Rechtsverhältnis zwischen B und dem Abschleppunterneh-
men beurteilt. 

b) Zu Recht hat das Berufungsgericht angenommen, dass die
tatbestandlichen Voraussetzungen für einen Bereiche-
rungsanspruch nicht gegeben sind, weil die Leistung des K
nicht ohne Rechtsgrund erfolgte. Denn es hat rechtsfehler-
frei einen Schadensersatzanspruch des B gegen K auf Zah-
lung der Abschleppkosten nach § 823 Abs. 2 BGB i. V. mit §
858 Abs. 1 BGB bejaht. 

aa) Mit dem unbefugten Abstellen des Fahrzeugs auf dem
Parkplatz des B beging K eine verbotene Eigenmacht i. S.
von § 858 Abs. 1 BGB (OLG Karlsruhe Die Justiz 1978, 71;
LG Frankfurt a.M. MDR 2003, 388; AG Augsburg DAR
2008, 91; AG Essen DAR 2002, 131;
Bamberger/Roth/Fritzsche, BGB, 2. Aufl., § 858 Rdn. 10;
MünchKomm– BGB/ Joost, 4. Aufl., § 858 Rdn. 5, 11;
Palandt/Bassenge, BGB, 68. Aufl., § 858 Rdn. 3; Staudin-
ger/Bund, BGB [2007], § 858 Rdn. 49; Schwarz/Ernst,
NJW 1997, 2550). Ob es sich hierbei um eine Besitzstörung
oder um eine teilweise Besitzentziehung handelte, ist für
die weitere rechtliche Beurteilung ohne Belang. 

bb) Entgegen der in der Revisionsbegründung vertretenen
Ansicht hat das Berufungsgericht zutreffend B als unmit-
telbaren Besitzer des Parkplatzes und damit als denjenigen
angesehen, gegen den sich die verbotene Eigenmacht rich-
tete. 

cc) Dass § 858 Abs. 1 BGB ein Schutzgesetz i. S. von § 823
Abs. 2 BGB zugunsten des unmittelbaren Besitzers ist
(BGHZ 114, 305, 313 f. m.w.N.), hat das Berufungsgericht
rechtsfehlerfrei angenommen. 

dd) Ebenfalls zu Recht hat das Berufungsgericht dem B ein
Selbsthilferecht zur Beseitigung der Besitzbeeinträchti-
gung zugestanden. Dieses hat seine Grundlage in der Vor-
schrift des § 859 Abs. 1 BGB, wenn man das unbefugte Par-
ken als Besitzstörung ansieht; nimmt man eine teilweise
Entziehung des Besitzes an, folgt es aus der Vorschrift des §
859 Abs. 3 BGB. Auch hiergegen wendet sich die Revision
nicht. Sie rügt allerdings, dass das Berufungsgericht das
Selbsthilferecht als nicht dem Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz unterliegend angesehen hat. Diese Rüge bleibt indes

ohne Erfolg. Zwar kann dem Berufungsgericht nicht darin
gefolgt werden, dass die Selbsthilfe des unmittelbaren
Besitzers nach § 859 Abs. 1 und 3 BGB unabhängig davon
rechtmäßig sei, ob sie notwendig, geboten oder angemes-
sen sei. Diese Ansicht ist mit dem die Rechtsordnung
beherrschenden Grundsatz von Treu und Glauben (§ 242
BGB) nicht vereinbar. Aber für die Beurteilung, ob der
ebenfalls auf Treu und Glauben beruhende Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz gewahrt ist, ist grundsätzlich eine
Mittel-Zweck-Relation maßgeblich. Die Ausübung eines
Rechts ist unter diesem Gesichtspunkt dann unzulässig,
wenn sie der Gegenseite unverhältnismäßig große Nach-
teile zufügt und andere, weniger schwer wiegende Maß-
nahmen möglich gewesen wären, die den Interessen des
Berechtigten ebenso gut Rechnung getragen hätten oder
ihm zumindest zumutbar gewesen wären (MünchKomm–
BGB/Roth, 5. Aufl., § 242 Rdn. 380); es gilt das Gebot der
schonendsten Sanktion (Staudinger/Looschelders, BGB
[2005], § 242 Rdn. 280). Danach war das Abschleppen des
Fahrzeugs nicht unverhältnismäßig. Es ist weder von den
Parteien vorgetragen noch sonst ersichtlich, dass B in ande-
rer Weise von seinem Selbsthilferecht hätte Gebrauch
machen können. 

ee) Der in der Revisionsbegründung hervorgehobene
Umstand, das Berufungsgericht habe nicht festgestellt,
dass K sein Fahrzeug behindernd geparkt habe oder keine
anderen freien Parkplätze für Kunden des Supermarktes
vorhanden gewesen seien, ist für die Entscheidung, ob das
Abschleppen des Fahrzeugs rechtmäßig war, unerheblich.
Zwar kann die Ausübung des Selbsthilferechts nach § 859
BGB, auch wenn es verhältnismäßig ist, unter dem allge-
meinen Gesichtspunkt von Treu und Glauben unzulässig
sein. Dies ist aber dann nicht der Fall, wenn die Selbsthilfe
eine verbotene Eigenmacht beseitigt, die nur einen örtlich
abgegrenzten Teil des Grundstücks betrifft und die übrige
Grundstücksfläche unberührt lässt, so dass diese ohne Ein-
schränkung genutzt werden kann. Denn wie der Eigentü-
mer andere von jeder Einwirkung ausschließen kann (§ 903
Satz 1 Alt. 2 BGB), auch wenn dies ihn nur teilweise in dem
Gebrauch seiner Sache beeinträchtigt, kann sich der unmit-
telbare Besitzer verbotener Eigenmacht durch Selbsthilfe
unabhängig davon erwehren, welches räumliche Ausmaß
sie hat und ob sie die Nutzungsmöglichkeit von ihr nicht
betroffener Grundstücksteile unberührt lässt (Lorenz, NJW
2009, 1025, 1026). Deshalb darf z.B. ein unbefugt auf
einem fremden Grundstück abgestelltes Fahrzeug auch
ohne konkrete Behinderung entfernt werden
(Erman/Lorenz, BGB, 12. Aufl. § 858 Rdn. 3). Anderen-
falls müsste der Besitzer die verbotene Eigenmacht all
derer dulden, die – wie es K für sich in Anspruch nimmt –
nur eine kleine, räumlich abgegrenzte Grundstücksfläche
unbefugt nutzen, ohne dass dadurch die Nutzungsmöglich-
keit der übrigen Fläche eingeschränkt wird; von seinem
Selbsthilferecht dürfte der Besitzer nur gegenüber demjeni-
gen Gebrauch machen, der sein Fahrzeug ohne Berechti-
gung auf dem letzten freien Platz abstellt. Dies wider-
spräche der rechtlichen Bedeutung, welche das Gesetz dem
unmittelbaren Besitz beimisst. 

ff) Ohne Erfolg macht die Revision Bedenken gegen die
Rechtmäßigkeit des Abschleppens unter dem Gesichts-
punkt geltend, dass weder B selbst noch ein Vertreter den
Abschleppauftrag erteilt habe, sondern B dem Abschlep-
punternehmen die Entscheidung darüber überlassen habe,
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wann die Voraussetzungen für ein rechtmäßiges Abschlep-
pen vorlägen. Dies lässt zum einen nicht den rechtlichen
Ansatz erkennen, der zur Rechtswidrigkeit des Abschlep-
pens führen soll; denn dass B einen Dritten mit der Überwa-
chung seines Grundstücks im Hinblick auf unberechtigtes
Parken beauftragen durfte (vgl. nur MünchKomm-
BGB/Joost, aaO, § 859 Rdn. 1), gesteht die Revision zu.
Zum anderen sind in der Vereinbarung vom 6. 3 2007 die
Voraussetzungen festgelegt, unter denen Fahrzeuge abge-
schleppt werden dürfen; sie sind von dem Bestreben
gekennzeichnet, rechtsmissbräuchliche Abschleppvorgän-
ge, die z.B. auf bloßer Gewinnsucht des Abschleppunter-
nehmens beruhen, zu verhindern. Falls sich das Abschlep-
punternehmen nicht an die Vorgaben hält, macht es sich
gegenüber B schadensersatzpflichtig mit der Folge, dass er
die Abschleppkosten nicht bezahlen muss. In diesem Fall
fehlt es an einem Schaden des B, den er von dem Fahrzeug-
halter oder -führer ersetzt verlangen kann. Dieser ist somit
ausreichend vor einem eventuellen Missbrauch geschützt.
Deshalb bestehen auch keine rechtlichen Bedenken dage-
gen, dass die Höhe des Entgelts für den Beauftragten nach
der Anzahl der Abschleppvorgänge bestimmt wird. 

gg) Schließlich hat das Berufungsgericht die – der Höhe nach
nicht zu beanstandenden und von der Revision auch nicht
beanstandeten – Abschleppkosten zu Recht als erstattungs-
fähigen Schaden des B angesehen. Dieser war aufgrund
der Vereinbarung vom 6. 3. 2007 verpflichtet, die Kosten an
das Abschleppunternehmen zu zahlen. Das steht in adä-
quatem Zusammenhang (BGHZ 3, 261, 267; 57, 25, 27 f.;
Deutsch/Ahrens, Delikts-recht, 4. Aufl., Rdn. 52 ff.) mit
der von K verübten verbotenen Eigenmacht. Denn dass
unbefugt auf dem Grundstück des B abgestellte Fahrzeuge
kostenpflichtig abgeschleppt werden, stellt keine überra-
schende oder fern liegende Reaktion des unmittelbaren
Besitzers dar, sondern die Verwirklichung der deutlich
sichtbaren Ankündigung auf dem aufgestellten Schild. Das
reicht indes noch nicht aus, die Schadensersatzpflicht des K
zu bejahen. Nach der Rechtsprechung des BG H kann näm-
lich nur für solche Schadensfolgen Ersatz verlangt werden,
die innerhalb des Schutzbereichs der verletzten Norm lie-
gen; es muss sich um Folgen handeln, die in den Bereich der
Gefahren fallen, um derentwillen die Rechtsnorm erlassen
wurde, und es muss ein innerer Zusammenhang zwischen
der Pflicht- oder Normverletzung und dem Schaden, nicht
nur eine mehr oder weniger zufällige äußere Verbindung
bestehen (BGHZ 164, 50, 60 m.w.N.). Auch diese Voraus-
setzung liegt hier vor. Indem das Gesetz dem unmittelbaren
Besitzer als spontane Reaktion auf eine verbotene Eigen-
macht (Baur/Stürner, Sachenrecht, 17. Aufl., § 9 Rdn. 10)
das Selbsthilferecht (§ 859 BGB) zubilligt, dessen Ausü-
bung mit Kosten verbunden sein kann, stellt es selbst den
notwendigen Zusammenhang zwischen der Verletzung des
Schutzgesetzes (§ 858 Abs. 1 BGB) und der Schadensfolge
her. Auch entfällt die Schadensersatzpflicht des K nicht
deshalb, weil B selbst durch die Beauftragung des
Abschleppunternehmens die letzte Ursache für die Her-
beiführung des Schadens gesetzt hat. Denn die Schadens-
folge beruht nicht auf einem selbständigen oder freien Ent-
schluss des B, sondern auf seiner vom Gesetz (§ 859 BGB)
gebilligten Reaktion, die durch das Verhalten des K heraus-
gefordert wurde. Dies lässt die Ersatzpflicht des K
unberührt (vgl. nur BGHZ 57, 25, 29 f.; 63, 189, 192; 132,
164, 166). 

2. Inkassokosten

Der Senat billigt K einen Rückzahlungsanspruch unter dem
Gesichtspunkt der Bereicherung zu:

B kann diesen Betrag nicht als Schadensersatz verlangen; die
Zahlung des K erfolgte somit ohne Rechtsgrund, so dass er sie nach
§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB zurückfordern kann. 

Ein Schadensersatzanspruch des B nach § 823 Abs. 2 BGB i. V.
mit § 858 Abs. 1 BGB scheidet insoweit aus. Die Inkassokosten
sind als Folgeschaden anzusehen, der K nicht zuzurechnen ist. Die
Beauftragung des Inkassounternehmens diente nicht der Scha-
densbeseitigung oder Schadensverhütung, die den Schädiger unter
bestimmten Umständen nicht entlastet (BGHZ 75, 230, 234), son-
dern ausschließlich der Bearbeitung und außergerichtlichen
Abwicklung des Schadensersatzanspruchs des B. Solche Aufwen-
dungen kann der Geschädigte von dem Schädiger regelmäßig nicht
ersetzt verlangen (BGHZ 66, 112, 114). Dass hier eine Ausnahme
von diesem Grundsatz zum Tragen kommt, ist nicht ersichtlich. 

Ergänzender Hinweis:

Der BGH hat damit die von etlichen Supermärkten praktizierten
Abschleppmaßnahmen gegenüber Falschparkern im Wesentlichen
gebilligt und schadensersatzrechtlich sanktioniert. Die Lösung
über § 823 Abs. 2 BGB i. V. mit §§ 858, 859 BGB liegt auf der Linie,
die in Rspr. und Literatur überwiegend vertreten wird (s. zusam-
menfassend Vahle, DVP 2006, S. 373, 375 – 377). Auch die Ausü-
bung des Zurückbehaltungsrechts (§ 273 BGB) durch das vom
Parkplatzbesitzer beauftragte Abschleppunternehmen wird offen-
bar nicht beanstandet (s. demgegenüber OLG Bamberg, NJW
1996, S. 854). Indirekt wird damit die umstrittene Frage, ob das
Zurückbehaltungsrecht ein Recht zum Besitz (§ 986 BGB) gewährt
– und damit zur Ablehnung des Herausgabeanspruchs des
Eigentümers nach § 985 BGB berechtigt – erneut bejaht (a. A. z. B.
PWW/Jud, 4. Aufl. 2009, § 273 Rn.20).

J.V.

(OLG Hamm, Urt. v. 3.2.2009 – 9 U 101/07)

Bei einer an sich zulässigen und gebotenen Sperrung einer Stra-
ße muß die dafür verwendete Kette auch nachts aus 10 m Entfer-
nung zu erkennen sein.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Graue Metallketten zwischen mehreren Metallpfosten zur Sper-
rung einer Fußgängerzone einer Innenstadt stellen bei mangelhaf-
ter Erkennbarkeit eine erhebliche und deshalb abhilfebedürftige
Gefahrenquelle dar; sie sind dann mit der Pflicht zur Verkehrssi-
cherung (§§ 839 BGB, 9, 9a StrWG NRW) nicht vereinbar. 

In dem konkreten Fall war ein Radfahrer, der die Fußgängerzo-
ne mitternächtlich zulässig befahren hatte, über eine solche Kette
zu Fall gekommen. Ursächlich dafür war, dass sie frühestens auf
eine Entfernung von 10 m wahrzunehmen war. Die Gemeinde
musste den Schaden in vollem Umfang ersetzen, weil nur ein ganz
geringes Mitverschulden des Radfahrers in Frage kam. 

F.O.
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(OLG Hamm, Beschl. v. 12. 3. 2009 – 3 Ss 31/09 u. Urt. v. 18. 8. 2009
– 3 Ss 298/08)

1. Ordnet ein Polizeibeamter die Entnahme einer Blutprobe an,
ohne dass Gefahr im Verzug vorliegt, und beruft er sich nur auf
eine entsprechende „langjährige Praxis“, so handelt er grob feh-
lerhaft.

2. Der Verstoß gegen den in § 81a Abs. 2 StP0 normierten Richter-
vorbehalt führt zu einem Beweisverwertungsverbot.

3. Verletzt eine Justizverwaltung gröblich ihre Pflicht, dem verfas-
sungsrechtlich angeordneten Richtervorbehalt durch Einrichtung
eines richterlichen Bereitschaftsdienstes zur Nachtzeit Rechnung
zu tragen, so führt eine Durchsuchungsmaßnahme, die unter Ver-
letzung der Zuständigkeitsregelungen der StP0 durchgeführt
wurde, zu einem Beweisverwertungsverbot hinsichtlich der dabei
aufgefundenen Beweismittel. 

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

Zwei Fälle haben für Aufregung in der Polizei von Nordrhein-
Westfalen und zu eiligen Aktivitäten des Justizministeriums geführt.
Überraschend sind die beiden Judikate des OLG Hamm nicht. Seit
Jahren hat insbesondere das BVerfG die Beachtung des gesetzlichen
– insbesondere des verfassungsrechtlich fundierten – Richtervorbe-
halts bei bestimmten Eingriffsmaßnahmen gefordert. 

Der Beschluss vom 12. 3. 2009 (Leitsätze 1 und 2) liegt der alltäg-
liche Fall einer Blutprobe bei einem Kfz-Führer zugrunde:

Ein Polizeibeamter ordnete gegenüber einem alkoholisierten
Autofahrer die Entnahme einer Blutprobe an. „Entsprechend der
langjährigen Praxis“ versuchte der Beamte nicht, einen Richter zu
erreichen, obwohl ein richterlicher Eildienst bestand. Das OLG
Hamm hat die Verurteilung des Angeklagten aufgehoben und den Fall
an das AG zurückverwiesen. Es bejaht zunächst mit deutlichen Wor-
ten eine Verletzung des Richtervorbehalts. Eine Gefahr im Verzu-
ge – die zur Anordnungskompetenz des Beamten geführt hätte – habe
nicht vorgelegen. Ein Beweismittelverlust habe nicht gedroht bzw.
sei vermeidbar gewesen. Der Senat zeigt auch einen praktikablen ver-
fahrensrechtlichen Weg auf: Die Polizeibeamten hätten den Ange-
klagten zunächst auf der Grundlage des § 81a StP0 festhalten und
sich mit ihm auf den Weg zur Blutentnahme machen können.
Während dessen – und noch vor der Blutentnahme selbst – hätte man
dann noch versuchen können, fernmündlich die richterliche Anord-
nung für das weitere Vorgehen aufgrund des § 81a StP0 einzuholen.

Die vom Senat angenommene grobe Missachtung des Richtervor-
behalts führt konsequenterweise zu einem Beweisverwertungsver-
bot. Das Gutachten über die Blutalkoholkonzentration durfte somit
nicht zu Lasten des Angeklagten berücksichtigt werden. 

Das Urteil vom 18.8. 2009 (Leitsatz 3) bezieht sich auf eine nächt-
liche Wohnungsdurchsuchung; 

Der Angeklagte wurde am 13. 4. 2007 um 1.01 Uhr von Polizeibe-
amten angehalten und kontrolliert. Bei der Überprüfung seiner Perso-
nalien wurde ein starker Cannabis-Geruch festgestellt. In seinem
Rucksack wurde einige Klemmtüten mit Marihuana vorgefunden

und sichergestellt. Ein Beamter ordnete nach Rücksprache mit der
Leitdienststelle – die Kontakt zum Eindienstdezernenten der Staats-
anwaltschaft aufgenommen hatte – aufgrund „Gefahr im Verzug“ die
Durchsuchung des vom Angeklagten in der Wohnung seiner Eltern
bewohnten Zimmers. Dort wurden weitere Drogen gefunden und
sichergestellt. Das AG hat den Angeklagten deshalb wegen unerlaub-
ten Besitzes von Betäubungsmitteln verurteilt Gegen dieses Urteil
hat dieser Revision eingelegt und einen Teilerfolg errungen. Dem
Angeklagten – so das OLG – könne nur der Besitz derjenigen Betäu-
bungsmittel zur Last gelegt werden, die zum Tatzeitpunkt von der
Polizei in seinem Rucksack vorgefunden worden seien. Der Polizei-
beamte habe gegen den in Art. 13 Abs. 2 GG und § 105 Abs. 1 StP0
normierten Richtervorbehalt verstoßen. Dieser Verstoß führe dazu,
dass die bei der Durchsuchung des Zimmers des Angeklagten
gefundenen weiteren Drogen nicht als Beweismittel verwertet
werden dürften. Dabei spiele keine Rolle, dass in der Nachtzeit kein
Richter erreichbar gewesen sei. Dieser Umstand stelle einen groben
organisatorischen Mangel dar, weil nach dem vorhandenen Zahlen-
material ein Bedürfnis für einen Bereitschaftsdienst auch zur Nacht-
zeit bestehe. Aus der fehlerhaften Missachtung des Richtervorbehalts
durch die Justizverwaltung ergebe sich ein Beweisverwertungsverbot. 

J.V.

(OLG Karlsruhe, Urt. v. 7.4.2006 – 14 U 142/05)

Wird eine Verwaltungsrichtlinie nicht beachtet und entsteht
dadurch einen Bürger ein finanzieller Nachteil, kann er einen
Amtshaftungsanspruch geltend machen.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Das Oberlandesgericht Karlsruhe hat sich mit der Frage befasst,
ob ein Amtshaftungsanspruch (§ 839 BGB, Art. 34 GG) geltend
gemacht werden kann, wenn die zuständige Behörde die maßgebli-
chen Verwaltungsrichtlinien (hier: Grundsicherungsrichtlinien des
Landkreistages und des Städtetages Baden-Württemberg – GSR)
nicht beachtet hat und dadurch ein Schaden eingetreten ist. 

Unmittelbar war die Richtlinie zwar an die Verwaltung gerichtet.
Jedoch ist es ihre Aufgabe, den Beamten die Amtsausübung zu er-
leichtern und eine gleichmäßige und gerechte Behandlung der von
ihnen erfassten Sachverhalte zu gewährleisten.

Indessen führen Richtlinien zu einer Selbstbindung der Verwal-
tung, was ihnen in der Praxis die gleiche Wirkung wie der Erlass eines
formellen Gesetzes gibt. Daraus ergibt sich die Verpflichtung der Ver-
waltung, gleichgelagerte Sachverhalte gleich zu behandeln.

In dem konkreten Fall hatte die Behörde die Richtlinie zunächst
nur in den Fällen angewendet, in denen dies beantragt wurde oder in
denen es zu einer Bearbeitung der Sache aus anderen Gründen kam,
ansonsten in allen anderen Fällen erst ein Jahr später und nicht rück-
wirkend, was der Rechtslage widersprach und daher eine Amts-
pflichtverletzung darstellte. F. O.

Autoren der Rechtsprechungsbeiträge:

F.O. = Rechtsanwalt Dr. Franz Otto
J.V. = Prof. Dr. Jürgen Vahle

Rechtsprechung
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Schoch/Schmidt-Aßmann/Pietzner (Hrsg.), Verwaltungsgerichtsordnung, 17. Er-
gänzungslieferung, Stand Oktober 2008, rd. 280 Seiten, € 38,00, 
ISBN 978-3-406-58279-0

Den Schwerpunkt der aktuellen Ergänzungslieferung bildet die Kommentierung der Vor-
schriften über die Anfechtungs- und Verpflichtungsklage, die Feststellungsklage, die
objektive Klagehäufung, den Gegenstand der Anfechtungsklage sowie die Klageände-
rung. 
Die Erläuterungen zu § 42 Abs. 1 VwGO erreichen monographische Tiefe; insbesondere
wird der Begriff des Verwaltungsakts – und damit des Klagegegenstandes – detailliert
unter Berücksichtigung auch abgelegener Problemstellungen eingehend dargestellt.  Ein
nicht geringer Teil der Kommentierung ist der allgemeinen Leistungsklage gewidmet
(Rnr. 150 ff.). Umfassend erläutert wird des Weiteren die Feststellungsklage des § 43
VwGO. Sehr differenziert wird das Verhältnis der allgemeinen Feststellungsklage zu den
anderen Klagetypen erläutert (Stichwort: Subsidiarität). Neu gefasst sind weiterhin die
Darlegungen zum Gegenstand der Anfechtungsklage gem. § 79 VwGO und zu § 91
VwGO (Klageänderung).
Fazit: Der praxisnah und zugleich wissenschaftlich fundierte Loseblattkommentar ist
mit der vorliegenden Aktualisierung wieder up to date und darf erneut einen der Spitzen-
plätze der Kommentarliteratur zur VwGO beanspruchen.

Prof. Dr. Vahle

Zwißler, Schmerzensgeld Ratgeber Ausgabe 2009, 293 Seiten, kart., 9,95 €, Walhal-
la Fachverlag, ISBN 978-3-8029-7281-2

Schwerpunkt des Buches ist die „Entscheidungssammlung Schmerzensgeld“. Sie ent-
hält eine nach der Höhe der ausgeurteilten Schmerzensgeldbeträge geordnete Samm-
lung einschlägiger Entscheidungen – beginnend mit dem HWS-Schleudertrauma
(150 €) bis zu schwersten Verletzungen (die Höchstsumme beträgt 980.000 €). Die
Masse der Fälle ist freilich im unteren und mittleren Bereich; selten wird die Grenze von
20.000 € überschritten. Die deutsche Rechtsprechung tendiert – gemessen an US-Maß-
stäben – zur (falschen?) Bescheidenheit. 
Die textlichen Angaben erfassen neben den notwendigen Suchangaben (Gericht, Ent-
scheidungsdatum, Fundstelle – warum nicht das Aktenzeichen?) eine schlagwortartige
Bezeichnung der jeweiligen körperlichen Beeinträchtigung und der Folgen (z.B.
Arbeitsunfähigkeit). Im zweiten Teil findet sich eine – deutlich kürzere – Entschei-
dungssammlung zur Schmerzensgeldrente. Abgerundet wird das Fachbuch durch einen
Abschnitt über die Inflationsbereinigung nach dem offiziellen Preisindex und ein (sehr
nützliches) Fachwortverzeichnis. Als weiteren (Aktualisierungs-)Service stellt der Ver-
lag den Käufern eine Online-Anbindung zur Verfügung.
Fazit: Vor Allem für Rechtsanwälte bildet der Ratgeber eine griffige und instruktive
Informationsquelle. Darüber hinaus bietet es auch Laien eine gut verständliche erste
Orientierung in Schadensfällen. Schließlich ist die Anschaffung auch Verwaltungs-
behörden – insbesondere Kommunen – zu empfehlen, die mit Schmerzensgeldforde-
rungen (z.B. bei Verletzung der Verkehrssicherungspflichten) konfrontiert werden. 

Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld

Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 5. Aufl. 2009, 2.591 Seiten, in Leinen, 168,00 €,
C.H. Beck, ISBN 978-3-406-58043-7

Mit leicht erhöhter Seitenzahl und maßvoll erhöhtem Preis präsentiert sich die 5. Aufla-
ge des Kommentars. Das schnelle Erscheinen indiziert, dass das Werk sich auf dem
Markt etabliert hat. 
Der „Sachs“ schließt die Lücke zwischen den (mehrbändigen) sog. Großkommentaren
und Kurzkommentaren; während erstere angesichts ihres Umfanges den (eiligen) Leser
eher abschrecken, können die letzteren schon aus Raumgründen vielfach nicht die
Detailinformationen bringen, die den Ratsuchenden interessieren.
Die Hauptaufgabe für das Bearbeiterteam bestand darin, die Fülle der seit 2007 ergan-
genem neuen Entscheidungen und Gesetze einzuarbeiten. Diese Pflicht ist – wie Stich-
proben gezeigt haben – vorbildlich erfüllt worden. Zwei Beispiele: Das vom BVerfG
„entdeckte“ Grundrecht auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität infor-
mationstechnischer Systeme (s. NJW 2008, S. 822) wird präzise erläutert, wobei der
Kommentator (m. E. zu Recht) die Notwendigkeit dieser Kreation bezweifelt (Art. 2
Rn. 73c).
Mit der automatisierten Autokennzeichenerfassung (BVerfG., NJW 2008, S. 1505)
befasst sich – unter dem Stichwort „Videoüberwachung“ – die Passage zu Rn. 88a
(Art. 2).
Auch in Bezug auf die äußere Gestaltung lässt der „Sachs“ nach wie vor keine Wünsche
offen. Ein gut lesbares Schriftbild, Hervorhebungen in Fettdruck sowie ein dicht gestaf-
feltes Randnummernsystem erlauben einen schnellen Zugriff auf das gesuchte Stich-
wort bzw. Problem. Zur Benutzerfreundlichkeit trägt weiterhin die einheitliche Darstel-
lungsform bei. Im Anschluss an den Verfassungstext finden sich (im Kleindruck) Hin-
weise auf die Entstehungsgeschichte der Norm, auf historische Verfassungstexte, ent-
sprechende Regelungen in den Landesverfassungen, supra- und internationale Texte,
bedeutende Entscheidungen und ausgewähltes Schrifttum. Der nachfolgenden Kom-
mentierung der jeweiligen Grundrechtsnorm wird eine Inhaltsübersicht vorangestellt.
Auch die aktuelle Auflage des „Sachs“ ist für den Praktiker in Verwaltung und Justiz
eine vorzügliche Informationsquelle. 

Fazit: Der „Sachs“ gehört zum Pflichtbestandteil jeder gut sortierten rechtswissen-
schaftlichen (Hand-)Bibliothek in Behörden, Gerichten und Anwaltspraxen.

Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld.

Gärtner, Was die Satire darf – Eine Gesamtbetrachtung zu den rechtlichen Grenzen
einer Kunstform, 2009, 335 Seiten, € 68,00, Duncker & Humblot,
ISBN 978-3-428-12669-9

Das vorliegende Werk ist als Dissertation an der Universität Mainz im Jahre 2007 ange-
nommen worden. Karikaturen als verfremdende Kunstform haben die Rechtsprechung
– insbesondere die Strafgerichte – häufig beschäftigt. Nicht nur im politischen Mei-
nungskampf, sondern auch im sog. Show-Business ist Satire ein beliebtes Stilmittel, wie
z.B. der Fall einer ehemaligen Tagesschausprecherin beweist, die im Rahmen eines TV-
Satiremagazins als Mörderin in einem fiktiven Spielfilm präsentiert wurde. So gut Sati-
re das Publikum unterhält, so vernichtend kann die Wirkung auf Kosten derjenigen Per-
son sein, die auf diese Weise „aufgespießt“ wird. Der zum Mittel der Satire Greifende
kann sich zwar auf die – nicht unter einem Gesetzesvorbehalt stehende – Kunstfreiheit
(Art. 5 Abs. 3 GG) berufen, läuft aber Gefahr, die immanenten Schranken dieses Grund-
rechts zu überschreiten. Da die Grenzlinie nicht eindeutig ist, sondern mehr oder weni-
ger stark verschwimmt, sind Rechtsstreitigkeiten programmiert. Der Autor hat sich der
dankbaren, letztlich aber wohl nicht bis ins Letzte lösbaren Aufgabe unterzogen, diese
Grenzen zu präzisieren. Er zeichnet die Entwicklung der Rechtsprechung sorgfältig
nach und fasst die Ergebnisse prägnant zusammen; einzelne Entscheidungen werden
kritisch gewürdigt. 
Besonderes Gewicht legt der Autor auf die „werkgerechte Rezeption“ der jeweiligen
Satire. Danach ist neben dem „Aussagekern“ auch das „ästhetische Gewand“ einer
selbstständigen rechtlichen Bewertung zu unterziehen. Im Ergebnis dürfte dies der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu den Grenzen des Art. 5 Abs. 3 GG
entsprechen. 
Fazit: Eine sehr lesenswerte Schrift für alle, die sich – sei es beruflich, sei es im Rahmen
einer wissenschaftlichen Arbeit – mit dem Thema „Satire“ zu befassen haben.

Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld 

Löhnig, Schuldrecht II Besonderer Teil 1: Vertragliche Schuldverhältnisse, 2009,
158 Seiten, kart. € 19, 90, Kohlhammer, ISBN 978-3-17-019564-6

Das vorliegende Lehrbuch behandelt die zentralen Schuldverhältnisse des besonderen
Teils: Kaufvertrag, Tausch, Schenkung, Werkvertrag, Reisevertrag, Miete, Pacht, Leihe
und Bürgschaft sowie das – nicht eigens geregelte – Leasing. Damit ist das Werk thema-
tisch auf mittlere Semester im Jurastudium ausgerichtet. Selbstverständlich können auch
Absolventinnen und Absolventen von juristisch geprägten FH- Ausbildungsgängen mit
Gewinn zu dem Buch greifen. Seine Vorzüge liegen in der klaren Gliederung und der ein-
gängigen Sprache. Die Kernaussagen sind sehr gut nachvollziehbar und prägen sich
demgemäß gut ein. Zahlreiche Beispiele verdeutlichen den nicht ganz einfachen Stoff.
Im Anhang sind wichtige Entscheidungen zusammengestellt, des Weiteren findet der
Leser einige (besonders klausurrelevante) Schemata („Mängelrechte des Käufers“) so-
wie eine Liste von wichtigen Definitionen. 
Fazit: Das sympathische Buch erfindet das Rad zwar nicht neu, stellt aber – auch im Hin-
blick auf den Preis – ein attraktives Angebot auf diesem Rechtsgebiet dar. Empfehlens-
wert!

Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Stern/Geerlings, Nichtraucherschutz in Deutschland, 88 Seiten, kart. € 18,00, Verlag
Vahlen, ISBN 978-3-8006-3507-8

Die Zeiten für Raucher sind schwer geworden. Die Länder haben Nichtraucherschutz-
gesetze erlassen und das Rauchen im öffentlichen Bereich – insbesondere in Gaststätten –
verboten oder doch merklich eingeschränkt. Erste Gerichtsentscheidungen liegen vor,
sie  bilden vermutlich aber nur die Vorhut für eine Prozessflut aufgrund von Klagen ins-
besondere von Gastwirten, die ihre wirtschaftliche Existenz durch die „Vertreibung“ der
Raucher gefährdet sehen. Mit weiteren Verschärfungen durch europäische Vorgaben ist –
wie so oft – zu rechnen. Die vorliegende Studie (zum öffentlichen Recht und zur Verwal-
tungslehre Bd. 78) beleuchtet die internationalen und verfassungsrechtlichen Vorgaben
unter Einschluss der Zuständigkeitsproblematik. Das Rauchen wird hierbei als
Bestandteil der allgemeinen Handlungsfreiheit im Sinne des Art. 2 Abs. 1 GG begriffen.
Hieraus ergibt sich ein Spannungsverhältnis zum Anspruch des Nichtrauchers auf
Schutz seines Lebens und der körperlichen Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG). Im
Rahmen der danach erforderlichen Güterabwägung kommen die Autoren zu dem –
wohl nicht überraschenden – Ergebnis, dass Rauchverbote für den öffentlichen Bereich
grundsätzlich zulässig seien. Aus Sicht der Studie verlangt der Verhältnismäßigkeits-
grundsatz auch nicht das Vorhalten von „Raucherräumen“. Als letztes Refugium für
Raucher verbleibt danach nur der Privatbereich, der durch Art. 13 GG verstärkten ver-
fassungsrechtlichen Schutz genießt.
Fazit: Die fundierte Studie sollte zur Pflichtlektüre aller gehören, die sich mit Rauch-
verbotsfragen beschäftigen müssen, also z.B. Verwaltungsbeamte, Richter und Rechts-
anwälte. Für Studierende ist das Werk insofern von Interesse, als Fragestellungen aus
diesem Bereich verstärkt Gegenstand von Klausuren und Hausarbeiten werden dürften.

Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

SCHRIFTTUM
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Wolf, Personalvertretungsrecht des Bundes, 3. Aufl. 2008, 222 Seiten mit CD-
ROM, € 29, 00, Walhalla Fachverlag, ISBN 3-8029-1868-1

Der vorliegende Ratgeber in der bewährten Walhalla- Fachbuchreihe ist – wie die Ver-
lagswerbung es charakterisiert – ein „praxisorientiertes Medienpaket“, bestehend aus
Buch mit CD-ROM. Nach einer Einführung in die Grundlagen des Personalvertretungs-
rechts erläutert der Autor die Aufgaben von Gewerkschaften und Personalräten, die
Rechtsstellung der Personalratsmitglieder, den rechtlichen Aktionsrahmen bis hin zum
personalvertretungsrechtlichen Beschlussverfahren. Im Anschluss an diese Erläuterun-
gen (rd. 150 Seiten) folgt der Abdruck des Bundespersonalvertretungsgesetzes.
Die Ausführungen werden aufgelockert durch zahlreiche Hinweise auf Recht-
sprechung. Die Wiedergabe der Entscheidungen ist stets gut verständlich und aus dem
Kontext nachvollziehbar. Nicht ganz zeitgemäß ist das Fehlen von Randnummern, auf
die im Sachverzeichnis hätte Bezug genommen werden können. Ein dickes Plus ist die
beigefügte CD-ROM; sie enthält Erläuterungen, Entscheidungen, Vorschriften, Vor-
drucke und Musterschreiben und stellt eine sehr sinnvolle Ergänzung des Textes dar.
Fazit: Das Buch bietet eine gute und praxisorientierte Einführung in das Personalvertre-
tungsrecht des Bundes.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld

Marburger/Dahm, Nichteheliche Lebensgemeinschaften. Eingetragene Part-
nerschaften, 2009, 111 Seiten, kart. € 9,95, Walhalla, ISBN 978-3-8029-3829-0

Über die praktische Relevanz von „NEG“ muss wohl kein Wort verloren werden; im Jahre
2007 gab es rd. 2,4 Millionen nichteheliche Lebensgemeinschaften in Deutschland (S.
13). Von weit geringerer Relevanz ist demgegenüber das Modell der eingetragenen Part-
nerschaft (rd. 15.000 im Jahre 2007). Zu Recht wird der Schwerpunkt der Darstellung
auf die „NEG“ gelegt. Das Buch liefert freilich keine umfassende Darstellung der
Rechtsprobleme, die mit dieser Form des Zusammenlebens verbunden sein wird. Der
Untertitel des Buches klärt auf: es geht um die sozialen Ansprüche, die den Beteiligten
einer solchen Gemeinschaft zustehen können. Im einzelnen haben die Autoren folgende
Bereiche behandelt: Sozialrecht, Kranken- und Pflegeversicherung, Rentenversicherung,
Unfallversicherung, Sozialhilfe und Grundsicherung für Arbeitsuchende. Ein Register
„hilfreicher Adressen“ und ein Stichwortverzeichnis runden die Ausführungen ab.

Fazit: In übersichtlicher und instruktiver Form werden die wichtigsten Rechte dargestellt,
die den Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft bzw. einer eingetragenen Part-
nerschaft gegen Träger von Sozialleistungen zustehen.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld

Wagner/Leppek, Beamtenrecht, 10. Aufl. 2009, 202 Seiten, kartoniert, € 20,00,
C. F. Müller, Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm, ISBN 978-3-8114-9614-9

Das Buch hat – wie die Auflagenzahl beweist – freundliche Aufnahme bei den Adressa-
tengruppen gefunden (so die Besprechung der 9. Auflage). Die Änderungen im Beam-
tenrecht durch das Dienstrechtsneuordnungsgesetz haben eine Neubearbeitung erfor-
derlich gemacht. Einige Veränderungen zur Vorauflage fallen auf: Die Verantwortung
für das Buch trägt nunmehr (auch) Sabine Leppek, die als Hochschullehrerin an der
Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung tätig ist. Der Grundriss
erscheint in der Reihe „Start ins Recht“ und hat an Umfang gewonnen (rd. 50 Seiten).
Die Autoren haben es auch bei der aktuellen Auflage verstanden, die Grundzüge des all-
gemeinen Beamtenrechts anschaulich und gut lesbar darzustellen. Die Darstellung
beruht zwar auf dem Bundesrecht, doch dürfte die Transferleistung auf die landesbeam-
tenrechtlichen Vorschriften keine großen Schwierigkeiten machen. Schaubilder, zahl-
reiche Beispiele und 18 (Klausur-) Fälle (mit knappen, aber hinreichenden Lösungen)
tragen zur besseren Verständlichkeit bei. Anhand von umfangreichen Literatur- und
Rechtsprechungshinweisen ist eine Vertiefung ohne weiteres möglich.

Fazit: Der angesprochene Personenkreis – primär Absolventen der Fachhochschulen
für die öffentliche Verwaltung, aber auch Jurastudenten und Rechtsreferendare –  kann
sich anhand des „Wagner/Leppek“ einen schnellen und instruktiven Überblick über die
Materie verschaffen. 

Reg.- Dir. Günter Haurand, Bielefeld

Dörndorfer, Der Streitwert für Anfänger, 5. Aufl. 2009, 95 Seiten, kart. € 26,–, 
C. H. Beck, ISBN 978-3-496-58991-1; derselbe, Prozesskosten- und Beratungshilfe
für Anfänger, 5. Aufl. 2009, 147 Seiten, kart. € 28,–, C. H. Beck, 
ISBN 978-3-406-58990-4

Die beiden hier anzuzeigenden Werke aus der Feder des Fachhochschullehrers an der
Bayerischen Beamtenfachhochschule Starnberg und ehemaligen Rechtspflegers Dörn-
dorfer dürften vor allem für Nachwuchskräfte in der Justiz von Bedeutung sein. Darüber
hinaus bieten sie aber auch frisch gebackenen Rechtsanwälten eine erste Orientierungs-
hilfe auf Gebieten, die nicht zu den Kernmaterien der juristischen Ausbildung gehören.
Das Buch zum „Streitwert“ enthält die wesentlichen Regeln für die Bestimmung des –
unter verschiedenen Aspekten relevanten- Streitwerts. Der Schwerpunkt liegt hierbei
auf zivilrechtlichen Streitigkeiten; die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird nur auf weni-
gen Seiten abgehandelt. Zahlreiche Beispiele mit Lösungen verdeutlichen den spröden

Stoff. Die Falllösungen im Werk über die Prozesskosten- und Beratungshilfe sind
zudem graphisch aufbereitet und dadurch noch besser nachvollziehbar.
Hilfreich ist auch der Abdruck von Gesetzestexten. Mit der aktuellen Auflage hat der
Verfasser die Bände auf den Rechtsstand Mai 2009 gebracht. Eingearbeitet wurde ins-
besondere das FGG-Reformgesetz, das am 1. September 2009 in Kraft getreten ist.

Fazit: Zwei nützliche Kurz-Lehrbücher, die einen schnellen Einstieg in das Streitwert-
recht sowie das Gebiet der Prozesskosten- und Beratungshilfe ermöglichen.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld

Friesecke, Bundeswasserstraßengesetz, 6. Aufl. 2009, 915 Seiten, geb. € 168,–,
Wolter Kluwer, ISBN 978-3-452-26906-5

Der gediegene Kommentar hat sich in der Tat – so die Verlagswerbung – als „kompetenter
Lotse“ durch das Bundeswasserstraßengesetz erwiesen. Einer Vorstellung im Einzelnen
bedarf der „Friesecke“ wohl nicht mehr. Allen, die – sei es in Behörden oder in Gerichten
– mit Fragen des WaStrG befasst sind, dürfte das Werk wohlbekannt und vertraut sein.
Zahlreiche Novellen haben das WaStrG in den letzten Jahren verändert. An prominenter
Stelle ist hier die Föderalismusreform I zu nennen. Der Autor hat die Novellen zuverlässig
eingearbeitet und den Kommentar damit auf den Stand Ende 2008/Anfang 2009 gebracht.
Konzeption und Gestaltung des Werkes sind zu Recht gleich geblieben. 
Für einen „Newcomer“ auf dem Gebiet ist die Lektüre der Einleitung (mehr als 60 Seiten)
sehr zu empfehlen. Friesecke zeichnet die historischen Entwicklungslinien anschaulich
nach, umreißt die verfassungsrechtlichen Grundlagen und gibt nützliche Hinweise auf ein-
schlägige Rechtsquellen außerhalb des WaStrG. Auch die Kommentierung des Gesetzes
lässt keine Wünsche offen. Das Druckbild ist sehr gut lesbar; Hervorhebungen der Schlüssel-
begriffe in Fettdruck steigern den Benutzerkomfort weiter. Wünschenswert wäre es, wenn in
künftigen Auflagen die Nachweise aus Rechtsprechung und Literatur in Fußnoten unterge-
bracht würden. Ein umfangreiches Sachregister rundet das Werk vorteilhaft ab.

Fazit: Ein ausgezeichneter Kommentar, der eine wahre Fundgrube für alle Probleme
darstellt, die mit der Handhabung des WaStrG verbunden sind.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld

Tettinger/Erbguth/Mann, Besonderes Verwaltungsrecht, 10. Aufl. 2009, 624 Seiten,
kart. € 26,-, C.F. Müller, ISBN 978-3-8114-9712-2

Das in der Reihe „Schwerpunkte“ erschienene Werk behandelt den Pflichtenkanon im
Fach Besonderes Verwaltungsrecht: das Kommunalrecht, das Polizei- und Ordnungs-
recht sowie das Baurecht. Nur rd. zwei Jahre sind seit der Vorauflage verstrichen. Der
Umfang ist um mehr als 60 Seiten gewachsen, der Preis ist nur geringfügig erhöht wor-
den. Charakteristisch für die „Schwerpunkte-Bücher“ ist der induktive Stil, der den
Stoff anhand von praktischen Fällen vermittelt. Der vorliegende Band macht hier keine
Ausnahme. Des Weiteren finden sich zahlreiche kleine Beispiele, die den Stoff weiter
veranschaulichen. Neu aufgenommen sind 25 Übersichten bzw. Schaubilder, die zur
Anschaulichkeit beitragen. Im Polizei- und Ordnungsrecht wären ergänzend vollständi-
ge – und am besten auch kommentierte – Aufbauschemata für die gutachtliche Prüfung
von ordnungs- und polizeirechtlichen Verwaltungsakten wünschenswert. Die äußere
Gestaltung des Buches ist ansprechend, zumal die Nachweise konsequent in die Fußno-
ten verbannt wurden. Literatur und Rspr. sind umfassend nachgewiesen, so dass dem
Leser die Möglichkeit geboten wird, sich – falls erforderlich – noch eingehender mit den
behandelten Problemen zu befassen. Eine Schwäche teilt das Werk mit (fast) allen Lehr-
büchern zum besonderen Verwaltungsrecht. Abgesehen vom Bauplanungsrecht sind die
dargestellten Rechtsgebiete eine Domäne der Länder. Auf Landesspezifika kann eine
allgemeine Darstellung daher zwangsläufig nicht intensiv eingehen. Immerhin zitieren
die Autoren vielfach die Vorschriften anderer Bundesländer und weisen auf einige
Besonderheiten hin. Dennoch bleibt der Versuch einer „flächendeckenden“ Darstellung
mit Fallstricken verbunden. So schleichen sich schnell Ungenauigkeiten und (kleinere)
Fehler ein.   Beispielsweise wird die allgemeine sachliche Zuständigkeit der nordrhein-
westfälischen Ordnungsbehörden in § 5 I 1 OBG verortet (Rn. 642). Entgegen der – irre-
führenden – Überschrift regelt diese Norm indessen in Verbindung mit § 3 OBG die
instanzielle Zuständigkeit; die sachliche Zuständigkeit folgt aus § 1 OBG. 
Ermächtigungsgrundlage für Aufenthaltsverbote ist auch nicht die „Standardmaßnahme
der Platzverweisung“ (Rn. 450). Aus der knappen Falllösung wird insbesondere nicht hin-
reichend ersichtlich, dass derartige Aufenthaltsverbote z. B. in Nordrhein-Westfalen nicht
durch Ordnungsbehörden verhängt werden dürfen (exklusive Befugnis der Polizei: § 34
Abs. 2 PolG NRW i. V. mit § 24 Nr. 13 OBG). Ärgerlich ist, dass in Rn. 641 die nordrhein-
westfälischen Bezirksregierungen als Landespolizeibehörden aufgeführt sind, obwohl
der Gesetzgeber diese Funktion der Mittelinstanz schon vor Jahren beseitigt hat. Der Nut-
zer des Buches ist daher gut beraten, sich eingehend mit „seinen“ Gesetzen zu befassen.
Im Anhang ist nach wie vor der sog. Musterentwurf abgedruckt, der heute allerdings in
Ansehung der zersplitterten Gesetzgebung auf dem Feld des allgemeinen Polizei- und
Ordnungsrechts nur noch historisch interessant ist. 

Fazit: Das Lehrbuch gibt einen guten Überblick über die dargestellten Materien und kann
vor allem Jurastudenten zur Anschaffung empfohlen werden.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld
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Battis/Krautzberger/Löhr, Baugesetzbuch, 11. Aufl. 2009, 1503 Seiten, in Leinen
€ 88, 00, C. H. Beck, 978-3-406-58383-4

Nicht einmal zwei Jahre sind seit der Vorauflage vergangen. Die Neubearbeitung beruht
nicht nur darauf, dass die Altauflage vergriffen ist – ein deutliches Zeichen für den
Erfolg des Kommentars –, sondern (ausweislich des Vorwortes) auch darauf, dass eine
Reihe gesetzlicher Änderungen (z.B. das Raumordnungsrecht) und eine Vielzahl ge-
richtlicher Entscheidungen einzuarbeiten waren.
Erfreulicherweise ist der Umfang nur um wenige Seiten gewachsen, der Preis unverän-
dert geblieben. 
Der – in der sog. Gelben Reihe des Beck-Verlages verlegte – Kommentar dürfte allen
vertraut sein, die sich mit Fragen des Bauplanungsrechts befassen. Gestaltung und
Inhalt des Buches sind oft beschrieben und gerühmt worden, so dass es schwer fällt, dem
bisherigen Lob noch etwas Originelles  hinzuzufügen. Stichproben haben gezeigt, dass
die Autoren – wie kaum anders zu erwarten – Literatur und Rechtsprechung zuverlässig
und bruchlos in den Text integriert haben.

Fazit: Der Handkommentar zum BauGB ist nach wie vor ein für Praxis und Lehre glei-
chermaßen unentbehrliches Arbeitsmittel. Uneingeschränkt empfehlenswert!

Reg.-Dir. G. Haurand, Bielefeld

Petersen-Thrö/Robrecht/Elzermann, Polizeirecht für Sachsen, 3. Aufl. 2009, 249 Sei-
ten, kart. € 24,00, Nomos, ISBN 978-3-8329-3883-3

Bei dem vorliegenden Werk handelt es sich nicht – wie der Titel vermuten lassen könn-
te – um ein Lehrbuch zum Polizeirecht in Sachsen. Der Untertitel klärt auf: Es handelt
sich um Fälle und Lösungen, die ihren Schwerpunkt im SächsPolG haben. Insgesamt
werden 17 Fälle aufbereitet, die einen Streifzug durch die vollzugspolizeiliche Praxis
vermitteln. Es geht u. a. um eine Razzia in einer „Teestube“, eine Wohnungsverweisung
gegenüber einem prügelnden Ehemann und Maßnahmen gegen Stadtstreicher. Bemer-
kenswerterweise hat auch der fast sprichwörtliche „Maschendrahtzaun“ Eingang in das

Buch gefunden. Die Fälle sind gut ausgewählt, die Begründungen sind sehr sorgfältig.
Die Lösungen orientieren sich an den eingangs abgedruckten Aufbauschemata,
wodurch der Übungseffekt verstärkt wird.
Rechtsprechung und Literatur sind umfassend eingearbeitet. Dass solche Musterlösungen
im Ernstfall einer Prüfung nicht zu verlangen sind, steht natürlich auf einem anderen Blat-
te. Über den Einübungseffekt hinaus eigenen sich die Lösungen auch für eine – partielle –
Wiederholung des materiellen Polizeirechts. Hauptadressaten des gelungenen Werkes
sind wohl in erster Linie Absolventinnen und Absolventen der Polizeiausbildung in Sach-
sen. Darüber hinaus ist das Buch auch für Studierende im Fach Jura nützlich.

Fazit: Eine empfehlenswerte Fallsammlung, deren gründliche Durcharbeitung hohen
Nutzen bei Klausurarbeiten verspricht.

Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld

Bundesbeamtengesetze, 49. Ergänzungslieferung, Stand: Juni 2009, rd. 310 Seiten,
in Schlaufe € 26,00, C. H. Beck, ISBN 978-3-406-58431-2

Die vorliegende Ergänzungslieferung bringt das entsprechende Grundwerk (rd. 1640
Seiten, € 48,00, ISBN 978-3-406-36503-4) auf den Stand der Jahresmitte. Sie war not-
wendig geworden durch die zahlreichen Änderungen durch die Verordnung zur Ände-
rung arbeitszeit- und arbeitsrechtlicher Vorschriften, das Dienstrechtsneuordnungsge-
setz, die Verordnung zur Neuregelung mutterschutz- und elternzeitrechtlicher Vor-
schriften sowie durch die neue Bundeslaufbahnverordnung. Angesichts der hohen Zahl
der betroffenen Normwerke ist das Unternehmen des Verlages, konsolidierte Fassungen
zur Verfügung zu stellen, sehr zu begrüßen.

Preis und Leistung stehen in einem (noch) angemessenen Verhältnis.
Reg.- Dir. G. Haurand, Bielefeld
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